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1716/2017
Rettungsdienstgesetz (RDG)

Vom 28. März 2017 
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2120-22

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Inhaltsübersicht:

§ 1  Ziel und Aufgabenbeschreibung, Geltungsbereich

§ 2 Begriffsbestimmungen

§ 3 Aufgabenträgerschaft

§ 4 Aufgabenwahrnehmung

§ 5 Beauftragung

§ 6 Kosten

§ 7 Vereinbarung über Benutzungsentgelte

§ 8 Schiedsstelle und Schiedsverfahren

§ 9 Datenschutz, Dokumentation

§ 10 Qualitätsmanagement

§ 11 Ärztliche Leitung Rettungsdienst

§ 12 Rettungsmittel

§ 13 Notärztliche Versorgung

§ 14  Arztbegleitung bei Sekundär- und Intensiv-
transporten

§ 15 Besetzung der Rettungsmittel

§ 16 Fortbildung des Rettungsdienstpersonals

§ 17 Rettungsleitstelle

§ 18  Hygiene und Infektionsschutz, Medizinprodukte

§ 19 Luftrettung

§ 20 Großschadensereignis

§ 21 Organisierte Erste Hilfe

§ 22 Genehmigungserfordernis für Krankentransport

§ 23 Antragstellung

§ 24 Genehmigung

§ 25  Pflichten der Unternehmerin oder des Unter-
nehmers

§ 26  Weiterführung des Unternehmens, Veräuße-
rung und Rechtsformänderung

§ 27  Anwendung der Verordnung über den Betrieb 
von Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr

§ 28 Sanitätsdienst bei Veranstaltungen

§ 29 Werksrettungsdienst

§ 30 Schutz von Bezeichnungen

§ 31  Missbrauch und Fehlgebrauch von Notrufein-
richtungen

§ 32 Verordnungsermächtigung

§ 33 Ordnungswidrigkeiten

§ 34 Übergangsbestimmungen

§ 35 Zuständigkeiten und Aufsicht

§ 36 Einschränkung von Grundrechten

§ 37 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 1 
Ziel und Aufgabenbeschreibung, Geltungsbereich

(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, der Bevölkerung be-
darfs- und fachgerecht Leistungen des Rettungs-
dienstes zu tragbaren Kosten zur Verfügung zu 
stellen.

(2) Rettungsdienst umfasst die Notfallrettung, den 
Intensivtransport und den Krankentransport, auch 
im Rahmen der Bewältigung von rettungsdienstli-
chen Großschadensereignissen und unbeschadet 
anderer Rechtsvorschriften.

(3) Die Luftrettung ist ergänzender Teil des Ret-
tungsdienstes (§ 19).

(4) Rettungsdienst ist staatliche Aufgabe und durch 
den öffentlichen Rettungsdienst sicherzustellen.

(5) Außerhalb des Rettungsdienstes dürfen Kran-
kentransporte nur auf der Grundlage einer Geneh-
migung nach § 22 durchgeführt werden.

(6) Dieses Gesetz gilt nicht für

1. die Betreuung und Beförderung behinderter 
Menschen, sofern die Betreuungs- und Beförde-
rungsbedürftigkeit ausschließlich auf die Behin-
derung zurückzuführen ist,

2. Krankenfahrten, bei denen Personen befördert 
werden, die keine Versorgung nach diesem Ge-
setz benötigen,

3. Patiententransporte, die auf demselben Be-
triebsgelände einer Behandlungseinrichtung im 
Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 3 durchgeführt 
werden; hierfür trägt die Behandlungseinrich-
tung die Verantwortung,

4. betriebliche Maßnahmen nach dem Arbeitsschutz-
gesetz vom 7. August 1996 (BGBl. I S. 1246), 
zuletzt geändert durch Artikel 427 der Zuständig-
keitsanpassungsverordnung vom 31. August 
2015 (BGBl. I S. 1474), oder dem Siebten Buch 
Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Unfallversiche-
rung; soweit Beförderungen in eine geeignete 
Behandlungseinrichtung im Einvernehmen mit 
der Rettungsleitstelle durchgeführt werden sol-
len, gelten die §§ 12 und 15 entsprechend,

5. die von Versicherungen beauftragte Patienten-
rückholung in das Land, in dem die Hauptwoh-
nung im Sinne des Melderechts liegt, einschließ-
lich Anschlusstransport bei einem vorhergehen-
den Lufttransport; hierfür trägt die Versicherung 
die Verantwortung,
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6. Leistungen nach den Rettungsdienstgesetzen 
der anderen Länder in der Bundesrepublik 
Deutschland, soweit ausschließlich der Zielort 
innerhalb von Schleswig-Holstein und der 
Schwerpunkt der Leistungserbringung außer-
halb von Schleswig-Holstein liegen,

7. die medizinische Versorgung und die Beförde-
rung von Personen auf der Grundlage des Lan-
deskatastrophenschutzgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Dezember 2000 
(GVOBl. Schl.-H. S. 664), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 7. September 2016 (GVOBl. Schl.-
H. S. 796), sowie der für die Polizei, die Bun-
despolizei und die Bundeswehr geltenden Gesetze.

§ 2 
Begriffsbestimmungen

(1) Notfallrettung ist die präklinische notfallmedizi-
nische Versorgung von Notfallpatientinnen und 
Notfallpatienten. Notfallpatientinnen und Notfallpa-
tienten sind Personen, die sich in unmittelbarer Le-
bensgefahr befinden und daher unverzüglich not-
fallmedizinisch versorgt werden müssen; dazu ge-
hören auch Personen, bei denen eine signifikante 
Verschlechterung des Gesundheitszustandes zu er-
warten ist, wenn sie nicht unverzüglich notfallme-
dizinisch versorgt werden. Soweit dies medizinisch 
erforderlich ist, umfasst die Notfallrettung die Be-
förderung von Notfallpatientinnen und Notfallpati-
enten in einem geeigneten Rettungsmittel in eine 
der nächstgelegenen geeigneten Behandlungsein-
richtungen.

(2) Krankentransport ist die fachgerechte medizini-
sche Betreuung und Beförderung von verletzten, 
erkrankten oder sonst in einer Körperfunktion be-
einträchtigten Personen, die während der Fahrt ei-
ner medizinischen Versorgung oder der besonderen 
Einrichtungen eines Krankenkraftwagens bedürfen 
oder bei denen dies aufgrund ihres Zustandes zu 
erwarten ist und die keine Notfallpatientinnen oder 
Notfallpatienten sind, in einem geeigneten Ret-
tungsmittel.

(3) Sekundärtransport ist die Beförderung von in ei-
ner Behandlungseinrichtung bereits ärztlich ver-
sorgten Personen in einem geeigneten Rettungs-
mittel zur medizinisch erforderlichen Behandlung in 
eine andere Behandlungseinrichtung. Der Sekun-
därtransport umfasst, soweit dies medizinisch er-
forderlich ist, auch die ärztliche Begleitung. Ein Se-
kundärtransport ist der Notfallrettung zuzuordnen, 
wenn aufgrund unmittelbarer Lebensgefahr oder 
der Gefahr einer signifikanten Verschlechterung 
des Gesundheitszustandes höchste Eile geboten ist 
oder medizinisch eine ärztliche Begleitung erforder-
lich ist. Im Übrigen ist er dem Krankentransport zu-
zuordnen.

(4) Intensivtransport ist die fachgerechte medizini-
sche Betreuung einer Person, die während der 

Fahrt einer intensivmedizinischen Versorgung mit 
einem für Intensivtransporte geeigneten Rettungs-
mittel bedarf.

(5) Die Luftrettung erfolgt durch den Einsatz von 
Hubschraubern, die für diesen besonderen Einsatz-
bereich personell und sächlich entsprechend aus-
gestattet sind (Rettungstransporthubschrauber).

(6) Ein rettungsdienstliches Großschadensereignis 
liegt vor, wenn anzunehmen ist, dass mit den ein-
satzbereiten Mitteln des Rettungsdienstes eine 
Versorgung der Verletzten oder Erkrankten am Ein-
satzort oder ihre Beförderung nicht gewährleistet 
ist oder dass eine Koordinierung der notfallmedizi-
nischen Maßnahmen notwendig ist.

(7) Rettungssanitäterin oder Rettungssanitäter mit 
Einsatzerfahrung ist, wer nach Abschluss der Aus-
bildung mindestens 100 Einsätze in der Notfallret-
tung absolviert hat.

§ 3 
Aufgabenträgerschaft

(1) Aufgabenträger sind die Kreise und kreisfreien 
Städte (Rettungsdienstträger) für den jeweiligen 
Bezirk (Rettungsdienstbereich); sie nehmen die 
Aufgaben als pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe 
wahr.

(2) Abweichend von Absatz 1 ist das Land Schles-
wig-Holstein Aufgabenträger für die Luftrettung 
(Luftrettungsträger). § 34 Absatz 3 Satz 2 bleibt 
unberührt.

(3) Der Rettungsdienstträger kann die Aufgabe auf 
einen anderen Rettungsdienstträger übertragen 
oder einen anderen Rettungsdienstträger errichten, 
soweit Gesetze des Landes dies zulassen.

(4) Bei Inanspruchnahme des Rettungsdienstes 
entsteht ein öffentlich-rechtliches Benutzungsver-
hältnis zwischen dem Rettungsdienstträger, dem 
Luftrettungsträger und der Benutzerin oder dem 
Benutzer.

§ 4 
Aufgabenwahrnehmung

(1) Die Rettungsdienstträger haben den Rettungs-
dienst bedarfsgerecht, flächendeckend und gleich-
mäßig nach dem Stand der Medizin und Technik 
sowie wirtschaftlich und sparsam sicherzustellen. 
In diesem Rahmen haben sie

1. Rettungswachen und Notarztarztwachen zu er-
richten und zu betreiben sowie diese mit Ret-
tungsmitteln, Rettungsdienstpersonal und ret-
tungsdienstlicher Ausrüstung auszustatten, 
Ressourcen im Sinne der §§ 22 ff. dieses Ge-
setzes sind zu beachten;

2. Rettungsleitstellen zu errichten und zu betreiben;

3. eine Struktur zur Bewältigung von Großscha-
densereignissen zu planen und zu organisieren.
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(2) Bei der Aufgabenwahrnehmung sind Möglich-
keiten zur Zusammenarbeit zwischen den Ret-
tungsdienstträgern auszuschöpfen. In der Notfall-
rettung ist durch die Planung der Versorgungs-
struktur die Einhaltung der Hilfsfrist grundsätzlich 
zu gewährleisten. Die Rettungsdienstträger unter-
stützen sich im Bedarfsfall; dies gilt auch für Ersu-
chen aus anderen Ländern.

(3) Für besondere Versorgungs- oder Beförderungs-
aufgaben sind geeignete Rettungsmittel einzuset-
zen. Hierzu zählen insbesondere Rettungsmittel, 
mit denen intensivmedizinisch zu versorgende, adi-
pöse oder pädiatrische Personen fachgerecht be-
fördert werden können. Diese Rettungsmittel sol-
len rettungsdienstträgerübergreifend nach landes-
weit einheitlichen Kriterien in Schleswig-Holstein 
vorgehalten werden.

(4) Im Bedarfsfall ist die Hilfe der Polizei, der Feuer-
wehr und anderer zur Unterstützung des Rettungs-
dienstes geeigneter Einrichtungen anzufordern  
(§ 17 Absatz 5).

§ 5 
Beauftragung

(1) Der Rettungsdienstträger kann Dritte damit be-
auftragen, die operativen Aufgaben des Rettungs-
dienstes zu erfüllen.

(2) Die Beauftragung erfolgt durch öffentlich-recht-
lichen Vertrag als Dienstleistungsauftrag unter Be-
achtung insbesondere des Vergaberechts.

(3) Im Rahmen des Vergaberechts können Kriterien 
einbezogen werden, die sich auf die Bewältigung 
von Großschadensereignissen beziehen.

(4) Das Land Schleswig-Holstein schließt öffent-
lich-rechtliche Verträge über die operative Erfüllung 
der Aufgaben der Luftrettung (§ 19); der Kreis Ost-
holstein kann für den Standort Siblin öffentlich-
rechtliche Verträge abschließen.

(5) Die Aufgabenverantwortung der Rettungs-
dienstträger und der Luftrettungträger wird durch 
die Beauftragung Dritter nicht berührt.

§ 6 
Kosten

(1) Die Kosten des Rettungsdienstes tragen die 
Rettungsdienstträger; für die Luftrettung die 
Luftrettungsträger.

(2) Zu den Kosten des Rettungsdienstes gehören 
alle nach den geltenden haushaltsrechtlichen Rege-
lungen der Aufgabenwahrnehmung nach § 4 zure-
chenbaren und wirtschaftlichen Kosten. Dazu ge-
hören auch die für die Aufgabenerfüllung unabding-
baren Kosten

1. der Aus- und Fortbildung des nichtärztlichen 
medizinischen Personals einschließlich des in 
der Rettungsleitstelle gemäß § 17 Absatz 3 
Satz 2 eingesetzten Personals,

2. der Weiterqualifizierung der Rettungsassisten-
tinnen und Rettungsassistenten zu Notfallsani-
täterinnen und Notfallsanitätern,

3. der Weiterbildung des ärztlichen Personals, so-
weit diese ausschließlich für den Rettungsdienst 
relevant ist und soweit diese Kosten den Ret-
tungsdienstträger in seiner Eigenschaft als Ret-
tungsdienstträger belasten,

4. der rettungsdienstspezifischen Fortbildung des 
im Rettungsdienst eingesetzten ärztlichen Per-
sonals,

5. des Digitalfunks (BOS-Digitalfunk) und des au-
tomatischen Notrufs eCall, soweit sie auf den 
Rettungsdienst entfallen,

6. des landeseinheitlichen Qualitätsmanagements 
gemäß § 10 mit der Erfassung, Auswertung und 
Analyse von Struktur-, Prozess- und Ergebnis-
qualität durch eine zentrale Stelle und

7. die der Durchführung von Maßnahmen des Ar-
beitsschutzes und der Verbesserung der Sicher-
heit und des Gesundheitsschutzes dienen sowie 
Kosten, welche für die Einhaltung der Hygiene 
und Durchführung hygienischer Maßnahmen 
entstehen.

(3) Zu den Kosten nach Absatz 2 Nummer 1 und 2 
gehören alle Kosten, die den Rettungsdienstträgern 
oder den Beauftragten nach § 5 Absatz 1 und 4 als 
Trägern der Ausbildung nach dem Notfallsanitäter-
gesetz vom 22. Mai 2013 (BGBl. I S. 1348), geän-
dert durch Artikel 30 des Gesetzes vom 18. April 
2016 (BGBl. I S. 886), oder für die weitere Ausbil-
dung von Rettungsassistentinnen und Rettungsas-
sistenten zu Notfallsanitäterinnen und Notfallsani-
tätern im Rahmen der bedarfsgerechten und wirt-
schaftlichen Aufgabenerfüllung nach dem 
Rettungsdienstgesetz entstehen, insbesondere:

1. Ausbildungsvergütung,

2. Personalnebenkosten und Personalersatzkosten,

3. Lehr- und Lernmittel,

4. von der staatlich anerkannten Schule in Rech-
nung gestellte Kosten,

5. Kosten der staatlichen Prüfungen (einschließlich 
Ergänzungsprüfungen),

6. Kosten der praktischen Ausbildung an der ge-
nehmigten Lehrrettungswache und am geeigne-
ten Krankenhaus,

7. Kosten einer angemessenen Vorbereitung auf 
die staatliche Ergänzungsprüfung, soweit nicht 
von den Nummern 2 bis 6 erfasst.

(4) Soweit Einrichtungen, Personal und Material 
des Rettungsdienstes auch Zwecken des Katastro-
phenschutzes und des Brandschutzes dienen, blei-
ben die hierdurch entstandenen Kosten bei der Be-
messung der Benutzungsentgelte außer Betracht.
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(5) Das Land gewährt im Rahmen verfügbarer 
Haushaltsmittel Zuwendungen zu den Kosten der 
erforderlichen mittel- und langfristigen Investitio-
nen, vorrangig für solche Maßnahmen, die überre-
gional wirken.

§ 7 
Vereinbarung über Benutzungsentgelte

(1) Die Rettungsdienstträger vereinbaren für den je-
weiligen Rettungsdienstbereich öffentlich-rechtli-
che Benutzungsentgelte mit den Krankenkassen 
oder Krankenkassenverbänden, dem Landesver-
band der Deutschen Gesetzlichen Unfallversiche-
rung und dem Verband der privaten Krankenversi-
cherungen (Kostenträger). Für die Luftrettung tre-
ten die Luftrettungsträger an die Stelle der 
Rettungsdienstträger. Die Gesamtkosten des Ret-
tungsdienstes sind durch die Summe der Benut-
zungsentgelte zu refinanzieren (Kostendeckung).

(2) Grundlage der Verhandlung über die Vereinba-
rung der Benutzungsentgelte sind die Kosten im 
Sinne des § 6. Sie sind nach betriebswirtschaftli-
chen Grundsätzen zu berechnen. 

(3) Die Träger des Rettungsdienstes sind verpflich-
tet, den Kostenträgern gemäß Absatz 1 jeweils 
spätestens zum 30. April des Folgejahres die vor-
läufigen Rechnungsabschlussunterlagen des Vor-
jahres in Form des Kosten- und Leistungsnachwei-
ses in elektronischer, vollständiger und nachprüf-
barer Form zuzuleiten, die Zuleitung stellt die 
Aufforderung zur Verhandlungsaufnahme dar. Das 
durch einen Wirtschaftsprüfer testierte Jahresab-
schlussergebnis ist unverzüglich nachzureichen. 
Die Verhandlungen für das Folgejahr sind spätes-
tens innerhalb eines Monats nach Zuleitung der 
Rechnungsabschlussunterlagen gemäß Satz 1 auf-
zunehmen und möglichst innerhalb von drei Mona-
ten nach Verhandlungsaufnahme, spätestens bis 
zum 30. September des laufenden Jahres, abzu-
schließen. Die weiteren verfahrensmäßigen und in-
haltlichen Einzelheiten zu den Vereinbarungen nach 
Absatz 1 legen die Rettungsdienstträger oder de-
ren Landesverbände und die Kostenträger gemäß 
Absatz 1 einvernehmlich fest. Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend. Vereinbarungen über Benutzungs-
entgelte gelten bis zum Abschluss einer Anschluss-
vereinbarung fort.

(4) Kommt eine Anschlussvereinbarung nicht bis 
zum 30. September des laufenden Jahres zu-
stande, gelten ab 1. Oktober des laufenden Jahres 
die vom jeweiligen Träger des Rettungsdienstes auf 
der Grundlage der von ihm gemäß Absatz 3 Satz 1 
übermittelten Rechnungsabschlussunterlagen er-
mittelten Benutzungsentgelte als vereinbart, sofern 
nicht die Schiedsstelle nach § 8 angerufen wird.

(5) Die vereinbarten Benutzungsentgelte gelten ge-
genüber allen Benutzerinnen und Benutzern des 
Rettungsdienstes, den Gemeinden als Behörden für 

Brandschutz und technische Hilfeleistungen und al-
len Kostenträgern gemäß § 7 Absatz 1.

§ 8 
Schiedsstelle und Schiedsverfahren

(1) Die Kreise und kreisfreien Städte oder deren 
Landesverbände sowie die Kostenträger gemäß § 7 
Absatz 1 (Parteien) bilden eine ständige Schieds-
stelle. Die Schiedsstelle ist paritätisch mit jeweils 
drei Vertreterinnen und Vertretern der Parteien so-
wie einer oder einem Vorsitzenden zu besetzen; es 
sind jeweils Stellvertretungen vorzusehen. Den Vor-
sitz der Schiedsstelle führt eine Person, die die Be-
fähigung zum Richteramt besitzt; diese Person und 
eine Stellvertretung mit gleicher Befähigung sind 
von den Parteien zu bestellen.

(2) Die Parteien nach Absatz 1 regeln einvernehm-
lich die Besetzung des Vorsitzes und die Besetzung 
von dessen Stellvertretung sowie die Einzelheiten 
der Entschädigung der Mitglieder und des Schieds-
verfahrens; kommt diese Regelung nicht zustande, 
regelt dies das für das Rettungswesen zuständige 
Ministerium. Die Schiedsstelle ist weisungsunab-
hängig und entscheidet abschließend.

(3) Die Schiedsstelle hat folgende Aufgaben:

1. Entscheidungen nach § 7 Absatz 1, soweit 
keine Einigung erzielt werden konnte, und

2. Entscheidungen bei nicht erteiltem Einverneh-
men nach § 12 Absatz 4 sowie Streitigkeiten 
aus der Anwendung der Bestimmungen der §§ 
7, 12 Absatz 5 sowie 19 Absatz 4.

(4) Die Schiedsstelle kann von jedem Vereinba-
rungspartner nach § 7 Absatz 1 angerufen werden. 
Im Falle des Absatzes 3 Nummer 1 kann die 
Schiedsstelle angerufen werden, falls Vereinbarun-
gen über Benutzungsentgelte nicht bis 30. Sep-
tember des Folgejahres abgeschlossen werden 
konnten.

(5) Die Schiedsstelle hat innerhalb von drei Mona-
ten nach der Anrufung abschließend zu entschei-
den. Entscheidungen nach Absatz 3 Nummer 1 
gelten als Vereinbarung über Benutzungsentgelte. 
Gegen Entscheidungen der Schiedsstelle ist der 
Verwaltungsrechtsweg gegeben; ein Vorverfahren 
findet nicht statt. Die Klage hat keine aufschie-
bende Wirkung.

(6) Die Geschäftsführung der Schiedsstelle obliegt 
den Parteien nach Absatz 1, die die Geschäftsfüh-
rung auch einer Partei dauerhaft übertragen kön-
nen. Die Kosten der Schiedsstelle werden von den 
Rettungsdienstträgern getragen und sind der Auf-
gabenwahrnehmung nach § 4 zuzuordnen.

§ 9 
Datenschutz, Dokumentation

(1) Rettungsdienst ist so zu betreiben, dass der 
Schutz personenbezogener Daten sichergestellt ist.
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(2) Personenbezogene Daten dürfen im erforderli-
chen Umfang nur für folgenden Zwecke erhoben 
und weiterverarbeitet werden:

 1. Ausführung der Aufgaben nach diesem Gesetz;

 2. Dokumentation;

 3. weitere Versorgung der Patientinnen und Pati-
enten;

 4. Unterrichtung von Angehörigen oder Bezugs-
personen der Patientin oder des Patienten;

 5. Abrechnung der nach diesem Gesetz erbrach-
ten Leistungen;

 6. Nachweis ordnungsgemäßer Aufgabenerfüllung;

 7. Wahrnehmung der Aufsicht;

 8. Qualitätsmanagement;

 9. Aus- und Fortbildung der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im Rettungsdienst;

10. wissenschaftliche Forschung und akademische 
Arbeiten;

11. Zusammenarbeit mit der Kassenärztlichen Ver-
einigung Schleswig-Holstein;

12. Durchführung von Hygienemaßnahmen;

13. Datenverarbeitung im Auftrag;

14. Abwehr einer Gefahr für das Leben, die Ge-
sundheit oder die persönliche Freiheit der Pati-
entin oder des Patienten, der Einsatzkräfte 
oder Dritter.

(3) Die Einsätze des Rettungsdienstes sind schrift-
lich oder elektronisch zu dokumentieren. Die Doku-
mentation ist schriftlich oder elektronisch zu spei-
chern. Die Sprach- und die Textkommunikation der 
Rettungsleitstelle sind elektronisch zu speichern.

§ 10 
Qualitätsmanagement

(1) Die Rettungsdienstträger sowie die Träger der 
Luftrettung sind verpflichtet, Maßnahmen durchzu-
führen und zu unterstützen, die die Qualität im Ret-
tungsdienst sichern. Dies umfasst auch die Quali-
tätssicherung nach landesweit einheitlichen Krite-
rien und die Implementierung von wissenschaftlich 
anerkannten Qualitätsmanagementsystemen. An-
hand einer standardisierten elektronischen Daten-
erfassung und -auswertung ist von einer zentralen 
Stelle eine regelmäßige Analyse der Struktur-, Pro-
zess- und Ergebnisqualität des Rettungsdienstes 
vorzunehmen, um daraus mögliche Verbesserun-
gen zu ermitteln und deren Umsetzung zu realisie-
ren. Beauftragte im Sinne des § 5 Absatz 1 wirken 
an dem Qualitätsmanagement mit.

(2) Ergänzend kann eine Analyse der Struktur-, Pro-
zess- und Ergebnisqualität auch im Rahmen wis-
senschaftlicher Studien erfolgen.

(3) Ist zur Ermittlung der Wirksamkeit rettungs-
dienstlicher Maßnahmen die Datenerhebung bei 
Behandlungseinrichtungen erforderlich, ist die Be-
handlungseinrichtung zur Übermittlung dieser Da-
ten an den Rettungsdienstträger oder die Beauf-
tragten nach § 5 verpflichtet.

§ 11 
Ärztliche Leitung Rettungsdienst

(1) Der Rettungsdienstträger oder mehrere Ret-
tungsdienstträger gemeinsam bestellen unter Be-
achtung der in § 4 Absatz 1 festgelegten Bedarfs-
gerechtigkeit eine Ärztliche Leitung Rettungsdienst 
(ÄLRD). Der Verantwortungsbereich der ÄLRD um-
fasst insoweit auch die Rettungsleitstelle und die 
Beauftragten nach § 5 Absatz 1. Die Aufgaben 
nach § 4 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c des 
Notfallsanitätergesetzes gehören zu den Aufgaben 
der ÄLRD oder anderer entsprechend verantwortli-
cher Ärztinnen und Ärzte.

(2) Die von der ÄLRD zu erfüllenden Qualifikations-
anforderungen legt das für das Rettungswesen zu-
ständige Ministerium im Einvernehmen mit den 
Rettungsdienstträgern unter Berücksichtigung der 
Empfehlungen der Ärztekammer Schleswig-Hol-
stein fest; die Veröffentlichung erfolgt im Amts-
blatt für Schleswig-Holstein.

§ 12 
Rettungsmittel

(1) Rettungsmittel im Sinne dieses Gesetzes sind 
Notarzteinsatzfahrzeuge (NEF), Verlegungsarztein-
satzfahrzeuge (VEF), Rettungswagen (RTW), Kran-
kentransportwagen (KTW) und Rettungstransport-
hubschrauber (RTH). Rettungsmittel sind auch In-
tensivtransportwagen (ITW), RTW für die 
Beförderung von adipösen oder pädiatrischen Per-
sonen und andere Fahrzeuge für Aufgaben nach  
§ 4 Absatz 3.

(2) NEF müssen die Anforderungen der DIN 75079 
erfüllen. RTW müssen die Anforderungen an Ret-
tungswagen Typ C der DIN EN 1789 erfüllen; KTW 
müssen die Anforderungen an Krankenkraftwagen 
Typ A 2 mit zusätzlicher Ausstattung erfüllen. RTH 
müssen neben den luftverkehrsrechtlichen und den 
für die Luftrettung erforderlichen flugtechnischen 
Anforderungen die Anforderungen der DIN EN 
13718 erfüllen. ITW müssen die Anforderungen 
der DIN 75076 erfüllen.

(3) Es können Mehrzweckfahrzeuge eingesetzt 
werden, die so ausgerüstet sind, dass sie sowohl in 
der Notfallrettung als auch im Krankentransport 
eingesetzt werden können.

(4) VEF dienen der Zubringung der Verlegungsärz-
tin oder des Verlegungsarztes für planbare Verle-
gungsfahrten und sind für diese Aufgabe auszu-
statten. Die Standorte der Verlegungeinsatzarzt-
fahrzeuge werden durch die Träger des 
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Rettungsdienstes im Einvernehmen mit den Kost-
enträgern gemäß § 7 Absatz 1 rettungsdienstbe-
reichsübergreifend festgelegt.

(5) Rettungsmittel müssen dem Stand der Wissen-
schaft und Technik entsprechen. Der Standard der 
Ausstattung der Rettungsmittel ist landesweit ein-
heitlich unter Beteiligung von Land, Rettungs-
dienstträgern und Kostenträgern gemäß § 7 Ab-
satz 1 herzustellen. Soweit regionale Besonderhei-
ten spezielle technische Anforderungen stellen, ist 
dies zu berücksichtigen. Das für den Rettungs-
dienst zuständige Ministerium kann Abweichungen 
zulassen, soweit anzunehmen ist, dass die Patien-
tenversorgung sowie die Sicherheit der Patientin-
nen und Patienten und der Besatzung nicht beein-
trächtigt werden.

(6) Rettungsmittel nach Absatz 1 für Aufgaben 
nach § 4 Absatz 3 sind entsprechend der besonde-
ren Aufgabenstellung zusätzlich auszustatten.

§ 13 
Notärztliche Versorgung

(1) Die notärztliche Versorgung ist Teil der Notfall-
rettung. § 4 Absatz 2 Satz 2 gilt nicht für die not-
ärztliche Versorgung. Der Notarzteinsatz erfolgt auf 
der Grundlage eines landesweit einheitlichen Not-
arztindikationskatalogs.

(2) Notärztinnen und Notärzte müssen über die Zu-
satzbezeichnung „Notfallmedizin“ oder die Fach-
kunde „Rettungsdienst“ oder eine von der Ärzte-
kammer Schleswig-Holstein anerkannte vergleich-
bare Qualifikation verfügen.

(3) Zur Unterstützung des medizinischen rettungs-
dienstlichen Personals im Einsatz können die Mög-
lichkeiten telemedizinischer Anwendungen genutzt 
werden, § 12 Absatz 5 gilt entsprechend.

(4) Behandlungseinrichtungen stellen bei Bedarf im 
Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit Ärztinnen und 
Ärzte für die notärztliche Versorgung frei. Entste-
hende Kosten sind durch die Rettungsdienstträger 
zu erstatten. 

§ 14 
Arztbegleitung bei Sekundär- 

und Intensivtransporten

(1) Die Arztbegleitung bei Sekundärtransporten soll 
durch Ärztinnen und Ärzte erfolgen, die über eine 
Qualifikation gemäß § 13 Absatz 2 verfügen (Ver-
legungsärztin oder Verlegungsarzt).

(2) Die Arztbegleitung bei Intensivtransporten er-
folgt durch Ärztinnen oder Ärzte, die zusätzlich zu 
der Qualifikation nach § 13 Absatz 2 über eine 
wissenschaftlich anerkannte Qualifikation für In-
tensivtransporte verfügen.

(3) § 4 Absatz 2 Satz 2 gilt nicht für die Arztbe-
gleitung bei Sekundärtransporten. Behandlungsein-
richtungen stellen bei Bedarf im Rahmen ihrer Leis-

tungsfähigkeit Ärztinnen und Ärzte für die Arztbe-
gleitung bei Sekundär- und Intensivtransporten 
frei. Entstehende Kosten sind durch die Rettungs-
dienstträger zu erstatten.

§ 15 
Besetzung der Rettungsmittel

(1) NEF sind mit einer Notärztin oder einem Notarzt 
und einer Notfallsanitäterin oder einem Notfallsani-
täter zu besetzen. Anstelle der Notfallsanitäterin 
oder des Notfallsanitäters kann auch eine Rettungs- 
assistentin oder ein Rettungsassistent eingesetzt 
werden.

(2) RTW und Mehrzweckfahrzeuge sind mit zwei 
Personen zu besetzen, von denen eine Notfallsanitä-
terin oder Notfallsanitäter und die andere mindes-
tens Rettungssanitäterin oder Rettungssanitäter mit 
Einsatzerfahrung (§ 2 Absatz 7) ist. Anstelle der 
Rettungssanitäterin oder des Rettungssanitäters 
kann auch eine Auszubildende oder ein Auszubilden-
der zur Notfallsanitäterin oder zum Notfallsanitäter 
eingesetzt werden, die oder der die ersten 18 Mo-
nate der Ausbildung in Vollzeitform bereits absol-
viert hat; bei Ausbildung in Teilzeit verlängert sich 
der Zeitraum dergestalt, dass die entsprechenden 
Ausbildungsinhalte der achtzehnmonatigen Ausbil-
dung in Vollzeitform absolviert sein müssen.

(3) KTW sind mit zwei Personen zu besetzen, die 
mindestens Rettungssanitäterin oder Rettungssani-
täter sind. Eine oder einer der Rettungssanitäterin-
nen oder Rettungssanitäter muss mindestens Ret-
tungssanitäterin oder Rettungssanitäter mit Ein-
satzerfahrung (§ 2 Absatz 7) sein. Die andere 
Person kann auch Auszubildende oder Auszubilden-
der im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 sein. Satz 2 
gilt nicht bei Einsatz einer Rettungsassistentin oder 
eines Rettungsassistenten.

(4) ITW sind mit einer Ärztin oder einem Arzt zu 
besetzen, die oder der über die Qualifikation nach 
§ 14 Absatz 2 verfügt. Darüber hinaus sind ITW 
entsprechend Absatz 2 zu besetzen, wobei die 
Notfallsanitäterin oder der Notfallsanitäter zusätz-
lich für Intensivtransporte qualifiziert sein muss; 
die Qualifikation wird von den Rettungsdienstträ-
gern landesweit einheitlich unter Beachtung wis-
senschaftlich anerkannter Standards und unter Be-
teiligung der Kostenträger gemäß § 7 Absatz 1 
festgelegt. Rettungsmittel, mit denen Säuglinge 
befördert werden, können neben der Besetzung 
nach Absatz 2 mit entsprechendem ärztlichem und 
nichtärztlichem Fachpersonal besetzt werden.

(5) VEF sind mindestens mit einer Verlegungsärztin 
oder einem Verlegungsarzt zu besetzen.

(6) RTH sind mit einer Notärztin oder einem Not-
arzt und einer Notfallsanitäterin oder einem Notfall-
sanitäter (medizinische Besatzung) zu besetzen; 
soweit auch Intensivtransporte durchgeführt wer-
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den, gelten Absatz 4 Satz 2 und § 14 Absatz 2 
entsprechend. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
Die medizinische Besatzung muss für die besonde-
ren Aufgabenstellungen in der Luftrettung aus- und 
fortgebildet sein; dazu gehört auch die Aus- und 
Fortbildung nach luftrechtlichen Vorgaben zur 
Übernahme fliegerischer Assistenz.

§ 16 
Fortbildung des Rettungsdienstpersonals

(1) Das ärztliche und das nichtärztliche medizinische 
Personal des Rettungsdienstes ist regelmäßig fortzu-
bilden. Das Personal nach Satz 1 ist verpflichtet, die 
Fortbildung regelmäßig zu absolvieren.

(2) Notärztinnen und Notärzte sind in ausreichen-
dem Maße in Themen der präklinischen Notfallme-
dizin fortzubilden.

(3) Nichtärztliches medizinisches Personal ist im 
jährlichen Durchschnitt in der Regel 40 Stunden, 
mindestens aber 30 Stunden in für die Notfallret-
tung relevanten Themen fortzubilden. In der Ret-
tungsleitstelle gemäß § 17 Absatz 3 Satz 2 einge-
setztes Personal ist zusätzlich im jährlichen Durch-
schnitt 24 Stunden in leitstellenspezifischen 
Themen fortzubilden. Der jährliche Durchschnitt 
wird aus den Fortbildungsstunden des zu bewerten-
den Jahres und denen der beiden Vorjahre gebildet.

(4) Im Bereich der Luftrettung erstreckt sich die 
Fortbildungspflicht nach Absatz 2 und 3 Satz 1 
auch auf die Besonderheiten der Luftrettung.

§ 17 
Rettungsleitstelle

(1) Der Träger des Rettungsdienstes errichtet und 
unterhält eine unter der Notrufnummer 112 ständig 
erreichbare und betriebsbereite Leitstelle. Die Ret-
tungsleitstelle kann insbesondere gemeinsam

1. mit der nach § 3 Absatz 1 Nummer 3 des Brand-
schutzgesetzes vom 10. Februar 1996 (GVOBl. 
Schl-H. S. 299), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 6. Juli 2016 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 552), eingerichteten Feuerwehrweinsatzleit-
stelle sowie mit der nach § 6 Absatz 2 Nummer 
8 des Landeskatastrophenschutzgesetzes vom 
10. Dezember 2000 (GVOBl. Schl. H. S. 664) die 
Gewährleistung des Meldewesens und der Alar-
mierung durchführenden Stelle,

2. von mehreren Rettungsdienstträgern und

3. mit der Polizei bei getrennter Aufgabenwahrneh-
mung und getrennter Verarbeitung personenbe-
zogener Daten

betrieben werden.

(2) Die Rettungsleitstelle hat alle Einsätze des Ret-
tungsdienstes im Zuständigkeitsbereich zu lenken. 
Der Betrieb und die Erreichbarkeit der Rettungsleit-
stelle sind dauerhaft, ständig und direkt sicherzu-
stellen.

(3) Die personelle Besetzung der Rettungsleitstelle 
hat in der Weise zu erfolgen, dass die Annahme 
und Bearbeitung von Notrufen sowie die Anleitung 
von Anrufern in lebensrettenden Maßnahmen in ei-
ner angemessenen, landesweit einheitlichen Reak-
tionszeit und Risikoabdeckung gewährleistet sind. 
Die für die Aufgaben der Rettungsleitstelle einge-
setzten Personen müssen entweder Absolventin-
nen oder Absolventen einer anerkannten Leitstel-
lenausbildung oder mindestens Rettungssanitäte-
rinnen oder Rettungssanitäter mit Einsatzerfahrung 
gemäß § 2 Absatz 7 einschließlich einer der Leit-
stellenausbildung vergleichbaren zusätzlichen Qua-
lifikation sein. Die Rettungsdienstträger legen die 
der anerkannten Leitstellenausbildung vergleich-
bare zusätzliche Qualifikation nach Satz 2 landes-
weit einheitlich fest.

(4) Die technische Ausstattung der Rettungsleit-
stelle muss dem Stand der Technik und den not-
rufspezifischen Regelungen entsprechen.

(5) Die Rettungsleitstelle hat im Bedarfsfall Unter-
stützung gemäß § 4 Absatz 4 anzufordern.

(6) Die Rettungsleitstelle führt einen landesweit 
einheitlichen internetbasierten und datenbankge-
stützten Behandlungskapazitätennachweis, in dem 
die Behandlungseinrichtungen im Sinne des § 2 
Absatz 1 Satz 3 die jeweiligen aktuellen Behand-
lungskapazitäten dokumentieren. Die Behandlungs-
einrichtungen sind verpflichtet, die erforderlichen 
Daten zeitaktuell in die Datenbank einzustellen. Die 
den Behandlungseinrichtungen entstehenden Kos-
ten sind keine Kosten des Rettungsdienstes.

(7) Die Rettungsleitstelle soll mit dem vertragsärzt-
lichen Bereitschaftsdienst der Kassenärztlichen 
Vereinigung Schleswig-Holstein zusammenarbei-
ten. Diese Zusammenarbeit bedarf einer vertragli-
chen Regelung; § 9 ist entsprechend anzuwenden.

(8) Die Disposition der Intensivtransporte, der Ein-
sätze mit Ressourcen für adipöse Personen und der 
Luftrettungseinsätze kann von einer bestehenden 
Rettungsleitstelle aus zentral für Schleswig-Hol-
stein erfolgen. Sofern eine zentrale Disposition der 
Einsätze der Luftrettung gemäß Satz 1 nicht er-
folgt, werden diese von der für den Standort des 
RTH zuständigen Rettungsleitstelle disponiert.

§ 18 
Hygiene und Infektionsschutz, Medizinprodukte

(1) Die Aufgaben des Rettungsdienstes sind so 
durchzuführen, dass die rechtlichen Bestimmungen 
zur Hygiene und Infektionsprävention und zum 
Umgang mit Medizinprodukten stets beachtet und 
dem Stand der Wissenschaft entsprechend ausge-
führt werden.

(2) Zum Zwecke des Schutzes der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Rettungsdienstes und der Un-
ternehmen nach § 22 sowie der Patientinnen und 
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Patienten sowie zur Durchführung entsprechender 
Infektionsschutz- und Hygienemaßnahmen werden 
Informationen zu übertragbaren Erkrankungen, die 
das Einhalten von über die Basishygiene hinausge-
henden Maßnahmen erfordern, soweit es im Einzel-
fall erforderlich ist, erhoben. Diese Informationen 
sind von jeder Person, die eine Leistung des Ret-
tungsdienstes anfordert oder für die Übergabe ei-
ner Patientin oder eines Patienten verantwortlich 
ist, mitzuteilen. Diese Informationen werden an die 
für die Übernahme einer Patientin oder eines Pati-
enten verantwortliche Person übermittelt. Die ab-
gebenden oder aufnehmenden Einrichtungen stel-
len die Datenübermittlung sicher.

§ 19 
Luftrettung

(1) Das Land legt die Standorte der RTH als Stand-
orte der Luftrettung im Benehmen mit den Kosten-
trägern gemäß § 7 Absatz 1 und im Benehmen mit 
den Rettungsdienstträgern gemäß § 3 Absatz 1 
fest.

(2) RTH werden in der Notfallrettung, für Intensiv-
transporte und auch dann eingesetzt, wenn ein 
RTH für die Einsatzbewältigung aus einsatztakti-
schen oder notfallmedizinischen Gründen unerläss-
lich ist.

(3) Soweit das Land Schleswig-Holstein Beauftra-
gungen nach § 5 Absatz 4 vornimmt, sind die Be-
auftragten verpflichtet, die Vorgaben der §§ 10 
und 11 zu erfüllen.

(4) Die Beauftragung nach § 5 Absatz 4 kann als 
Dienstleistungskonzession erfolgen. In diesem Fall

1. tragen die Beauftragten abweichend von § 6 
Absatz 1 die auftragsgemäßen Kosten,

2. vereinbaren die Beauftragten abweichend von  
§ 7 Absatz 1 Satz 2 die Benutzungsentgelte,

3. treten die Beauftragten abweichend von § 7 Ab-
satz 3 gemeinsam an die Stelle des Landes 
Schleswig-Holstein,

4. können die Beauftragten abweichend von § 8 
Absatz 4 Satz 1 die Schiedsstelle anrufen.

§ 20 
Großschadensereignis

(1) Zur Bewältigung von rettungsdienstlichen Groß-
schadensereignissen haben die Rettungsdienstträ-
ger Planungen zur Erweiterung der dienstplanmä-
ßig verfügbaren Ressourcen (erweiterter Rettungs-
dienst) durchzuführen und, soweit dies erforderlich 
ist, Vereinbarungen zur Umsetzung dazu abzu-
schließen.

(2) Die Planungen nach Absatz 1 sollen insbeson-
dere Folgendes beinhalten:

1. Die Möglichkeiten zur standardisierten Erweite-
rung des Rettungsdienstes einschließlich der 
Rettungsleitstelle mit eigenen Ressourcen;

2. die Möglichkeiten einer rettungsdienstbereichs-
übergreifenden Zusammenarbeit der Rettungs-
dienstträger in Form von standardisierten Res-
sourcen;

3. die Möglichkeiten der vorhandenen Behand-
lungseinrichtungen im Sinne des § 2 Absatz 1 
Satz 3 zur Aufnahme von Patientinnen und Pati-
enten;

4. das Zusammenwirken mit Einheiten des Katas- 
trophenschutzes.

(3) Die Planungen nach Absatz 1 können das Zu-
sammenwirken mit Einrichtungen nach § 17 Ab-
satz 5 sowie Unternehmen nach § 22 beinhalten.

(4) Sofern es die Planungen erfordern, sind diese 
zwischen den Rettungsdienstträgern abzustimmen; 
dies gilt auch für die eigenen Planungen und die 
Planungen der Behandlungseinrichtungen im Sinne 
des § 2 Absatz 1 Satz 3.

(5) Für die Bewältigung von Großschadensereignis-
sen setzt der Rettungsdienstträger eine Einsatzlei-
tung Rettungsdienst (ELRD) ein. Die ELRD besteht 
mindestens aus einer Leitenden Notärztin oder ei-
nem Leitenden Notarzt (LNA) und einer Organisato-
rischen Leiterin oder einem Organisatorischen Lei-
ter (OrgL) und kann mit geeignetem Personal zur 
fachlichen und/oder technischen Assistenz ergänzt 
werden. Die oder der LNA muss über die Fach-
kunde „Leitende Notärztin“ oder „Leitender Not-
arzt“ oder eine von der Ärztekammer Schleswig-
Holstein anerkannte vergleichbare Qualifikation 
verfügen. Die oder der OrgL muss die von den Ret-
tungsdienstträgern einheitlich landesweit festge-
legte Qualifikation erfüllen.

(6) Die ELRD hat im Einsatzfall die Einsatzleitung 
und die Weisungsbefugnis gegenüber den am Ein-
satz beteiligten Einsatzkräften des Rettungsdiens-
tes sowie den Unternehmen nach § 22 diese Wei-
sungsbefugnis obliegt der oder dem LNA gegen- 
über den mitwirkenden Ärzten in 
medizinisch-organisatorischen Fragen. Sind Ein-
satzleitungen anderer Einrichtungen nach § 17 Ab-
satz 5 am Einsatz beteiligt, stimmt sich die ELRD 
mit diesen Einsatzleitungen ab; es kann eine ge-
meinsame Einsatzleitung gebildet werden.

§ 21 
Organisierte Erste Hilfe

(1) Organisierte Erste Hilfe ist die planmäßig und 
auf Dauer angelegte, von einer Organisation geleis-
tete Erste Hilfe am Notfallort bis zum Eintreffen 
des Rettungsdienstes; organisierte Erste Hilfe ist 
kein Teil des Rettungsdienstes.
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(2) Die Rettungsdienstträger können mit Einrich-
tungen, die organisierte Erste Hilfe erbringen, Ver-
einbarungen abschließen. Diese Vereinbarungen 
dienen ausschließlich dem Zweck, die organisierte 
Erste Hilfe planbar und in fachlich gebotenem 
Maße zur Unterstützung des Rettungsdienstes ein-
setzbar zu machen.

(3) In den Vereinbarungen nach Absatz 2 ist als 
Selbstbindung der Einrichtungen festzulegen:

1. Der räumliche Einsatzbereich in Abhängigkeit 
von der maximalen Zeitspanne bis zum Errei-
chen des Einsatzortes,

2. der fachliche Einsatzbereich,

3. die Qualifikation der Einsatzkräfte,

4. die Ausrüstung der Einsatzkräfte,

5. eine Dokumentation und die Sicherstellung des 
Datenschutzes.

Die organisierte Erste Hilfe wird von den Rettungs-
leitstellen nur auf der Grundlage und im Rahmen 
der Vereinbarung nach Satz 1 alarmiert. Satz 2 gilt 
nicht für von den Berufsfeuerwehren selbst ge-
stellte organisierte Erste Hilfe.

§ 22 
Genehmigungserfordernis für Krankentransport

(1) Wer Krankentransporte (§ 2 Absatz 2) mit KTW 
(§ 12) außerhalb des öffentlichen Rettungsdienstes 
durchführen will, bedarf der Genehmigung und ist 
Unternehmerin oder Unternehmer im Sinne des Ge-
setzes. Genehmigungsverfahren sind durchzuführen 
für die Ersterteilung von Genehmigungen, die Neuer-
teilung abgelaufener Genehmigungen, die Übertra-
gung von Genehmigungen, den Austausch von KTW 
und wesentliche Änderungen des Betriebs.

(2) Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn

1. die Sicherheit und die Leistungsfähigkeit des 
Betriebs gewährleistet sind, 

2. keine Tatsachen vorliegen, die die Unzuverläs-
sigkeit der Unternehmerin oder des Unterneh-
mers und, soweit vorhanden, der für die Füh-
rung der Geschäfte bestellten Personen offen-
baren und

3. die Unternehmerin oder der Unternehmer oder 
die für die Führung der Geschäfte bestellten 
Personen fachlich geeignet sind, wofür entwe-
der der Nachweis durch Ablegung einer Prüfung 
vor einem Prüfungsausschuss der Industrie- und 
Handelskammer zu führen ist oder als geführt 
gilt durch eine angemessene Tätigkeit in leiten-
der Funktion in einem Unternehmen, das Kran-
kentransporte durchführt.

(3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn zu er-
warten ist, dass durch ihren Gebrauch das öffentli-
che Interesse an einem funktionsfähigen Rettungs-
dienst nach diesem Gesetz beeinträchtigt wird. 

Hierbei sind die flächendeckende und bedarfsge-
rechte Vorhaltung und die Auslastung innerhalb 
des Rettungsdienstbereichs, insbesondere das Ein-
satzaufkommen, dessen Verteilung im Rettungs-
dienstbereich, die Eintreffzeit, die Einsatzdauer, die 
Anzahl der für den Krankentransport betriebsbereit 
vorgehaltenen Rettungsmittel sowie die Entwick-
lung der Kosten und Erträge zu berücksichtigen. 
Die Funktionsfähigkeit ist insbesondere beeinträch-
tigt, wenn das für eine effektive und wirtschaftli-
che Auslastung notwendige Einsatzaufkommen 
des im öffentlichen Rettungsdienst durchgeführten 
Krankentransports unterschritten wird. Der Ret-
tungsdienstträger übermittelt die erforderlichen Da-
ten an die Genehmigungsbehörde.

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten für einen Antrag 
auf Neuerteilung einer abgelaufenen Genehmigung 
entsprechend. Sind die Leistungen während der 
Geltungsdauer der abgelaufenen Genehmigung 
ordnungsgemäß erbracht worden, ist dies bei der 
Entscheidung über einen Antrag nach Satz 1 ange-
messen zu berücksichtigen. Absatz 3 gilt nicht für 
den Austausch von KTW, soweit der Genehmi-
gungsumfang unverändert bleibt. Zur Feststellung 
der Auswirkungen früher erteilter Genehmigungen 
kann die zuständige Behörde vor der Entscheidung 
über neue Anträge einen Beobachtungszeitraum 
einschalten, der höchstens ein Jahr seit der letzten 
Erteilung einer Genehmigung dauern soll.

§ 23 
Antragstellung

(1) Der Antrag auf Genehmigung ist schriftlich bei 
dem Kreis oder der kreisfreien Stadt zu stellen, in 
dessen oder deren Bezirk Krankentransporte durch-
geführt werden sollen. Soweit sich die Genehmi-
gung auf angrenzende Rettungsdienstbereiche aus-
wirken würde, sind die betroffenen Kreise und 
kreisfreien Städte anzuhören. Beauftragte Dritte  
(§ 5 Absatz 1) sind nicht antragsberechtigt. Vor ei-
ner Entscheidung ist der Rettungsdienstträger an-
zuhören.

(2) Der Antrag muss angeben:

1. Namen, Geburtsdatum und Wohnort der An-
tragstellerin oder des Antragstellers und einer 
zur Geschäftsführung bestellten Person, 

2. die Adresse des Betriebssitzes,

3. Angaben zur fachlichen Eignung,

4. Angaben darüber, ob bereits eine Genehmigung 
erteilt worden ist,

5. den Betriebsbereich,

6. den Fahrzeugstandort,

7. die Anzahl der KTW,

8. die Betriebszeiten je KTW,
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9. das Datum der beabsichtigten Betriebsauf-
nahme.

(3) Dem Antrag sind Unterlagen beizufügen, die 
eine Beurteilung der Genehmigungsvoraussetzun-
gen nach Absatz 2 und nach § 22 Absatz 2 und 3 
ermöglichen. Die Genehmigungsbehörde kann wei-
tere Angaben und Unterlagen anfordern.

§ 24 
Genehmigung

(1) Mit der Genehmigung ist die Unternehmerin 
oder der Unternehmer befugt und verpflichtet, 
Krankentransporte im eigenen Namen, in eigener 
Verantwortung und auf eigene Rechnung durchzu-
führen. § 2 Absatz 2, §§ 9 und 12 Absatz 1, 2 
und 5 Satz 1, § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 1 und 3 
Satz 1 und 3 und § 18 gelten entsprechend.

(2) Die Genehmigung wird der Unternehmerin oder 
dem Unternehmer für den Standort, den Betriebs-
bereich und jeden KTW erteilt.

(3) In der Genehmigung ist insbesondere festzulegen

1. Name und Betriebssitz des Unternehmers, Be-
triebsbereich,

2. Angaben zum KTW, für den die Genehmigung 
erteilt wird,

3. Standort des KTW und Angabe der Betriebszeit,

4. Geltungsdauer der Genehmigung,

5. etwaige Bedingungen und Auflagen.

(4) Die Genehmigung ist zu befristen. Die Frist darf 
höchstens sechs Jahre betragen. Die Genehmi-
gung kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt 
werden.

(5) Bei Krankentransporten muss der Ausgangsort 
innerhalb des Betriebsbereichs liegen. Die zustän-
dige Behörde kann hiervon Ausnahmen zulassen. 
Kann sich die Ausnahme auf andere Rettungs-
dienstbereiche auswirken, ist die dort zuständige 
Genehmigungsbehörde vor der Entscheidung anzu-
hören.

(6) Soweit dies erforderlich ist, kann die Genehmi-
gungsbehörde im Rahmen der Prüfung der Geneh-
migungsvoraussetzungen nach § 22 fachgutach-
terliche Expertise einholen; die Kosten können als 
Auslagen zusätzlich zu der für die Entscheidung 
der Genehmigungsbehörde festzusetzenden Ver-
waltungsgebühr geltend gemacht werden.

(7) Die Genehmigung ist zu widerrufen, wenn eine 
Genehmigungsvoraussetzung nachträglich entfal-
len ist. Sie kann widerrufen werden, wenn die Vor-
gaben dieses Gesetzes sowie arbeits-, sozial- oder 
steuerrechtliche Verpflichtungen nicht eingehalten 
werden. Eine widerrufene oder zurückgenommene 
Genehmigung ist einzuziehen oder soweit erforder-
lich für gegenstandslos zu erklären.

§ 25 
Pflichten der Unternehmerin oder 

des Unternehmers

(1) Die Unternehmerin oder der Unternehmer teilt 
der Genehmigungsbehörde die Aufnahme des Be-
triebes schriftlich mit. Die Genehmigung erlischt, 
sobald der Betrieb länger als drei Monate nicht in 
dem in der Genehmigung festgesetzten Umfang 
aufrechterhalten wird. Die Unternehmerin oder der 
Unternehmer teilt der Rettungsleitstelle die in der 
Genehmigung festgesetzte Anzahl an KTW sowie 
deren Standorte und Betriebszeiten schriftlich mit.

(2) Die Unternehmerin oder der Unternehmer ist 
verpflichtet

1. den Betrieb zu dem in der Genehmigung festge-
setzten Zeitpunkt und Umfang aufzunehmen 
und aufrechtzuerhalten,

2. die Anforderungen dieses Gesetzes und Rege-
lungen aufgrund dieses Gesetzes zu beachten; 
sie oder er trägt die Verantwortung für deren 
Beachtung innerhalb des Betriebes,

3. auf Anforderung im Einzelfall durch die Rettungs-
leitstelle Krankentransporte durchzuführen,

4. an der Bewältigung von Großschadensereignis-
sen nach Weisung der Rettungsleitstelle oder 
der Einsatzleitung Rettungsdienst mitzuwirken.

(3) Die Unternehmerin oder der Unternehmer sowie 
deren oder dessen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
dürfen Privatgeheimnisse gemäß § 201 Strafge-
setzbuch, neugefasst durch Bekanntmachung vom 
13. November 1998 (BGBl. I S. 3322), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30. Mai 
5.2016 (BGBl. I S. 1254), die ihnen bei der Tätig-
keit oder sonst bekannt geworden sind, und perso-
nenbezogene Daten nicht unbefugt offenbaren. Die 
Regelungen des Landesdatenschutzgesetzes vom 
9. Februar 2000 (GVOBl. Schl.-H. S. 169), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 19. Juni 2014 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 105), Ressortbezeichnungen ersetzt 
durch Verordnung vom 16. März 2015 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 96), sind entsprechend anzuwenden.

(4) Eine beglaubigte Ablichtung der Genehmigung 
ist im Einsatz stets im KTW mitzuführen.

(5) Die Unternehmerin oder der Unternehmer ist 
nicht befugt, im Geschäftsbetrieb den Begriff „Ret-
tungsdienst“ zu verwenden.

§ 26 
Weiterführung des Unternehmens,  

Veräußerung und Rechtsformänderung

(1) Nach dem Tod der Unternehmerin oder des Un-
ternehmers kann die Erbin oder der Erbe den Be-
trieb vorläufig weiterführen oder diese Befugnis auf 
eine Dritte oder einen Dritten übertragen; das Glei-
che gilt für Testamentsvollstrecker, Nachlasspfleger 
oder Nachlassverwalter während einer Testaments-
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vollstreckung, Nachlasspflegschaft oder Nachlass-
verwaltung.

(2) Die Befugnis nach Absatz 1 erlischt, wenn 
nicht die Erbin oder der Erbe oder die Dritte oder 
der Dritte binnen drei Monaten nach Ablauf der für 
die Ausschlagung der Erbschaft vorgesehenen Frist 
oder die in Absatz 1 Halbsatz 2 genannten Perso-
nen binnen drei Monaten nach der Annahme ihres 
Amtes oder ihrer Bestellung die notwendigen Ge-
nehmigungen beantragt haben. Ein in der Person 
der Erbin oder des Erben eingetretener Fristablauf 
wirkt auch gegen die Nachlassverwalter. Bei der 
Prüfung des Genehmigungsantrags ist § 22 Absatz 3 
nicht anzuwenden, soweit der Genehmigungsum-
fang nicht erweitert wird. Wird dem Antrag statt-
gegeben, ist als Zeitpunkt des Ablaufs der Geneh-
migung der Tag zu bestimmen, an dem die Geneh-
migung der Rechtsvorgängerin oder des 
Rechtsvorgängers abgelaufen sein würde.

(3) Im Fall der Erwerbs- oder Geschäftsunfähigkeit 
der Unternehmerin oder des Unternehmers oder 
der für die Führung der Geschäfte bestellten Per-
son darf eine Dritte oder ein Dritter das Unterneh-
men bis zu einem Jahr weiterführen.

(4) Bei Veräußerung des Unternehmens oder bei 
Rechtsformänderungen sind durch die neue Unter-
nehmerin oder den neuen Unternehmer die not-
wendigen Genehmigungen zu beantragen. Absatz 
2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. Die Betriebsauf-
nahme durch die neue Unternehmerin oder den 
neuen Unternehmer ist erst zulässig, wenn die 
neuen Genehmigungen vorliegen.

§ 27 
Anwendung der Verordnung über den Betrieb von 

Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr

Soweit dieses Gesetz keine abweichenden Regelun-
gen enthält, gelten für den Betrieb der Unternehme-
rin oder des Unternehmers, die Ausrüstung und Be-
schaffenheit sowie die Untersuchung der Fahrzeuge 
die §§ 2 bis 8, 11, 16 bis 19, 30, 41 und 42 der 
Verordnung über den Betrieb von Kraftfahrunterneh-
men im Personenverkehr (BOKraft) vom 21. Juni 
1975 (BGBl. I S. 1573), zuletzt geändert durch Arti-
kel 483 der Verordnung vom 31. August 2015 
(BGBl. I S. 1474), soweit sie den Verkehr mit Miet-
wagen betreffen. Die Pflichten der Unternehmerin 
oder des Unternehmers nach § 3 BOKraft beziehen 
sich auch auf die Einhaltung der Vorschriften dieses 
Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen und behördlichen Anord-
nungen. § 9 BOKraft findet mit der Maßgabe An-
wendung, dass auf KTW eingesetzte Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter auch dann ihre Tätigkeit nicht 
ausüben dürfen, wenn sie oder Angehörige ihrer 
häuslichen Gemeinschaft Krankheitsverdächtiger, 
Ausscheider oder Ansteckungsverdächtiger im 
Sinne des § 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 

20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 Absatz 20 des Gesetzes vom  
18. Juli 2016 (BGBl. I S. 1666), sind.

§ 28 
Sanitätsdienst bei Veranstaltungen

(1) Die für die Entgegennahme der Anzeige oder 
die Erlaubnis einer Veranstaltung zuständige Be-
hörde hat unverzüglich nach Eingang der Anzeige 
oder des Genehmigungsantrages den Rettungs-
dienstträger über Veranstaltungen zu informieren, 
bei denen die Einrichtung eines Sanitätsdienstes 
erforderlich ist. Die zuständige Behörde hat ihre 
Anforderungen an den Sanitätsdienst mit den Pla-
nungen des Rettungsdienstträgers abzustimmen. 
Mitteilungs- und Beteiligungspflichten nach ande-
ren Rechtsvorschriften bleiben unberührt.

(2) Werden im Falle des Absatzes 1 Satz 2 für den 
Sanitätsdienst Rettungsmittel vorgehalten, die die 
Anforderungen des § 12 erfüllen und gemäß § 15 
besetzt sind, darf im Auftrag des Rettungsdienst-
trägers eine Beförderung in eine der nächstgelege-
nen geeigneten Behandlungseinrichtungen erfol-
gen. Dieser Einsatz gilt dann als Einsatz des Ret-
tungsdienstes.

§ 29 
Werksrettungsdienst

(1) Das für den Rettungsdienst zuständige Ministe-
rium kann anordnen, dass Eigentümerinnen oder 
Eigentümer, Betreiberinnen oder Betreiber oder 
Bauherrinnen oder Bauherren solcher Einrichtungen 
einen Werksrettungsdienst vorzuhalten haben, die 
einen gegenüber der bedarfsgerechten Vorhaltung 
des Rettungsdienstes ohne Berücksichtigung der 
Einrichtung stark erhöhten Bedarf an Rettungsmit-
teln haben. Dasselbe gilt, wenn die Einrichtung 
oder ihr Bau eine besondere Ausrüstung des Ret-
tungsdienstes, die über die Anforderungen an den 
Rettungsdienst ohne Berücksichtigung der Einrich-
tung hinausgeht, erforderlich macht. Die Verant-
wortung für die Aufgabenerfüllung trägt die Eigen-
tümerin oder der Eigentümer, die Betreiberin oder 
der Betreiber oder die Bauherrin oder der Bauherr.

(2) Der Werksrettungsdienst ist so auszulegen, 
dass möglichst alle Einsätze in der Einrichtung be-
wältigt werden können. Die Kapazitäten sind mit 
dem Rettungsdienstträger abzustimmen und fort-
zuschreiben. Die §§ 12, 13 Absatz 2 und § 15 
gelten entsprechend; § 9 gilt sinngemäß.

(3) Der Werksrettungsdienst kann die Unterstüt-
zung durch den Rettungsdienst anfordern.

§ 30 
Schutz von Bezeichnungen

Die Bezeichnungen „Rettungsdienst“, „Notfallret-
tung“, “Intensivtransport“, „Krankentransport“, 
„Rettungsleitstelle“, „Notärztin“ oder „Notarzt“, 
„Leitende Notärztin“ oder „Leitender Notarzt“, „Or-
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ganisatorische Leiterin“ oder „Organisatorischer 
Leiter“, „Ärztliche Leitung Rettungsdienst“, „Ret-
tungswagen“, „Krankentransportwagen“, „Notarzt- 
einsatzfahrzeug“, „Verlegungsarzteinsatzfahr-
zeug“, „Rettungstransporthubschrauber“, „Inten-
sivtransportwagen“ sowie die Abkürzungen 
„ÄLRD“, „NEF“, „VEF“, „RTW“, „KTW“, „RTH“ 
und „ITW“ dürfen nur im Zusammenhang mit Auf-
gaben und der Aufgabenwahrnehmung nach die-
sem Gesetz verwendet werden.

§ 31 
Missbrauch und Fehlgebrauch 

von Notrufeinrichtungen

(1) Wer die kommunikationstechnischen Einrichtun-
gen der Rettungsleitstelle nutzt, ohne dass dem ein 
Hilfeersuchen zu Grunde liegt, oder eine medizini-
sche Hilfenotwendigkeit vorgibt, die nicht gegeben 
ist, dem können die Kosten eines daraus resultieren-
den Einsatzes auferlegt werden. Satz 1 gilt auch für 
Notrufe mittels des automatischen Notrufs (eCall).

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für einen Fehlalarm 
durch eCall, bei dem keine Sprachverbindung her-
gestellt werden kann. Die Verantwortung trägt die 
Halterin oder der Halter des Fahrzeuges.

§ 32 
Verordnungsermächtigung

Das für den Rettungsdienst zuständige Ministerium 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu re-
geln:

 1. Die räumliche und technische Ausstattung der 
Rettungswachen und der Notarztwachen (§ 4 
Absatz 1 Nummer 1),

 2. die Ausgestaltung und die Überprüfung der 
Einhaltung der Hilfsfrist (§ 4 Absatz 2 Satz 2),

 3. Näheres zum Datenschutz, der Datenübermitt-
lung und der Dokumentation (§ 9),

 4. die Inhalte und den Umfang des Qualitätsma-
nagements sowie die erforderlichen Mitwir-
kungspflichten (§ 10) ,

 5. die Aufgaben der ÄLRD (§ 11 Absatz 1),

 6. die Konkretisierung der Ausstattung und der 
Besetzung der Rettungsmittel (§§ 12 und 15),

 7. Näheres zur Aus- und Fortbildung der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter des Rettungsdienstes 
sowie der Unternehmen nach § 22,

 8. die Ausbildung und die Prüfung zur Rettungs-
sanitäterin und zum Rettungssanitäter, die An-
erkennung von Ausbildungsstätten und Ausbil-
dungseinrichtungen für diese Ausbildung (§ 15 
Absatz 2 und 3),

 9. Näheres zur Einrichtung und zum Betrieb der 
Rettungsleitstelle, zur personellen Besetzung 
der Rettungsleitstelle, zur Qualifikation der zu- 
ständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 

der Rettungsleitstelle, zur räumlichen und tech-
nischen Ausstattung sowie zur Einsatzdisposi-
tion (§ 17),

10. Näheres zu den Anforderungen an Hygiene 
und Infektionsschutz sowie den Umgang mit 
Medizinprodukten (§ 18),

11.  nähere Anforderungen an die Luftrettung (§ 19),

12. Einzelheiten zu den Planungen zur Bewältigung 
von rettungsdienstlichen Großschadensereig-
nissen und zur ELRD einschließlich deren Fort-
bildung (§ 20),

13. nähere Anforderungen an die Werksrettung (§ 29),

14. die fachliche Eignung der Unternehmerinnen 
und Unternehmer und der für die Führung der 
Geschäfte bestellten Personen gemäß § 22 
Absatz 2 Nummer 3.

§ 33 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig

1. entgegen § 22 Absatz 1 in Verbindung mit den 
§§ 24 und 26 Krankentransporte durchführt,

2. einer Bedingung oder Auflage nach § 24 Absatz 3 
Nummer 5 zuwiderhandelt,

3. die Regelungen über den Betriebsbereich nicht 
beachtet (§ 24 Absatz 5),

4. den Verpflichtungen aus § 25 Absatz 2, 4 und 5 
in Verbindung mit § 24 Absatz 1 Satz 2 zuwi-
derhandelt,

5. Privatgeheimnisse gemäß § 201 Strafgesetz-
buch oder personenbezogene Daten unbefugt 
offenbart (§ 25 Absatz 3),

6. Verpflichtungen aus § 27 und der Anwendung 
der Verordnung über

den Betrieb von Kraftfahrunternehmen im Perso-
nenverkehr nicht nachkommt,

7. eine nach § 30 geschützte Bezeichnung miss-
bräuchlich verwendet.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu zehntausend Euro geahndet werden.

§ 34 
Übergangsbestimmungen

(1) Bis zum 31. Dezember 2023 erfüllen Rettungs-
assistentinnen und Rettungsassistenten die Qualifi-
kationsanforderungen nach § 15 Absatz 2 und 4.

(2) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes für die Aufgaben der Rettungsleitstelle ein-
gesetzten Personen müssen die Qualifikationsan-
forderungen gemäß § 17 Absatz 3 Satz 2 binnen 
drei Jahren erfüllen, sobald dieses Gesetz in Kraft 
getreten ist und die Rettungsdienstträger die ver-
gleichbare zusätzliche Qualifikation gemäß § 17 
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Absatz 3 Satz 3 festgelegt haben. Rettungssanitä-
terinnen und Rettungssanitäter mit Einsatzerfah-
rung gemäß § 2 Absatz 7, Rettungsassistentinnen 
und Rettungsassistenten sowie Notfallsanitäterin-
nen und Notfallsanitäter gelten als Absolventinnen 
und Absolventen einer anerkannten Leitstellenaus-
bildung gleichwertig qualifiziert, wenn sie binnen 
drei Jahren nach Beginn einer Rettungsleitstellen-
tätigkeit die Qualifikation gemäß § 17 Absatz 3 
Satz 3 erwerben.

(3) Bis zur Festlegung der Standorte der Luftret-
tung (§ 19 Absatz 1) gelten die Betreiberinnen und 
Betreiber der bestehenden Luftrettungsstandorte in 
Niebüll und Rendsburg als beauftragt (§ 5 Absatz 4 
und § 19 Absatz 4); das für den Rettungsdienst 
zuständige Ministerium kann nähere Regelungen 
durch Verwaltungsakt treffen. Solange die Bundes-
republik Deutschland dem Land Schleswig-Holstein 
einen RTH für Zwecke des Zivil- und Katastrophen-
schutzes zur Verfügung stellt, der in der Luftret-
tung eingesetzt wird, ist insoweit der Kreis Osthol-
stein Luftrettungsträger und gilt der Luftrettungss-
tandort Siblin als festgelegt. Die bestehenden 
Vereinbarungen über Benutzungsentgelte für Leis-
tungen der Luftrettung gelten als Vereinbarungen 
nach § 7 Absatz 1 und § 19 Absatz 4 Nummer 2 
fort. § 7 Absatz 1 Satz 3 findet für den Übergangs-
zeitraum nach Satz 5 keine Anwendung. Die Be-
treiberinnen und Betreiber der Luftrettungsstand-
orte Niebüll und Rendsburg gelten unabhängig vom 
Zeitpunkt der Festlegung der Luftrettungsstandorte 
gemäß § 19 Absatz 1 bis zum Ablauf von sieben 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes als be-
auftragt.

(4) Unternehmerinnen und Unternehmer, die Inha-
berinnen oder Inhaber einer Genehmigung nach § 
10 des Rettungsdienstgesetzes vom 29. November 
1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 579, ber. 1992 S. 32), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Juli 2015 
(GVOBl. Schl.-H. S. 304), sind, dürfen vorbehalt-
lich der Zustimmung der gemäß § 23 Absatz 1 zu-
ständigen Genehmigungsbehörde bei Vorliegen der 
Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 10 des 
Rettungsdienstgesetzes vom 29. November 1991 
von dieser Genehmigung unabhängig von deren ur-
sprünglicher Geltungsdauer bis zum Ablauf von 
fünf Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes Ge-
brauch machen.

(5) Die Anforderungen nach § 4 Absatz 3, § 10 
Absatz 1, § 12, soweit sie VEF, ITW, RTW für die 
Beförderung von adipösen Personen und andere 
Fahrzeuge für Aufgaben nach § 4 Absatz 3 sowie 
KTW Typ A 2 mit zusätzlicher Ausstattung betref-
fen, § 14 Absatz 1 und 2, § 15 Absatz 4 und 5, § 
17 Absatz 6 und 8, § 20 Absatz 2 Nummer 1 und 
2, soweit es um standardisierte Planungen geht, 
sind spätestens bis zum 31. Dezember 2020 zu er-
füllen.

§ 35 
Zuständigkeit und Aufsicht

(1) Die Aufsicht über Beauftragte im Sinne des § 5 
Absatz 1 obliegt dem Rettungsdienstträger. Die 
Aufsicht über die Beauftragten nach § 5 Absatz 4 
obliegt dem Luftrettungsträger.

(2) Das für den Rettungsdienst zuständige Ministe-
rium übt die Aufsicht darüber aus, dass die Rettungs-
dienstträger und der Kreis Ostholstein als Luftret-
tungsträger die Aufgaben nach diesem Gesetz recht-
mäßig erfüllen (Rechtsaufsichtsbehörde). Die 
Rechtsaufsichtsbehörde kann abweichend von § 129 
der Gemeindeordnung, § 68 der Kreisordnung und  
§ 20 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit 
in Verbindung mit § 129 der Gemeindeordnung Maß-
nahmen im Sinne der §§ 123 und 124 der Gemein-
deordnung und der §§ 62 und 63 der Kreisordnung 
im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen 
Ministerium treffen. Die Anordnung von Zwangsmaß-
nahmen nach §§ 125 und 127 der Gemeindeord-
nung und den §§ 64 und 66 der Kreisordnung bleibt 
dem für Inneres zuständigen Ministerium vorbehal-
ten. Die Rechtsaufsichtsbehörde ist berechtigt, von 
den Rettungsdienstträgern Informationen zu allen 
Fragen des Rettungsdienstes anzufordern.
(3) Zuständig für die Genehmigungserteilung nach 
§ 24, die Aufsicht über die Unternehmen nach  
§ 22 sowie über den Werksrettungsdienst nach  
§ 29 und die Abwehr von Zuwiderhandlungen ge-
gen die Vorschriften dieses Gesetzes und der auf-
grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord-
nungen und behördlichen Anordnungen sind die 
Landrätinnen und Landräte sowie die Bürgermeiste-
rinnen und Bürgermeister der kreisfreien Städte. 
Sie nehmen diese Aufgaben zur Erfüllung nach 
Weisung wahr. Die aufsichtführende Behörde ist 
befugt, zur Durchführung der Aufsicht und zur Vor-
bereitung ihrer Entscheidungen die erforderlichen 
Ermittlungen anzustellen, insbesondere
1. Geschäftsräume und Einsatzfahrzeuge zu kont-

rollieren, 
2. Einsicht in Bücher und Geschäftspapiere zu nehmen,
3. Herausgabe von Unterlagen zu verlangen,
4. von der Unternehmerin oder dem Unternehmer 

und den im Geschäftsbetrieb tätigen Personen 
Auskunft zu verlangen.

Zu den in Satz 3 genannten Zwecken dürfen die 
dem Geschäftsbetrieb dienenden Grundstücke und 
Räume innerhalb der Geschäftszeiten betreten wer-
den. Die Unternehmerin oder der Unternehmer hat 
der Aufsichtsbehörde alle wesentlichen Verände-
rungen unverzüglich mitzuteilen.

§ 36 
Einschränkung von Grundrechten

Aufgrund § 35 kann das Grundrecht der Unverletz-
lichkeit der Wohnung eingeschränkt werden (Arti-
kel 13 des Grundgesetzes).
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§ 37 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt das Rettungsdienstgesetz 

vom 29. November 1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 579, 
ber. 1992 S. 32)*), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 24. Juli 2015 (GVOBl. Schl-H. S. 304), außer 
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

Kiel, 28. März 2017
T o r s t e n   A l b i g

Ministerpräsident

 S t e f a n   S t u d t K r i s t i n   A l h e i t
 Minister Ministerin
 für Inneres und Bundesangelegenheiten für Soziales, Gesundheit,
  Wissenschaft und Gleichstellung

*) GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2120-8

1733/2017
Gesetz 

 zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein*)
Vom 10. April 2017

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Das Kommunalabgabengesetz des Landes Schles-
wig-Holstein (Kommunalabgabengesetz – KAG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Januar 
2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19. Januar 2017 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 28), wird wie folgt geändert:

Artikel 1

§ 8 Absatz 9 erhält folgende Fassung: 

„(9) In der Satzung kann bestimmt werden, dass 
der Beitrag und eine Vorauszahlung auf den Beitrag 
auf Antrag der Beitragsschuldnerin oder des Bei-
tragsschuldners durch Bescheid in eine Schuld um-
gewandelt wird, die in höchstens 20 Jahresleistun-
gen zu entrichten ist. Der Antrag ist vor Fälligkeit 
des Beitrags beziehungsweise der Vorauszahlung 
zu stellen. Wird der Beitrag früher als einen Monat 
nach Bekanntgabe des Beitragsbescheids fällig, so 

ist der Antrag innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe zu stellen. In dem Bescheid sind Höhe 
und Zeitpunkt der Fälligkeit der Jahresleistungen 
zu bestimmen. Der jeweilige Restbetrag ist jährlich 
mit höchstens drei vom Hundert über dem zu Be-
ginn des Jahres geltenden Basiszinssatz nach  
§ 247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu verzinsen. 
Der Beitragsschuldner kann am Ende jeden Jahres 
den Restbetrag ohne weitere Zinsverpflichtung til-
gen. Die Jahresraten sind wiederkehrende Leistun-
gen im Sinne des § 10 Absatz 1 Nummer 3 des 
Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung. Bei Veräußerung des Grund-
stücks oder des Erbbaurechts wird der Beitrag in 
voller Höhe des Restbetrags fällig.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 10. April 2017

 T o r s t e n  A l b i g S t e f a n  S t u d t
 Ministerpräsident Minister 
  für Inneres und Bundesangelegenheiten 

*) Ändert Ges. i.d.F.d.B. vom 10. Januar 2005, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 6140-1
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1728/2017
Gesetz  

der Landesregierung über die Zustimmung zu dem Staatsvertrag zwischen der Freien 
und Hansestadt Hamburg, dem Land Mecklenburg-Vorpommern und dem Land  

Schleswig-Holstein über einen gemeinsamen Prüfdienst für die Gesetzliche Kranken-  
und Pflegeversicherung Norddeutschland (PDK-Nord)

Vom 12. April 2017
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 860-11/1

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

(1) Dem am 10. Februar 2017 unterzeichneten 
Staatsvertrag zwischen der Freien und Hansestadt 
Hamburg, dem Land Mecklenburg-Vorpommern 
und dem Land Schleswig-Holstein über einen ge-
meinsamen Prüfdienst für die Gesetzliche Kranken- 
und Pflegeversicherung Norddeutschland (PDK-
Nord) wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffent-
licht.

(3) Den Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem 
Artikel 9 Satz 4 in Kraft tritt, macht das Ministe-
rium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und 
Gleichstellung im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Schleswig-Holstein bekannt.

§ 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 
in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 12. April 2017

 T o r s t e n  A l b i g K r i s t i n  A l h e i t
 Ministerpräsident Ministerin
  für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft
  und Gleichstellung
Anlage

Staatsvertrag 
zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und den Ländern Mecklenburg-Vorpommern  

und Schleswig-Holstein über einen gemeinsamen Prüfdienst für die Gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung 
Norddeutschland (PDK-Nord)

Die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch den 
Senat, dieser vertreten durch den Präses der Behörde für 
Gesundheit und Verbraucherschutz, das Land Mecklen-
burg-Vorpommern, vertreten durch den Ministerpräsiden-
ten, dieser vertreten durch den Minister für Wirtschaft, 
Arbeit und Gesundheit, und das Land Schleswig-Holstein, 
endvertreten durch die Ministerin für Soziales, Gesund-
heit, Wissenschaft und Gleichstellung, schließen vorbe-
haltlich der Zustimmung ihrer verfassungsmäßig berufe-
nen Organe nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1 
Zusammenführung, Name, Sitz

(1) Für die Freie und Hansestadt Hamburg und die Länder 
Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern wird 
mit dem Inkrafttreten des Staatsvertrages ein gemeinsa-
mer Prüfdienst gebildet, in dem die hoheitlichen Aufga-
ben der Prüfdienste der Gesetzlichen Kranken- und Pfle-
geversicherung nach § 274 Absatz 1 Satz 3 Fünftes 
Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversiche-
rung –  (SGB V) und § 46 Absatz 6 Satz 3 Elftes Buch 
Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegeversicherung – (SGB 
XI) zusammengeführt werden. 

(2) Der Name des gemeinsamen Prüfdienstes ist „Ge-
meinsamer Prüfdienst für die Gesetzliche Kranken- und 
Pflegeversicherung Norddeutschland“ (im Folgenden: 
PDK-Nord).

(3) Der PDK-Nord hat seinen Sitz in der Freien und Han-
sestadt Hamburg und ist Teil der Senatsverwaltung der 
Freien und Hansestadt Hamburg.

(4) Für die Tätigkeit des PDK-Nord gelten die bundesge-
setzlichen Bestimmungen sowie das hamburgische Lan-
desrecht, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 

Artikel 2 
Aufgaben

Der PDK-Nord nimmt mit Inkrafttreten dieses Staatsver-
trages die gesetzlichen Aufgaben der für die Sozialversi-
cherung zuständigen aufsichtführenden obersten Verwal-
tungsbehörden zur Prüfung der Geschäfts-, Rechnungs- 
und Betriebsführung der ihrer Aufsicht unterliegenden 
Träger der Kranken- und Pflegeversicherung nach den je-
weils geltenden Vorschriften der Gesetzlichen Kranken-
versicherung (SGB V) und der Sozialen Pflegeversiche-
rung (SGB XI) wahr.

Artikel 3 
Prüfplan, weitere Aufgaben

(1) Der PDK-Nord erstellt in Abstimmung mit allen Ver-
tragsländern einen Prüfplan.

(2) Sofern die in Artikel 2 beschriebenen Aufgaben nicht 
beeinträchtigt werden, kann der PDK-Nord weitere Prü-
fungen im Auftrag vornehmen.

Artikel 4 
Personelle Ausstattung

(1) Der PDK-Nord wird mit einer Leiterin oder einem Leiter 
und weiteren Mitarbeiterinnen und Mit-arbeitern in der er-
forderlichen Zahl besetzt, damit er eigenständig organisiert 
und nach gleichen Prüfungsmaßstäben tätig werden kann.

(2) Die Stellenbesetzung erfolgt durch die Freie und Han-
sestadt Hamburg im Einvernehmen mit den Vertragslän-

Anl.
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dern. Die Einbringung des vorhandenen Personals erfolgt 
durch bilaterale Vereinbarungen zwischen dem entsen-
denden Land und der Freien und Hansestadt Hamburg.

Artikel 5 
Finanzierungsverantwortung und Kostenausgleich

(1) Die Finanzierungsverantwortung für den PDK-Nord 
tragen die Vertragsländer anteilig. Die endgültige Kosten-
aufteilung richtet sich nach dem jeweiligen Prüfaufwand.

(2) Die Freie und Hansestadt Hamburg verauslagt die Per-
sonal- und Sachkosten für den PDK-Nord. Die erforderli-
chen Mittel in Höhe der prognostizierten Kosten werden 
von den Vertragsländern zunächst über einen Abschlag 
zu gleichen Anteilen bereitgestellt.

(3) Der PDK-Nord stellt den geprüften Institutionen die 
anfallenden Prüfkosten in Rechnung.

(4) Zwischen den Vertragsländern erfolgt regelmäßig eine 
auf den Prüfungsaufwand bezogene Gesamtabrechnung 
und Kostenverteilung. 

Artikel 6 
Verwaltungsvereinbarung

(1) Das Nähere zur Durchführung des Staatsvertrages 
wird in einer gesonderten Verwaltungsvereinbarung ge-
regelt.

(2) Die Verwaltungsvereinbarung wird von der Behörde 
für Gesundheit und Verbraucherschutz der Freien und 
Hansestadt Hamburg, dem Ministerium für Arbeit, Gleich-
stellung und Soziales des Landes Mecklenburg-Vorpom-
mern und dem Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wis-
senschaft und Gleichstellung des Landes Schleswig-Hol-
stein getroffen.

Artikel 7 
Laufzeit, Kündigung

(1) Dieser Staatsvertrag wird auf unbestimmte Zeit ge-
schlossen.

(2) Er kann zum 31. Dezember eines jeden Jahres zum 
Ablauf des übernächsten Kalenderjahres schriftlich ge-
kündigt werden. 

Artikel 8 
Beitritt anderer Länder

Andere Länder können diesem Vertrag beitreten. Der Bei-
tritt erfolgt durch schriftliche Erklärung des Beitritts ge-
genüber dem Senat der Freien und Hansestadt Hamburg, 
dem Beitritt müssen alle Vertragsländer zustimmen.

Artikel 9 
Inkrafttreten

Dieser Staatsvertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifika-
tionsurkunden werden bei der Senatskanzlei der Freien 
und Hansestadt Hamburg hinterlegt. Diese teilt den Län-
dern Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein 
die Hinterlegung der letzten Ratifikationsurkunde mit. Der 
Staatsvertrag tritt mit dem Tage in Kraft, der auf den Tag 
der Hinterlegung der letzten Ratifikationsurkunde folgt.

Hamburg,10. Februar 2017

Für die Freie und Hansestadt Hamburg

C o r n e l i a  P r ü f e r-S t o r c k s

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern

H a r r y  G l a w e

Für das Land Schleswig-Holstein

K r i s t i n  A l h e i t

1724/2017
Gesetz 

zur Änderung des Abgeordnetengesetzes*)
Vom 12. April 2017

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Schleswig-Holsteinischen 

Abgeordnetengesetzes

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mit-
glieder des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
(Schleswig-Holsteinisches Abgeordnetengesetz – 
SH AbgG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. Februar 1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 100, 
ber. 1992 S. 225), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 3. Dezember 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 371), 
wird wie folgt geändert:

1. § 46 wird „Abschnitt V“ zugeordnet.

2. § 46 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 46  
Ausübung des Mandats

(1) Bei der Ausübung ihres Mandats sind die Mit-
glieder des Landtages nur ihrem Gewissen unter-
worfen und an Aufträge und Weisungen nicht 
gebunden. Die Ausübung des Mandats steht im 
Mittelpunkt der Tätigkeit eines Mitglieds des 
Landtages. Unbeschadet dieser Verpflichtung 

bleiben Tätigkeiten beruflicher oder anderer Art 
neben dem Mandat grundsätzlich zulässig.
(2) Für die Ausübung des Mandats darf ein Mit-
glied des Landtages keine anderen als die ge-
setzlich vorgesehenen Zuwendungen oder an-
dere Vermögensvorteile annehmen. Unzulässig 
ist insbesondere die Annahme von Geld oder 
von geldwerten Zuwendungen, die nur deshalb 
gewährt werden, weil dafür die Vertretung und 
Durchsetzung der Interessen der oder des Leis-
tenden im Landtag erwartet wird. Unzulässig ist 
ferner die Annahme von Geld oder von geldwer-
ten Zuwendungen, wenn diese Leistung ohne 
angemessene Gegenleistung des Mitglieds des 
Landtages gewährt wird. Die Entgegennahme 
von Spenden bleibt unberührt.
(3) Nach Absatz 2 unzulässige Zuwendungen 
oder Vermögensvorteile oder ihr Gegenwert sind 
dem Haushalt des Landes zuzuführen. Die Präsi-
dentin oder der Präsident macht den Anspruch 
durch Verwaltungsakt geltend, soweit der Erhalt 
der Zuwendung oder des Vermögensvorteils 
nicht länger als drei Jahre zurückliegt. Der An-
spruch wird durch einen Verlust der Mitglied-
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schaft im Landtag nicht berührt. Das Nähere be-
stimmen die Verhaltensregeln nach § 47.
(4) Tätigkeiten vor Übernahme des Mandats so-
wie Tätigkeiten und Einkünfte neben dem Man-
dat, die auf für die Ausübung des Mandats be-
deutsame Interessenverknüpfungen hinweisen 
können, sind nach Maßgabe der Verhaltensregeln 
(§ 47) anzuzeigen und zu veröffentlichen. Werden 
anzeigepflichtige Tätigkeiten oder Einkünfte nicht 
angezeigt, kann die Präsidentin oder der Präsident 
im Benehmen mit dem Ältestenrat ein Ordnungs-
geld bis zur Höhe der Hälfte der jährlichen Abge-
ordnetenentschädigung festsetzen. Die Präsiden-
tin oder der Präsident macht das Ordnungsgeld 
durch Verwaltungsakt geltend. Das Nähere be-
stimmen die Verhaltensregeln nach § 47.“

3. Der bisherige § 47 wird wie folgt neu gefasst:
„§ 47  

Verhaltensregeln
(1) Um Gefahren für die Unabhängigkeit der Ab-
geordneten erkennen und ihnen entgegenwirken 
zu können und damit zugleich die Funktionsfä-
higkeit des Landtages zu stärken, gibt sich der 
Landtag Verhaltensregeln.
(2) Die Verhaltensregeln müssen insbesondere 
Bestimmungen enthalten über:
 1. die Pflicht zur Anzeige von Geburtsort und 

-datum und des Berufs;
 2. die Pflicht zur Anzeige von Tätigkeiten als 

Mitglied in einem Vorstand, Aufsichtsrat, 
Verwaltungsrat, Beirat oder einem vergleich-
baren Gremium einer Gesellschaft, eines in 
einer anderen Rechtsform betriebenen Un-
ternehmens, einer Körperschaft, einer Stif-
tung, einer Anstalt des öffentlichen Rechts, 
eines Vereines oder eines Verbandes;

 3. die Pflicht zur Anzeige von regelmäßigen 
Tätigkeiten vor der Mitgliedschaft im Land-
tag sowie einmaliger und regelmäßiger Tä-
tigkeiten neben dem Mandat einschließlich 
ihrer Änderungen während der Ausübung 
des Mandats;

 4. die Pflicht der Abgeordneten, das Halten 
und die Aufnahme von Beteiligungen an Ka-
pital- oder Personengesellschaften in der 
Art und Höhe anzuzeigen, wenn dadurch 
ein wesentlicher wirtschaftlicher Einfluss 
auf ein Unternehmen begründet wird;

 5. die Pflicht zur Anzeige der jährlichen Ge-
samteinkünfte aus den in den Nummern 2 
bis 4 genannten Tätigkeiten oder Beteili-
gungen oberhalb von Mindestbeträgen;

 6. die Pflicht der Abgeordneten, im Ausschuss 
auf eine Interessenverknüpfung hinzuwei-
sen, wenn sie an der Beratung oder Ab-
stimmung über einen Gegenstand mitwir-

ken, an dem sie selbst oder ein anderer, für 
den sie gegen Entgelt tätig sind, ein unmit-
telbares wirtschaftliches Interesse haben;

 7. die Pflicht zur Rechnungsführung und zur 
Anzeige von Spenden sowie Annahmever-
bote und Ablieferungspflichten in den in den 
Verhaltensregeln näher bestimmten Fällen;

 8. die Pflicht der Abgeordneten, in beruflichen 
oder geschäftlichen Angelegenheiten Hin-
weise auf die Mitgliedschaft im Landtag zu 
unterlassen;

 9. das Verfahren sowie die Befugnisse und Pflich-
ten der Präsidentin oder des Präsidenten bei 
Entscheidungen nach § 47 Absatz 4 und 5;

10. das Verfahren sowie über die Befugnisse 
und Pflichten der Präsidentin oder des Prä-
sidenten bei Verstößen gegen die Verhal-
tensregeln.

Die Anzeigepflicht umfasst nicht die Mitteilung 
von Tatsachen über Dritte, für die der oder die 
Abgeordnete gesetzliche Zeugnisverweigerungs-
rechte oder Verschwiegenheitspflichten geltend 
machen kann. Statt der Angaben zum Auftragge-
ber ist eine Branchenbezeichnung anzugeben.
(3) Die Angaben zu Absatz 2 Nummer 1 bis 5 
werden als Drucksache und auf den Internetsei-
ten des Landtages veröffentlicht. Für die Anga-
ben zu Absatz 2 Nummer 5 werden aus den jähr-
lichen Gesamteinkünften die durchschnittlichen 
monatlichen Einkünfte errechnet, indem die jähr-
lichen Gesamteinkünfte durch zwölf dividiert 
werden. Die durchschnittlichen monatlichen Ein-
künfte werden in folgender Staffelung ausgewie-
sen: Die Stufe 1 erfasst durchschnittliche monat-
liche Einkünfte in einer Größenordnung von 
1.000 bis 3.500 Euro, die Stufe 2 Einkünfte bis 
7.000 Euro, die Stufe 3 Einkünfte bis 15.000 Euro, 
die Stufe 4 Einkünfte bis 30.000 Euro, die Stufe 
5 Einkünfte bis 50.000 Euro, die Stufe 6 Ein-
künfte bis 75.000 Euro, die Stufe 7 Einkünfte 
bis 100.000 Euro, die Stufe 8 Einkünfte bis 
150.000 Euro, die Stufe 9 Einkünfte bis 250.000 Euro. 
Bei allen folgenden Stufen, deren Nummerierung 
sich fortlaufend erhöht, werden jeweils 30.000 
Euro zum Höchstbetrag der vorhergehenden 
Stufe addiert. Die Einkünfte werden der entspre-
chenden Stufe zugeordnet, sofern der Höchstbe-
trag der vorhergehenden Stufe überschritten 
wurde. Von der Veröffentlichung der in Satz 2 
genannten Angaben kann die Präsidentin oder 
der Präsident im Benehmen mit dem Ältestenrat 
Ausnahmen zulassen.
(4) Die Präsidentin oder der Präsident des Land-
tages erhebt und verarbeitet die in Absatz 2 ge-
nannten personenbezogenen Daten der Abge-
ordneten. Die Erhebung und Weiterverarbeitung 
sind zulässig, soweit sie zur rechtmäßigen Erfül-
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lung der Aufgaben im Rahmen der Verhaltensre-
geln erforderlich sind. Werden sie für diese Zwe-
cke nicht mehr benötigt, so sind sie zu löschen, 
es sei denn, die oder der Betroffene wider-
spricht. Die Präsidentin oder der Präsident hat 
die technischen und organisatorischen Maßnah-
men zu veranlassen, die notwendig sind, um die 
Verarbeitung personenbezogener Daten der Ab-
geordneten auf das erforderliche Maß zu be-

schränken, Unbefugten den Zugang zu den Da-
ten zu verwehren und ihre rechtzeitige Löschung 
und Sperrung sicherzustellen.
(5) Die Präsidentin oder der Präsident erlässt Aus-
führungsbestimmungen zu den Verhaltensregeln.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Beginn der 19. Wahlperiode 
in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 12. April 2017
T o r s t e n  A l b i g 

Ministerpräsident 
 S t e f a n  S t u d t M o n i k a  H e i n o l d
 Minister Finanzministerin
 für Inneres und Bundesangelegenheiten

*) Ändert Ges. i.d.F.d.B. vom 13. Februar 1991, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 1101-5

1726/2017
Gesetz 

zum elektronischen Rechtsverkehr 
Vom 18. April 2017

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:
Artikel 1 

Änderung des Landesverfassungsgerichtsgesetzes1)
Das Landesverfassungsgerichtsgesetz vom 10. Ja-
nuar 2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 25), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Januar 2017 
(GVOBl. Schl.-H. S. 2), wird wie folgt geändert:
1. In der Inhaltsübersicht wird nach § 20 eingefügt:

„§ 20 a  Elektronischer Rechtsverkehr; elektroni-
sche Aktenführung“.

2. § 17 erhält folgende Fassung:
„§ 17 

Akteneinsicht
(1) Die Beteiligten haben während des laufen-
den Verfahrens das Recht der Akteneinsicht.
(2) Im Übrigen kann Akteneinsicht gewährt wer-
den, soweit ein berechtigtes Interesse glaubhaft 
gemacht wird und die Belange der Beteiligten, 
Dritter und des Staates sowie die Erfordernisse 
des Verfahrens nicht entgegenstehen.
(3) Die der Vorbereitung der Entscheidung die-
nenden Voten und sonstigen Unterlagen unter-
liegen nicht der Akteneinsicht.“

3. In § 20 Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „beim 
Landesverfassungsgericht einzureichen“ ersetzt 
durch die Worte „oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle beim Lan-
desverfassungsgericht zu stellen“.

4. Nach § 20 wird folgender § 20 a eingefügt:
„§ 20 a 

Elektronischer Rechtsverkehr; 
elektronische Aktenführung

Die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung 
zum elektronischen Rechtsverkehr und zur elekt-
ronischen Aktenführung sowie Rechtsverordnun-
gen aufgrund von § 55 c der Verwaltungsge-
richtsordnung gelten entsprechend. Zum Erlass 
von Rechtsverordnungen aufgrund von § 55 a 
Absatz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung ist 
das für Justiz zuständige Ministerium ermäch-
tigt. Das Landesverfassungsgericht bestimmt in 
seiner Geschäftsordnung den Zeitpunkt, von 
dem an die Prozessakten elektronisch geführt 
werden, und legt die organisatorisch-technischen 
Rahmenbedingungen für die Bildung, Führung 
und Verwahrung der elektronischen Akten fest.“

Artikel 2 
Weitere Änderung 

des Landesverfassungsgerichtsgesetzes2)
§ 20 a des Landesverfassungsgerichtsgesetzes 
vom 10. Januar 2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 25), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 dieses Gesetzes, 
wird wie folgt geändert:
1. In Satz 1 wird die Angabe „§ 55 c“ ersetzt 

durch die Angabe „§ 55 a Absatz 2 und § 55 c“.
2  Satz 2 wird aufgehoben.

Artikel 3 
Änderung des Heilberufekammergesetzes3)

Das Heilberufekammergesetz vom 29. Februar 
1996 (GVOBl. Schl.-H. S. 248), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 
(GOVBl. Schl.-H. S. 351), wird wie folgt geändert:
1. In der Inhaltsübersicht wird nach § 66a eingefügt:

„§ 66 a Elektronischer Rechtsverkehr; elektroni-
sche Aktenführung“.
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1722/2017 
Gesetz  

zum Abkommen zur dritten Änderung des Abkommens über das Deutsche Institut für Bautechnik 
(3. DIBt-Änderungsabkommen)*)

Vom 28. April 2017
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2130-18

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

(1) Dem zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Ländern geschlossenen Abkommen zur 
dritten Änderung des Abkommens über das Deut-
sche Institut für Bautechnik (3. DIBt-Änderungsab-
kommen) wird zugestimmt.

(2) Das Abkommen (zur dritten Änderung des Ab-
kommens über das Deutsche Institut für Bautech-

nik (3. DIBt-Änderungsabkommen)) wird nachste-
hend veröffentlicht.

(3) Der Tag, an dem das Abkommen (zur dritten 
Änderung des Abkommens über das Deutsche Ins-
titut für Bautechnik (3. DIBt-Änderungsabkom-
men)) in Kraft tritt, ist im Gesetz- und Verordnungs-
blatt für Schleswig-Holstein bekannt zu machen.

§ 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 28. April 2017

 T o r s t e n A l b i g  S t e f a n S t u d t
 Ministerpräsident  Minister
  für Inneres und Bundesangelegenheiten 

*) Ändert Anl. zum Ges. vom 29. Dezember 1992, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2130-10

2. Nach § 66 wird folgender § 66 a eingefügt:
„§ 66 a 

Elektronischer Rechtsverkehr; 
elektronische Aktenführung

Die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung 
zum elektronischen Rechtsverkehr und zur elekt-
ronischen Aktenführung sowie Rechtsverordnun-
gen aufgrund von § 55 c der Verwaltungsge-
richtsordnung gelten entsprechend. Zum Erlass 
von Rechtsverordnungen aufgrund von § 55 a 
Absatz 1 und § 55 b Absatz 1 der Verwaltungs-
gerichtsordnung ist das für Justiz zuständige Mi-
nisterium ermächtigt.“

3. § 67 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a) Die Worte „eine Ausfertigung der“ werden 

durch das Wort „die“ ersetzt.
b) Das Wort „schriftlich“ wird gestrichen.

Artikel 4 
Weitere Änderung des Heilberufekammergesetzes4)

§ 66 a des Heilberufekammergesetz vom 29. Feb-
ruar 1996 (GVOBl. Schl.-H. S. 248), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 dieses Gesetzes, wird wie folgt 
geändert:
1. In Satz 1 wird die Angabe „§ 55 c“ ersetzt 

durch die Angabe „§ 55 a Absatz 2 und § 55 c“.
2. In Satz 2 wird die Angabe „§ 55 a Absatz 1 

und“ gestrichen.
Artikel 5 

Inkrafttreten
(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 
2 am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 
(2) Artikel 2 und 4 treten an dem Tag in Kraft, an 
dem § 55 a der Verwaltungsgerichtsordnung in der 
Fassung von Artikel 5 Nummer 1 des Gesetzes zur 
Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs mit 
den Gerichten vom 10. Oktober 2013 (BGBl. I S. 
3786) in Schleswig-Holstein Anwendung findet.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.
Kiel, 18. April 2017

T o r s t e n  A l b i g
Ministerpräsident 

 A n k e  S p o o r e n d o n k K r i s t i n  A l h e i t
 Ministerin Ministerin
 für Justiz, Kultur und Europa für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft 
  und Gleichstellung 

1) Ändert Ges. vom 10. Januar 2008, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 100-5
2) Ändert Ges. vom 10. Januar 2008, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 100-5
3) Ändert Ges. vom 29. Februar 1996, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2122-6
4) Ändert Ges. vom 29. Februar 1996, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2122-6

Anl.
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Anlage

Abkommen 
zur dritten Änderung des Abkommens über das  

Deutsche Institut für Bautechnik 
(3. DIBt–Änderungsabkommen)

Die Bundesrepublik Deutschland

und 

das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein,

der Freistaat Thüringen

vereinbaren, vorbehaltlich der Zustimmung ihrer gesetz-
gebenden Körperschaften, soweit diese durch die Verfas-
sung vorgeschrieben ist, die nachstehenden Änderungen 
des Abkommens über das Deutsche Institut für Bautech-
nik:

1. Das Abkommen über das Deutsche Institut für Bau-
technik, das zuletzt durch das Abkommen zur zweiten 
Änderung des Abkommens über das Deutsche Institut 
für Bautechnik (2. DIBt-Änderungsabkommen, GVBl. 
für Berlin vom 28. Mai 2014, S. 188) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

a) Artikel 2 wird wie folgt geändert:

aa) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) Nummer 1 erhält folgende Fassung:

„1.  Europäische Technische Bewertungen 
auszustellen und diese zumindest 
nach Gegenstand und wesentlichem 
Inhalt zu veröffentlichen,“

bbb) Nummer 6 erhält folgende Fassung:

„6.  die Aufgaben einer notifizierenden Be-
hörde im Sinne von Artikel 40 der Ver-
ordnung (EU) Nrummer 305/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 9. März 2011 zur Festlegung 
harmonisierter Bedingungen für die 
Vermarktung von Bauprodukten und 
zur Aufhebung der Richtlinie 89/106 
EWG des Rates (ABl. L 88 vom 4. Ap-
ril 2011, S. 5) (EU-Bauproduktenver-
ordnung) wahrzunehmen,“

ccc) Nach Nummer 6 werden folgende Num-
mern 7 und 8 angefügt:

„7.  Verzeichnisse von anerkannten Prüf-, 
Überwachungs- und Zertifizierungs-
stellen nach den Landesbauordnungen 
zu führen,

 8. a)  Energieausweise und Inspektionsbe-
richte im Sinne der Energieeinspar-
verordnung zu registrieren und Re-
gistriernummern zu vergeben und

b) Stichprobenkontrollen von Energie-
ausweisen  durchzuführen.“

bb) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Als gemeinsame Marktüberwachungsbehörde 
hat das Institut insbesondere die Aufgabe,

1. Bauprodukte in technischer Hinsicht einheit-
lich zu prüfen und zu bewerten,

2. Maßnahmen in den Fällen, in denen Baupro-
dukte nach den Anforderungen der EU-Bau-
produktenverordnung die in Bezug auf die 
Wesentlichen Merkmale erklärte Leistung 
nicht erbringen oder eine Gefahr darstellen, 
zu treffen, soweit es nach landesrechtlichen 
Vorschriften über die Zuständigkeit der 
Marktüberwachungsbehörden in der jeweils 
geltenden Fassung als gemeinsame Markt-
überwachungsbehörde zuständig ist, 

3. Ordnungswidrigkeiten im Rahmen seiner Auf-
gaben nach Nummer 2 zu verfolgen und zu 
ahnden,

4. die Marktüberwachungsbehörden der Länder 
fachlich zu beraten und koordinierend tätig 
zu werden, 

5. Aufgaben der europäischen und internationalen 
Verwaltungszusammenarbeit wahrzunehmen.“

cc) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Das Institut hat außerdem die Aufgabe,

1. die Anerkennung von Prüf-, Überwachungs- 
und Zertifizierungsstellen sowie die entspre-
chende Anerkennung von Behörden nach den 
Landesbauordnungen und

2. Entscheidungen über Anträge auf Typenprü-
fungen 

vorzubereiten, soweit das Institut nicht nach 
Absatz 6 zuständig ist.“

dd) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

In Nummer 2 werden die Wörter „Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften“ durch die 
Wörter „Europäischen Kommission“ ersetzt.

ee) Absatz 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Die einzelnen Länder können dem Institut 
zusätzlich die Zuständigkeit übertragen für

1. die Anerkennung von Prüf-, Überwachungs- 
und Zertifizierungsstellen sowie die entspre-
chende Anerkennung von Behörden nach den 
Landesbauordnungen und deren Überwa-
chung,

2. die Erteilung von Typenprüfungen,

3. den Erlass von Verwaltungsakten, die auf 
Bauprodukte bezogen sind, nach Rechtsvor-
schriften, die der Umsetzung weiterer 
Rechtsakte der Europäischen Union dienen,

4. über die Aufgaben der gemeinsamen Markt-
überwachungsbehörde nach Absatz 2 hinaus-
gehende, weitere Aufgaben der Marktüberwa-
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chung nach Rechtsakten der Europäischen 
Union für harmonisierte Bauprodukte und

5. die Erteilung von Zustimmungen im Einzelfall 
für Bauprodukte und Bauarten nach den Lan-
desbauordnungen.“

ff) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 ange-
fügt:

„(7) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
dem Institut durch Verwaltungsabkommen mit 
der in Artikel 3 Absatz 3 bezeichneten Bundes-
behörde weitere Aufgaben zu übertragen.“

gg) Die Protokollnotiz zu Artikel 2 Absatz 1 Num-
mer 1 erhält folgende Fassung:

„Protokollnotiz zu Artikel 2 Absatz 1 Nummer 1

Das Institut wird bei der Erarbeitung Europäischer 
Technischer Bewertungen vom Bund allgemein 
bezeichnete Stellen bitten, den Entwurf von Euro-
päischen Technischen Bewertungen vorzuberei-
ten, soweit durch solche Europäische Technische 
Bewertungen wesentliche Belange des Bundes bei 
der Erfüllung von Aufgaben berührt werden, die in 
bundeseigener Verwaltung oder im Auftrag des 
Bundes wahrgenommen werden. Näheres wird in 
der Dienstanweisung geregelt.“

hh) Die Protokollnotiz zu Artikel 2 Absatz 2 Num-
mer 2 und Nummer 3, Absatz 6 Nummer 5 wird 
durch folgende Protokollnotiz zu Artikel 2 Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 2, Absatz 6 Nummer 4 
ersetzt:

„Protokollnotiz zu Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 2, Absatz 6 Nummer 4

Die Wahrnehmung der Aufgaben nach Artikel 2 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 und deren Finanzie-
rung über den Königsteiner Schlüssel nach Arti-
kel 11 Absatz 3 und Absatz 4 knüpft an die ein-
heitliche Regelung in allen Ländern über die Zu-
ständigkeit der gemeinsamen Marktüberwa- 
chungsbehörde entsprechend dem von der Bau-
ministerkonferenz beschlossenen Muster-Markt-
überwachungsverordnungs-Durchführungsgesetz 
an. Aufgaben, die über die Muster-Zuständig-
keitsregelungen hinausgehen, können von je-
dem Land einzeln nach Artikel 2 Absatz 6 Num-
mer 4 übertragen werden. Der Finanzbedarf 
hierfür wird nach Artikel 11 Absatz 6 durch das 
Land erstattet, das weitergehende Aufgaben 
übertragen hat.“

ii) Die Protokollnotiz zu Artikel 2 Absatz 2 Num-
mer 5 und Nummeatz 6 wird durch folgende 
Protokollnotiz zu Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 4 und Nummer 5 ersetzt:

„Protokollnotiz zu Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 4 und Nummer 5

Zu den Beratungs- und Koordinierungsaufgaben 
(4.) zählen insbesondere

a) die Bereitstellung wissenschaftlichen und 
technischen Fachwissens,

b) die Vorbereitung der regelmäßigen Aktuali-
sierung des Marktüberwachungsprogramms 
sowie der Evaluierung der Überwachungstä-
tigkeiten,

c) die Vorbereitung von Risikoprofilen für die 
Zollbehörden, die Mitteilung von Maßnahmen 
an den Bund zur Meldung an die Europäische 

Kommission im Rahmen des Schnellinformati-
onssystems der Union (RAPEX) sowie die 
Entgegennahme von RAPEX-Meldungen an-
derer Mitgliedstaaten vom Bund,

d) die Mitteilung von Maßnahmen, Einwänden 
und sonstigen Mitteilungen an den Bund zur 
Weiterleitung an die Europäische Kommis-
sion und die übrigen Mitgliedstaaten im Rah-
men europäischer Unterrichtungs- und  Ab-
stimmungsverfahren wie das Schutzklausel-
verfahren sowie die Vertretung in 
angeschlossenen Konsultationsverfahren,

e) die Schulung von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der Länder.

Aufgaben der europäischen und internationalen 
Verwaltungszusammenarbeit (5.) beinhalten vor 
allem

a) die Übermittlung von Informationen an die 
Europäische Kommission im Rahmen des all-
gemeinen Systems der Union für das Infor-
mationsmanagement,

b) die Amtshilfe gegenüber den Marktüberwa-
chungsbehörden anderer Mitgliedstaaten 
nach Artikel 24 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nummer 765/2008 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008,

c) die Vertretung in dem europäischen Gre-
mium, in dem die Marktüberwachungsbehör-
den der Mitgliedstaaten zusammengeschlos-
sen sind,

d) die Zusammenarbeit mit den zuständigen 
Stellen von Drittstaaten.“

b)  Artikel 3 wird wie folgt geändert:

aa) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Das Institut wirkt im Auftrag des Bundes in 
der Organisation Technischer Bewertungsstellen 
nach Artikel 31 der EU-Bauproduktenverord-
nung mit.“

bb) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Im Rahmen der Mitwirkung in der Organi-
sation Technischer Bewertungsstellen hat das 
Institut insbesondere die Aufgabe,

1. an der Erstellung und Annahme von Europäi-
schen Bewertungsdokumenten im Sinne von 
Artikel 19 der EU-Bauproduktenverordnung 
mitzuwirken und

2. Übersetzungen von Europäischen Bewer-
tungsdokumenten und Europäischen Techni-
schen Bewertungen anderer Bewertungsstel-
len auf Anforderung des Bundesministeriums 
für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi-
cherheit anzufertigen oder die Richtigkeit 
vorgelegter Übersetzungen zu bestätigen.“

cc) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Das Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit wird ermäch-
tigt, dem Institut durch Verwaltungsabkommen 
mit den Landesregierungen weitere Aufgaben 
zu übertragen.“

dd) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ange-
fügt:

„(4) Im Rahmen der Erledigung der Aufgaben 
nach Absatz 1, 2 und 3 unterliegt das Institut 
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dem Weisungsrecht des Bundes; das Weisungs-
recht wird vom Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit ausge-
übt. Das Institut unterrichtet das Bundesminis-
terium laufend.“

c)  Artikel 4 wird wie folgt geändert:

aa) In der Überschrift werden die Wörter „im Gre-
mium der Zulassungsstellen“ durch die Wörter 
„in der Organisation Technischer Bewertungs-
stellen“ ersetzt.

bb) In Absatz 1 werden die Wörter „dem Gremium 
der Zulassungsstellen“ durch die Wörter „der 
Organisation Technischer Bewertungsstellen“ 
ersetzt.

cc) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Hinsichtlich der Verhandlung und der Ab-
stimmung über Europäische Bewertungsdoku-
mente wird der Bund bei der Ausübung seines 
Weisungsrechts einer mehrheitlich abgegebe-
nen Stellungnahme der Länder entsprechen, so-
weit landesrechtlich geregelte materielle Anfor-
derungen oder Anforderungen aus dem Aufga-
benbereich, die in landeseigener Verwaltung 
wahrgenommen werden, in dem Europäischen 
Bewertungsdokument zu berücksichtigen sind, 
es sei denn, ein Abweichen von der Stellung-
nahme der Länder ist aus außen- und integrati-
onspolitischen Gründen erforderlich; sind im Eu-
ropäischen Bewertungsdokument sowohl Anfor-
derungen des Bundes als auch der Länder zu 
berücksichtigen, werden sich Bund und Länder 
um eine einvernehmliche Haltung bemühen. 
Kommt eine solche nicht zustande, entscheidet 
der Bund; er hat dabei die Belange der Länder 
zu berücksichtigen.“

d)  Artikel 5 wird wie folgt geändert:

aa) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Bei der Erfüllung der Aufgaben nach Artikel 
2 Absatz 1, 2, 3, 5, 6 und 7 unterliegt das Ins-
titut der Fachaufsicht durch die für das Bauwe-
sen zuständige Senatsverwaltung.“

bb) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 6 Nr. 
5“ durch die Angabe „Absatz 6 Nummer 4“ er-
setzt. 

cc) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „des 
Bauproduktengesetzes“ durch die Wörter „der 
EU-Bauproduktenverordnung oder eines zu ihrer 
Durchführung erlassenen Bundesgesetzes“ er-
setzt.

dd) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Soweit ein Widerspruchsverfahren durchzu-
führen ist, ist für die Widerspruchsbescheide 
abweichend von § 30 Absatz 2 Buchstabe a 
des Gesetzes über die Zuständigkeiten in der 
Allgemeinen Berliner Verwaltung (Allgemeines 
Zuständigkeitsgesetz) in der Fassung vom  
22. Juli 1996 (GVBl. S. 302, 472), zuletzt ge-
ändert durch Artikel I des Gesetzes vom 18. 
Dezember 2012 (GVBl. S. 530), die Präsidentin/
der Präsident zuständig.“

e) Artikel 7 wird wie folgt geändert:

aa) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 10 wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt.

bbb) Nach Nummer 10 wird folgende Nummer 
11 angefügt:

„11.  Begutachtung und Überwachung des 
Instituts als Technische Bewertungs-
stelle gemäß Artikel 29 Absatz 3 EU-
Bauproduktenverordnung und des zu 
ihrer Durchführung erlassenen Bun-
desgesetzes.“

bb) In Absatz 4 werden das Wort „sieben“ durch 
das Wort „sechs“ und die Wörter „jeweils von 
den Bundesministerien für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau, der Finanzen, für Wirt-
schaft, für Arbeit und Sozialordnung, für Ver-
kehr, für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit und für Post und Telekommunikation“ 
durch die Wörter „von den Bundesministerien 
für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi-
cherheit und für Wirtschaft und Energie“ er-
setzt.

ee) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Jedes Mitglied des Verwaltungsrates hat 
eine Stimme. Der Verwaltungsrat ist beschluss-
fähig, wenn mindestens die Hälfte der Stimmen 
vertreten ist. Er fasst seine Beschlüsse mit ein-
facher Mehrheit der Stimmen der anwesenden 
Mitglieder, soweit in diesem Abkommen nichts 
anderes vorgesehen ist. Bei Stimmengleichheit 
gilt der Antrag als abgelehnt. Beschlüsse in Be-
zug auf die Ausstellung und Veröffentlichung 
Europäischer Technischer Bewertungen, in Be-
zug auf die Aufgaben einer notifizierenden Be-
hörde im Sinne von Artikel 40 EU-Bauproduk-
tenverordnung und in Bezug auf die Mitarbeit in 
Gremien der Europäischen Kommission sowie 
sonstigen europäischen und internationalen 
Gremien bedürfen einer Mehrheit von mindes-
tens drei Vierteln der vertretenen Stimmen. Un-
ter den vom Bund bestellten Mitgliedern ist eine 
Übertragung von Stimmen zulässig; einem Mit-
glied können jedoch jeweils höchstens die Stim-
men für drei andere Mitglieder übertragen wer-
den.“

f)  Artikel 8 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

In Satz 3 werden die Wörter „Senatsverwaltung für 
Bau- und Wohnungswesen“ durch die Wörter „für 
das Bauwesen zuständigen Senatsverwaltung“ er-
setzt.

g)  Artikel 9 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Leitlinien für euro-
päische technische Zulassungen“ durch die 
Wörter „Europäischen Bewertungsdokumenten“ 
ersetzt.

bb) Satz 5 erhält folgende Fassung:

„Artikel 3 Absatz 4 Satz 1 und Artikel 4 Absatz 
4 bleiben unberührt.“

cc) Nach Satz 5 wird folgender Satz 6 angefügt:

„Soweit eine Beschlussfassung der Ausschüsse 
für Grundsatzfragen aufgrund der zeitlichen 
Vorgaben der EU-Bauproduktenverordnung nicht 
möglich ist oder nicht notwendig erscheint, 
werden die Ausschüsse für Grundsatzfragen im 
Nachgang unterrichtet.“

h)  Artikel 10 wird wie folgt geändert:

aa) Absatz 2 erhält folgende Fassung:
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„(2) Die Präsidentin/Der Präsident beteiligt den 
zuständigen Sachverständigenausschuss bei 
der Erarbeitung von Europäischen Bewertungs-
dokumenten und falls erforderlich bei der Ertei-
lung von Europäischen Technischen Bewertun-
gen. Sofern dies im Einzelfall nicht möglich oder 
notwendig erscheint, wird der Sachverständi-
genausschuss im Nachgang unterrichtet.“

bb) Die Protokollnotiz zu Artikel 10 Absatz 2 erhält 
folgende Fassung:

„Protokollnotiz zu Artikel 10 Absatz 2

Bei Bauprodukten, die Vorschriften des techni-
schen Arbeitsschutzes zuzuordnen sind, ist im 
Rahmen der Erarbeitung von Europäischen Be-
wertungsdokumenten und Europäischen Techni-
schen Bewertungen die Zentralstelle der Länder 
für Sicherheitstechnik (ZLS) zu beteiligen, wenn 
dies ein Mitglied eines Sachverständigenaus-
schusses verlangt.“

i) Artikel 11 wird wie folgt geändert:

aa) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aaa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Der Bund erstattet dem Institut die an-
derweitig nicht gedeckten Kosten, die die-
sem durch die Wahrnehmung der Aufga-
ben nach Artikel 3 unter Beachtung der 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit entstehen.“

bbb) In Satz 2 wird die Angabe „Artikel 10 Abs. 2 
Satz 2“ durch die Angabe „Artikel 10 Ab-
satz 2“ ersetzt.

ccc) Satz 4 wird aufgehoben.

bb) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Der anderweitig nicht gedeckte Finanzbe-
darf für die Einrichtung und Unterhaltung des 
Instituts wird zwischen den Ländern aufgeteilt. 
Dies gilt auch für den Finanzbedarf für die Erle-
digung von Aufgaben, die dem Institut aufgrund 
bundesrechtlicher Vorschriften zugewiesen wor-
den sind, jedoch für die Länder wahrgenommen 
werden. Die Festsetzung des hierfür notwendi-
gen Betrages bedarf der Zustimmung von zwei 
Dritteln der Finanzministerien der Länder.“

cc) Der Absatz 5 wird aufgehoben. 

dd) Absatz 6 wird nunmehr Absatz 5 und bleibt an-
sonsten unverändert.

ee) Absatz 7 wird nunmehr Absatz 6 und erhält fol-
gende Fassung:

„(6) Abweichend von Absatz 3 wird der Finanz-
bedarf zur Erledigung von Aufgaben nach Arti-
kel 2 Absatz 6 Nummer 4, Artikel 2 Absatz 6 
Nummer 5 und Artikel 2 Absatz 7 unter Beach-
tung der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit entsprechend nachgewiesenem 
Aufwand durch das Land erstattet, das die Auf-
gabe übertragen hat. Für den Fall, dass alle Län-
der diese Aufgabe übertragen haben, bleibt es 
bei der Regelung nach Absatz 3. Wird dem Ins-
titut eine durch ein einzelnes Land übertragene 
Aufgabe wieder entzogen, so finden die Rege-
lungen in Artikel 14 Absatz 1 und 2 entspre-
chende Anwendung.“

ff) Die Protokollnotiz zu Artikel 11 Absatz 2 wird 
wie folgt geändert:

In Nummer 4 werden die Wörter „das Gremium 
der Zulassungsstellen (EOTA)“ durch die Wörter 
„die Organisation Technischer Bewertungsstel-
len“ ersetzt.

j) Artikel 13 erhält folgende Fassung:

„Streitigkeiten aus diesem Abkommen werden 
durch ein Schiedsgericht entschieden. Es gilt der 
als Anlage beigefügte Schiedsvertrag.“

k) Artikel 14 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Dieses Abkommen gilt für unbestimmte Zeit. 
Es kann von jedem Beteiligten durch schriftliche Er-
klärung gegenüber der für das Bauwesen zuständi-
gen Senatsverwaltung des Landes Berlin unter 
gleichzeitiger Benachrichtigung der übrigen Betei-
ligten zum Schluss des Kalenderjahres mit einer 
Frist von einem Jahr gekündigt werden.“

l) Artikel 15 wird wie folgt geändert:

aa) Die Absatzbezeichnung (1) wird aufgehoben.

bb) Der Absatz 2 wird aufgehoben.

cc) Die Protokollnotiz zu Artikel 15 Absatz 1 wird 
aufgehoben.

2. Dieses Abkommen tritt am 1. des Monats in Kraft, 
der dem Monat folgt, in dem die letzte der von den 
Beteiligten ausgefertigten Vertragsurkunden der für 
das Bauwesen zuständigen Senatsverwaltung des 
Landes Berlin zugeht.

3. Die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung 
des Landes Berlin kann den Wortlaut des Abkommens 
über das Deutsche Institut für Bautechnik in der vom 
Inkrafttreten dieses Abkommens an geltenden Fas-
sung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin be-
kannt machen.

Für die Bundesrepublik Deutschland

das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau 
und Reaktorsicherheit

Berlin, 6. Juli 2016
Für die Bundesrepublik Deutschland
Bundesministerin für Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
gez. B a r b a r a  H e n d r i c k s

Stuttgart, 14. Dezember 2015
Für das Land Baden-Württemberg
Minister für Umwelt, Klima 
und Energiewirtschaft 
gez. F r a n z  U n t e r s t e l l e r

München, 24. März 2016
Für den Freistaat Bayern
Staatsminister des Innern, für Bau und Verkehr 
gez. J o a c h i m  H e r r m a n n

Berlin, 14. April 2015
Für das Land Berlin
Senator für Stadtentwicklung und Umwelt
gez. A n d r e a s  G e i s e l

Potsdam, 15. August 2014
Für das Land Brandenburg
Minister für Infrastruktur und Landwirtschaft
gez. J ö r g  V o g e l s ä n g e r

Bremen, 3. Februar 2015
Für die Freie Hansestadt Bremen
Senator für Umwelt, Bau und Verkehr
gez. J o a c h i m  L o h s e

Hamburg, 21. Juli 2016
Für die Freie und Hansestadt Hamburg
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1730/2017
Gesetz 

zur Änderung des Informationszugangsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein
Vom 5. Mai 2017

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Informationszugangsgesetzes1

Das Informationszugangsgesetz für das Land 
Schleswig-Holstein vom 19. Januar 2012 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 89, ber. S. 279) wird wie folgt geän-
dert:

 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift zu § 9 erhält folgende Fas-
sung:

„§ 9  Schutz entgegenstehender öffentli-
cher Interessen“.

b) Die Überschrift zu § 10 erhält folgende Fas-
sung:

„§ 10  Schutz entgegenstehender privater 
Interessen“.

c) Die Überschrift zu § 11 erhält folgende Fas-
sung:

„§ 11  Veröffentlichung von Informationen“.

d) Die Überschrift zu § 12 erhält folgende Fas-
sung:

„§ 12 Unterrichtung der Öffentlichkeit“.

e) Die Überschrift zu § 13 erhält folgende Fas-
sung:

„§ 13 Kosten“.

f) Die Überschrift zu § 14 erhält folgende Fas-
sung:

„§ 14 Anrufung der oder des Landesbeauf-
tragten für Datenschutz“.

g) Die Überschrift zu § 15 erhält folgende Fas-
sung:

„§ 15 Übergangsvorschrift“.

 2. In § 1 Absatz 1 werden nach den Wörtern „so-
wie für die“ die Wörter „Veröffentlichung und“ 
eingefügt.

 3. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

In Nummer 2 werden nach den Wörtern 
„des öffentlichen Rechts“ ein Komma ein-
gefügt, die Wörter „insbesondere Aufgaben 
in den Bereichen Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung, Abfallentsorgung, öf-
fentlicher Nahverkehr, Energieerzeugung 
und –versorgung oder Krankenhauswesen“ 
eingefügt und mit einem Komma abge-
schlossen.

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa)  Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

 „1.  Der Landtag, soweit er parlamentari-
sche Aufgaben wahrnimmt; zur par-
lamentarischen Aufgabenwahrneh-
mung zählt auch die gutachterliche 

Senatorin für Stadtentwicklung und Wohnen
gez. D o r o t h e e  S t a p e l f e l d t

Wiesbaden, 26. Oktober 2016
Für das Land Hessen
Minister für Wirtschaft, Energie,
Verkehr und Landesentwicklung
gez. T a r e k  A l – W a z i r

Schwerin, 24. Juni 2014
Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
Minister für Wirtschaft, Bau und Tourismus 
gez. H a r r y  G l a w e 

Hannover, 10. Februar 2015
Für das Land Niedersachsen
Ministerin für Soziales, Gesundheit und  Gleichstellung 
gez. C o r n e l i a  R u n d t

Düsseldorf, 24. September 2015
Für das Land Nordrhein-Westfalen
Minister für Bauen, Wohnen
Stadtentwicklung und Verkehr
gez. M i c h a e l  G r o s c h e k

Mainz, 22. April 2016
Für das Land Rheinland-Pfalz
Ministerin der Finanzen
gez. D o r i s  A h n e n

Saarbrücken, 22. Juni 2016
Für das Saarland
Minister für Inneres und Sport
gez. K l a u s  B o u i l l o n

Dresden, 9. Juli 2014
Für den Freistaat Sachsen
Staatsminister des Innern
gez. M a r k u s  U l b i g

Magdeburg, 27. Oktober 2015
Für das Land Sachsen-Anhalt
Minister für Landesentwicklung und Verkehr
gez. T h o m a s  W e b e l

Kiel, 10. Juli 2014
Für das Land Schleswig Holstein
Innenminister
gez. A n d r e a s  B r e i t n e r

Erfurt, 8. Dezember 2015
Für den Freistaat Thüringen
Ministerin für Infrastruktur und Landesentwicklung
gez.  B i r g i t  K e l l e r
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oder rechtsberatende Tätigkeit im 
Auftrag einer oder mehrerer Fraktio-
nen,“.

bb) In Nummer 2 werden nach dem Wort 
„werden“ die Wörter „und es sich nicht 
um Umweltinformationen handelt“ an-
gefügt.

cc)  Es wird folgende Nummer 2 a einge-
fügt:

 „2 a)  die obersten Landesbehörden, so-
weit und solange sie im Rahmen 
der Gesetzgebungsverfahren tätig 
werden und es sich dabei um Um-
weltinformationen handelt,“.

dd) In Nummer 3 werden die Wörter „tätig 
werden“ ersetzt durch „tätig sind oder 
waren“.

ee)  Es wird eine neue Nummer 5 angefügt:

 „5.  die Finanzbehörden im Sinne des § 2 
des Finanzverwaltungsgesetzes, so-
fern Vorgänge der Steuerfestset-
zung, Steuererhebung und Steuer-
vollstreckung betroffen sind.“.

c) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa)  In Nummer 2 Buchstabe c wird am 
Ende der Punkt durch ein Komma er-
setzt und das Wort „oder“ angefügt.

bb) Folgende Nummer 3 wird angefügt:

 „3.  mehrere juristische Personen des öf-
fentlichen Rechts zusammen unmit-
telbar oder mittelbar über eine Mehr-
heit im Sinne der Nummer 2 verfü-
gen und zumindest der hälftige 
Anteil an dieser Mehrheit den in Ab-
satz 3 Nummer 3 genannten juristi-
schen Personen des öffentlichen 
Rechts zuzuordnen ist.“

 4. In § 5 Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter 
„durch Verbreitung nach § 11“ ersetzt durch 
„durch Veröffentlichung nach § 11 oder durch 
Verbreitung nach § 12“.

 5. In § 6 Absatz 1 Satz 2 werden die Angabe 
„§ 5 Absatz 1“ durch die Angabe „§ 5 Ab- 
satz 1 Satz 1 und 2“ ersetzt und die Wörter 
„oder die antragstellende Person auf eine an-
dere Art des Informationszugangs verwiesen“ 
gestrichen.

 6. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „§ 2 
Absatz 3 Nr. 3“ durch die Angabe „§ 2 Ab-
satz 3 Nummer 2 und 3“ ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „§ 2 
Absatz 3 Nr. 3“ durch die Angabe „§ 2 Ab-
satz 3 Nummer 2 und 3“ ersetzt.

 7. § 9 wird wie folgt geändert:

a)  In der Überschrift werden die Wörter „öffent-
licher Belange“ durch die Wörter „entgegen-
stehender öffentlicher Interessen“ ersetzt.

b) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „es sei 
denn, das öffentliche Interesse an der Be-
kanntgabe überwiegt“ durch die Wörter 
„wenn das sich aus den Nummern 1 bis 5 je-
weils ergebende öffentliche Interesse an der 
Geheimhaltung gegenüber dem öffentlichen 
Bekanntgabeinteresse überwiegt“ ersetzt.

c) In Absatz 2 werden die Wörter „es sei 
denn, das öffentliche Interesse an der Be-
kanntgabe überwiegt.“ durch die Wörter 
„wenn das sich aus den Nummern 1 bis 5 
jeweils ergebende öffentliche Interesse am 
Funktionieren von Verwaltungsabläufen ge-
genüber dem öffentlichen Bekanntgabeinte-
resse überwiegt.“ ersetzt.

 8. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „priva-
ter Belange“ durch die Wörter „entgegen-
stehender privater Interessen“ ersetzt.

b) In Satz 1 werden die Wörter „ist der Antrag 
abzulehnen, es sei denn, die Betroffenen 
haben zugestimmt oder das öffentliche In-
teresse an der Bekanntgabe überwiegt.“ 
durch die Wörter „und das aus den Num-
mern 1 bis 4 jeweils folgende schutzwür-
dige private Interesse an der Geheimhaltung 
gegenüber dem öffentlichen Bekanntga-
beinteresse überwiegt, ist der Antrag abzu-
lehnen, es sei denn, die jeweils Betroffenen 
haben zugestimmt.“ ersetzt.

 9. Es wird folgender § 11 eingefügt:

„§ 11  
Veröffentlichung von Informationen

(1) Landesbehörden sollen Verwaltungsvor-
schriften, Organisations-, Geschäftsvertei-
lungs- und Aktenpläne und weitere Informatio-
nen, die ab dem 27. Mai 2017 bei ihnen ent-
standen, erlassen, bestellt oder beschafft 
worden sind, ohne Angaben von personenbe-
zogenen Daten und Geschäfts- und Betriebs-
geheimnissen allgemein zugänglich machen 
und an das elektronische Informationsregister 
nach Absatz 3 melden. Dies gilt nicht für Land-
rätinnen und Landräte, Schulämter und Schu-
len, soweit diese Aufgaben der Landesbehör-
den wahrnehmen sowie die Staatliche Arbeits-
schutzbehörde bei der Unfallkasse Nord. Die 
Veröffentlichung unterbleibt, soweit ein Antrag 
auf Informationszugang nach diesem Gesetz 
oder anderen Rechtsvorschriften abzulehnen 
wäre. Weitere Informationen sind
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 1. Richtlinien und Runderlasse an andere Be-
hörden,

 2. amtliche Statistiken, öffentliche Tätig-
keitsberichte und Broschüren,

 3. Gutachten und Studien, soweit sie von 
den Landesbehörden bei einer natürlichen 
oder juristischen Person des Privatrechts 
in Auftrag gegeben wurden und die in auf 
Außenwirkung gerichtete Entscheidungen 
der Landesbehörden eingeflossen sind. 
Gutachten und Studien, die im Rahmen 
der Atomaufsicht in Auftrag gegeben wur-
den, betrifft dies nur, soweit sie von allge-
meinem Interesse sind. Ausgenommen 
sind Gutachten und Studien aufgrund von 
Verträgen mit einem Auftragswert von we-
niger als 10.000 Euro,

 4. Haushaltspläne, Stellenpläne und Wirt-
schaftspläne,

 5. Übersichten über Zuwendungen an juristi-
sche Personen des Privatrechts oder an 
das Land Schleswig-Holstein, soweit sie 
den Betrag von 100 Euro übersteigen,

 6. elektronisch erteilte Auskünfte aufgrund 
von Anträgen nach § 4,

 7. elektronisch erteilte Auskünfte aufgrund 
von Anträgen nach § 4 des Gesetzes zur 
Verbesserung der gesundheitsbezogenen 
Verbraucherinformation,

 8. die bei den Gerichten des Landes vorhan-
denen eigenen veröffentlichungswürdigen 
Entscheidungen,

 9. Vorlagen der Landesregierung nach Be-
schlussfassung und Mitteilungen an den 
Landtag,

10. wesentliche Unternehmensdaten von Be-
teiligungen des Landes einschließlich einer 
Darstellung der jährlichen Vergütungen 
und Nebenleistungen nach dem Gesetz 
zur Veröffentlichung der Bezüge der Mit-
glieder von Geschäftsführungsorganen 
und Aufsichtsgremien öffentlicher Unter-
nehmen im Land Schleswig-Holstein,

11. Verträge, soweit es sich nicht um öffentli-
che Aufträge oder um Kredit- oder Finanz-
termingeschäfte handelt; ausgenommen 
sind Verträge mit einem Auftragswert von 
weniger als 50.000 Euro, sowie

12. Verträge für die Erstellung von Gutachten; 
ausgenommen sind Verträge mit einem 
Auftragswert von weniger als 10.000 Euro.

Auf die Veröffentlichungspflicht nach Satz 3 
Nummer 3, 11 und 12 sollen Landesbehörden 
vor Abschluss eines Vertrages hinweisen. Lan-
desbehörden können darüber hinaus Informati-

onen allgemein zugänglich machen und an das 
elektronische Informationsregister nach Ab-
satz 3 melden, deren Veröffentlichung sie für 
geeignet halten.

(2) Über die veröffentlichten Informationen 
sollen die Landesbehörden Verzeichnisse füh-
ren, diese allgemein zugänglich machen und 
an das elektronische Informationsregister nach 
Absatz 3 melden.

(3) Das Land richtet ein zentrales elektronisches 
Informationsregister und Informationsregister-
stellen ein, um das Auffinden der Informationen 
zu erleichtern und interessierte Personen zu bera-
ten. Landesbehörden sind verpflichtet, die in Ab-
satz 1 genannten Informationen dort mit einheit-
lichen Metadaten zu registrieren und dafür die 
organisatorischen Voraussetzungen zu schaffen.

(4) Dem zentralen Informationsregister gemel-
dete Informationen werden unverzüglich in die-
sem veröffentlicht.

(5) Einzelheiten, insbesondere die organisatori-
schen Zuständigkeiten und Pflichten der ein-
zelnen Behörden zur Erfüllung der Pflichten 
nach Absatz 1, regelt die Landesregierung 
durch Rechtsverordnung.

(6) Den Behörden der Gemeinden, Kreise und 
Ämter steht die Benutzung des zentralen elekt-
ronischen Informationsregisters frei, um dort 
Informationen zu veröffentlichen, auf die nach 
diesem Gesetz ein Informationszugangsrecht 
besteht.

(7) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Vor-
gänge oder Dokumente, die Informationen über 
den Schutz kerntechnischer Anlagen gegen 
Störmaßnahmen oder sonstige Einwirkungen 
Dritter enthalten.“

10. Der bisherige § 11 wird der neue § 12.

11.  In § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 werden die 
Wörter „geändert durch Artikel 11 des Geset-
zes vom 11. August 2010 (BGBl. I S. 1163)“ 
durch die Wörter „zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 21. Dezember 2015 
(BGBl. I S. 2490)“ ersetzt.

12. Der bisherige § 12 wird der neue § 13.

13. § 13 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wird wie folgt 
neu gefasst:

„1.  die Erteilung mündlicher, einfacher 
schriftlicher und einfacher elektroni-
scher Auskünfte,“

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „zu-
letzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 9. März 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 356), 
Ressortbezeichnung ersetzt durch Artikel 
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49 der Verordnung vom 8. September 2010 
(GVOBl. Schl.-H. S. 575)“ durch die Wörter 
„zuletzt geändert durch Artikel 7 des Geset-
zes vom 19. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 89), Zuständigkeiten und Ressortbe-
zeichnungen zuletzt ersetzt durch Verord-
nung vom 16. März 2015 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 96)“ ersetzt.

14. Der bisherige § 13 wird der neue § 14.

15. In § 14 werden in der Überschrift, in Satz 1 
und in Satz 2 jeweils die Wörter „Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz“ durch die Wörter 
„Landesbeauftragten für Datenschutz“ ersetzt.

16. Der bisherige § 14 wird der neue § 15.

17. Es wird folgender § 16 angefügt:

„§ 16 
Überprüfung und Bericht

Die Landesregierung überprüft die Auswirkun-
gen dieses Gesetzes mit wissenschaftlicher 
Unterstützung. Sie legt dem Landtag dazu in 
den Jahren 2020 und 2025 einen Bericht vor. 
Die oder der Landesbeauftragte für Daten-
schutz ist vor der Zuleitung der Berichte an 
den Landtag zu unterrichten; sie oder er gibt 
dazu eine Stellungnahme ab.“

Artikel 2 
Weitere Änderung des  

Informationszugangsgesetzesfür das Land  
Schleswig-Holstein zum Jahr 20222)

Das Informationszugangsgesetz für das Land 
Schleswig-Holstein, das zuletzt durch Artikel 1 die-
ses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

§ 11 Absatz 1 Satz 1 in der Fassung des Artikels 1 
Nummer 9 dieses Gesetzes wird wie folgt neu ge-
fasst:

„Landesbehörden machen Verwaltungsvorschrif-
ten, Organisations-, Geschäftsverteilungs- und Ak-
tenpläne und weitere Informationen, die ab dem 
27. Mai 2017 bei ihnen entstanden, erlassen, be-
stellt oder beschafft worden sind, ohne Angaben 
von personenbezogenen Daten und Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen allgemein zugänglich und 
melden sie an das elektronische Informationsregis-
ter nach Absatz 3.“.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Artikels 1 
Nummer 9 und des Artikels 2 am Tag nach seiner 
Verkündung in Kraft. Artikel 1 Nummer 9 tritt mit 
Ausnahme des § 11 Absatz 1 Satz 4 Nummer 3, 5, 
8, 10, 11 und 12 am 1. Januar 2020 in Kraft. § 11 
Absatz 1 Satz 4 Nummer 3, 5, 8, 10, 11 und 12 in 
der Fassung des Artikels 1 Nummer 9 und Artikel 2 
treten am 1. Januar 2022 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 5. Mai 2017

 T o r s t e n  A l b i g S t e f a n  S t u d t
 Ministerpräsident Minister
  für Inneres und Bundesangelegenheiten 

 A n k e  S p o o r e n d o n k M o n i k a  H e i n o l d
 Ministerin  Finanzministerin
 für Justiz, Kultur und Europa  

1) Ändert Ges. vom 19. Januar 2012, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2010-3
2) Ändert Ges. vom 19. Januar 2012, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2010-3

Landesverordnung  
zur Änderung der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren*)

Vom 28. April 2017
Aufgrund des § 2 des Verwaltungskostengesetzes 
des Landes Schleswig-Holstein vom 17. Januar 
1974 (GVOBl. Schl.-H. S. 37), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-
H. S. 89), Zuständigkeiten und Ressortbezeichnun-
gen zuletzt ersetzt durch Verordnung vom 16. März 
2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 96), in Verbindung mit  
§ 5 Absatz 1 der Landesverordnung über Verwal-
tungsgebühren vom 15. Oktober 2008 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 383), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 14. März 2017 (GVOBl. Schl.-H.  

S. 174), verordnet das Ministerium für Energie-
wende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume:

Artikel 1

Der Allgemeine Gebührentarif der Landesverord-
nung über Verwaltungsgebühren vom 15. Oktober 
2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 383), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 14. März 2017 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 174), wird wie folgt geändert:

1. Die Tarifstelle 1 erhält folgende Fassung:
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Tarifstelle Gegenstand Gebühr Euro 
   
„1 Abfallrechtliche Angelegenheiten  
   
 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) vom 24. Februar 2012 

(BGBl. I S. 212), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 27. März 2017 (BGBl. I S. 567), 
 
Abfallverbringungsgesetz (AbfVerbrG) vom 19. Juli 2007 
(BGBl. I S. 1462), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 1. November 2016 (BGBl. I S. 2452), 
 
Batteriegesetz (BattG) vom 25. Juni 2009 (BGBl. I S. 
1582), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. November 2015 (BGBl. I S. 2071), 
 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 
(BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 30. November 2016 (BGBl. I S. 2749), 
 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juni 2009 
(BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 19 des 
Gesetzes vom 13. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2258), in 
Verbindung mit dem Landesnaturschutzgesetz 
(LNatSchG) vom 24. Februar 2010 GVOBl. Schl.-H. S. 
301, ber. S. 486, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 27. Mai 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 162), 
 
Elektro- und Elektronikgerätegesetz (ElektroG) vom 20. 
Oktober 2015 (BGBl. I S. 1739), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 27. März 2017 (BGBl. I S. 
567), 
 
Klärschlammverordnung (AbfKlärV) vom 15. April 1992 
(BGBl. I S. 912), zuletzt geändert durch Artikel 74 der 
Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474), 
 
Altholzverordnung (AltholzV) vom 15. August 2002 (BGBl. 
I S. 3302), zuletzt geändert durch Artikel 62 des Gesetzes 
vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626), 
 
Bioabfallverordnung (BioAbfV) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 4. April 2013 (BGBl. I S. 658), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 der Verordnung vom 5. Dezem-
ber 2013 (BGBl. I S. 4043), 
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Entsorgungsfachbetriebeverordnung (EfbV) vom  
10. September 1996 (BGBl. I S. 1421), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 5. Dezember 2013 
(BGBl. I S. 4043), 
 
Nachweisverordnung (NachwV) vom 20. Oktober 2006 
(BGBl. I S. 2298), zuletzt geändert durch Artikel 7 der 
Verordnung vom 2. Dezember 2016 (BGBl. I S. 2770), 
 
Entsorgergemeinschaftenrichtlinie vom 9. September 
1996 (BAnz. Nummer 178, S. 10909), 
 
Verpackungsverordnung (VerpackV) vom 21. August 
1998 (BGBl. I S. 2379), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 17. Juli 2014 (BGBl. I S. 1061), 
 
Anzeige- und Erlaubnisverordnung (AbfAEV) vom  
5. Dezember 2013 (BGBl. I S. 4043), zuletzt geändert 
durch Artikel 8 der Verordnung vom 2. Dezember 2016 
(BGBl. I S. 2770), 
 
Deponieverordnung (DepV) vom 27. April 2009 (BGBl. I 
S. 900), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung 
vom 4. März 2016 (BGBl. I S. 382), 
 
Verordnung (EG) Nummer 1013/2006 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2006 über die 
Verbringung von Abfällen (ABl. L 190 S. 1, zuletzt ber. 
2015, ABl. L 277 S. 61), zuletzt geändert durch Verord-
nung (EU) 2015/2002 vom 10. November 2015 (ABl. L 
294 S. 1), 
 
Produktsicherheitsgesetz (ProdSG) vom 8. November 
2011 (BGBl. I S. 2178, ber. 2012 S. 131), zuletzt geändert 
durch Artikel 435 der Verordnung vom  
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 

   
1.1 Anerkennung von Trägern der Qualitätssicherung nach  

§ 12 Absatz 5 KrWG 
2.000 bis 50.000 

   
1.2 Anzeigeverfahren für Sammlungen nach § 18 KrWG  
   
1.2.1 Entgegennahme und Prüfung der Anzeige einer Samm-

lung nach § 18 Absatz 1 KrWG 
60 bis 5.000 

   
1.2.2 Anordnung nach § 18 Absatz 5 KrWG 60 bis 5.000    
   
1.2.3 Anordnung nach § 18 Absatz 6 Satz 1 oder 3 KrWG 60 bis 5.000     
   
1.3 Freistellung nach § 26 Absatz 3 KrWG 100 bis 5.000 
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1.4 Zulassung von Ausnahmen nach § 28 Absatz 2 KrWG 100 bis 2.500  
   
1.5 Verpflichtungen und Festsetzungen nach § 29 KrWG  100 bis 5.000 
   
1.6 Planfeststellung und Genehmigung nach § 35 KrWG  
   
1.6.1 Planfeststellungen nach § 35 Absatz 2 KrWG und Plan-

genehmigung nach § 35 Absatz 3 KrWG bei Herstel-
lungskosten einschließlich abziehbarer Vorsteuern 

 

   
1.6.1.1 bis zu 250.000 Euro  0,6 % der Herstel-

lungskosten, min-
destens 500 

   
1.6.1.2 über 250.000 Euro bis zu 1.000.000 Euro 1.500 zuzüglich 

0,5 % der 250.000 
Euro übersteigen-
den Kosten 

   
1.6.1.3 über 1.000.000 Euro bis zu 10.000.000 Euro 5.250 zuzüglich 

0,4 % der  
1.000.000 Euro 
übersteigenden 
Kosten 

   
1.6.1.4 über 10.000.000 Euro bis zu 50.000.000 Euro 41.250 zuzüglich 

0,3 % der  
10.000.000 Euro 
übersteigenden 
Kosten 

   

1.6.1.5 über 50.000.000 Euro 161.250 zuzüglich 
0,25 % der 50.000 
000 Euro überstei-
genden Kosten 

   
1.6.2 Umweltverträglichkeitsprüfungen  
   
1.6.2.1 Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung bei 

Vorhaben nach Anlage 1 des UVPG 
30 % bis 60 % der 
Gebühr nach Tarif-
stelle 1.6.1 

   
1.6.2.2 Vornahme einer allgemeinen oder standortbezogenen 

Vorprüfung des Einzelfalles nach Spalte 2 der Anlage 1 
des UVPG, sofern anschließend kein Verfahren nach Ta-
rifstelle 1.6.2.1 durchgeführt wird 

5 % der Gebühr 
nach Tarifstelle 
1.6.1; mindestens 
100 und höchstens 
5.000 
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1.6.2.3 Unterrichtung über den Umfang beizubringender Unterla-

gen nach § 5 UVPG vor Beginn eines Verfahrens nach  
§ 35 Absatz 2 oder Absatz 3 KrWG auf Ersuchen des 
Vorhabenträgers. Wird anschließend ein Verfahren nach 
§ 35 Absatz 2 oder Absatz 3 KrWG durchgeführt, entfällt 
die Gebührenpflicht für die Unterrichtung über den Um-
fang beizubringender Unterlagen. Eine bereits gezahlte 
Gebühr ist auf die Gebühr für die jeweilige Entscheidung 
anzurechnen. 

10 % der Gebühr 
nach Tarifstelle 
1.6.1; mindestens 
100 und höchstens 
10.000 

   
1.6.3 Zuschläge im Zusammenhang mit der Verträglichkeitsprü-

fung nach § 34 BNatSchG in Verbindung mit § 25 
LNatSchG 

 

   
1.6.3.1 Feststellung, dass das beantragte Vorhaben keine Durch-

führung einer Verträglichkeitsprüfung erfordert 
60 bis 2.000 

   
1.6.3.2 Durchführung einer Verträglichkeitsprüfung 200 bis 5.000 
   
1.6.4 Zuschlag für die Durchführung eines Erörterungstermins 

im Zusammenhang mit der Erteilung eines Planfeststel-
lungsbeschlusses nach § 35 Absatz 2 KrWG 
 
je Tag 

 
 
 
 
1.000 

   
1.6.5 Entgegennahme und Prüfung einer Anzeige über die Än-

derung einer Anlage nach § 35 Absatz 4 KrWG 
40 % der Gebühr 
nach Tarifstelle 
1.6.1, mindestens 
jedoch 500       

   
1.7 Nachträgliche Anordnung oder Änderung von Nebenbe-

stimmungen nach § 36 Absatz 4 Satz 3 KrWG 
100 bis 5.000 

   
1.8 Zulassung des vorzeitigen Beginns nach § 37 Absatz 1 

KrWG 
25 % der Gebühr 
nach Tarifstelle 
1.6.1, mindestens 
jedoch 500        

   
1.9 Entscheidungen nach § 39 KrWG  
   
1.9.1 Anordnungen nach § 39 Absatz 1 Satz 1 KrWG 100 bis 5.000 
   
1.9.2 Untersagungen nach § 39 Absatz 1 Satz 2 KrWG 100 bis 5.000 
 Anmerkung zu den Tarifstellen 1.6, 1.8 und 1.9: 

 
Etwaige Kosten für die Prüfung von statischen Berech-
nungen sind als Auslagen zu erheben. In solchem Fall 
bleibt bei der Berechnung der Kosten der Anlage nach 
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den Tarifstellen 1.6, 1.8 und 1.9 die Rohbausumme der 
baulichen Anlagen, soweit sie der Gebührenordnung der 
prüfenden Stelle nach § 1 der Landesverordnung über die 
Prüfingenieurinnen oder Prüfingenieure für Standsicher-
heit sowie Prüfsachverständigen vom 21. November 2008 
(GVOBl. Schl.-H. S. 705), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 14. Juni 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 369), zugrunde 
gelegen hat, außer Ansatz; mindestens sind 75 % der 
Gebühren nach den Tarifstellen 1.6, 1.8 oder 1.9 zu erhe-
ben. 

   
1.10 Stilllegung von Deponien nach § 40 KrWG  
   
1.10.1 Prüfung einer Anzeige nach § 40 Absatz 1 KrWG 100 bis 5.000 
   
1.10.2 Anordnung nach § 40 Absatz 2 KrWG 100 bis 5.000 
   
1.10.3 Feststellung der endgültigen Stilllegung nach § 40 Absatz 

3 KrWG 
100 bis 5.000 

   
1.10.4 Feststellung des Abschlusses der Nachsorgephase nach 

§ 40 Absatz 5 KrWG 
100 bis 5.000 

   
1.11 Allgemeine Überwachung nach § 47 KrWG  
   
1.11.1 Überwachungsmaßnahmen nach § 47 KrWG einschließ-

lich örtlicher Kontrollen.  
60 bis 1.000  

   
1.11.2 Überwachungsmaßnahmen nach § 47 Absatz 7 KrWG in 

Verbindung mit § 22a DepV nach Zeitaufwand. Die Ge-
bühr umfasst auch die Erstellung des Überwachungsbe-
richtes und dessen Zugänglichmachung für den Betreiber 
und die Öffentlichkeit. Als Stundensätze sind zugrunde zu 
legen für Beamtinnen und Beamte oder vergleichbare 
Beschäftigte der 
 

 

 a) Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt  82 
 b) Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt 63 
 c) Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt 51  
 d) Laufbahngruppe 1, erstes Einstiegsamt 45 
   
1.11.3 Abfallrechtliche Marktüberwachung  
   
1.11.3.1 Maßnahmen nach § 47 Absatz 1 Satz 1 und 2 KrWG in 

Verbindung mit § 26 Absatz 2 ProdSG 
50 bis 2.500 

   
1.11.3.2 Besichtigung und Prüfung nach § 47 Absatz 1 Satz 1 und 

2 KrWG in Verbindung mit § 28 Absatz 1 ProdSG. 
50 bis 2.500 
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1.11.3.3 Anforderung von Unterlagen und Informationen nach § 47 
Absatz 1 Satz 1 und 2 KrWG in Verbindung mit § 28 Ab-
satz 2 Satz 1 ProdSG 

50 bis 2.500 

   
 Anmerkung zu den Tarifstellen 1.11.1 und 1.11.3: 

 
Diese Tarifstellen sind nach § 2 Absatz 3 ElektroG und 
nach § 1 Absatz 3 BattG in Verbindung mit § 21 Absatz 2 
BattG auch auf Überwachungsmaßnahmen nach diesen 
Gesetzen anzuwenden. 

 

   
1.12 Anordnungen nach § 51 KrWG 60 bis 1.000 
   
1.13 Entgegennahme und Bearbeitung von Anzeigen nach  

§ 53 Absatz 1 und 3 KrWG in Verbindung mit §§ 7 und 8 
AbfAEV 

60 bis 150 

   
1.14 Erlaubnisse nach § 54 KrWG in Verbindung mit  

§§ 10 und 11 AbfAEV 
250 bis 5.000     

   
1.15 Zertifizierung von Entsorgungsfachbetrieben  
   
1.15.1 Zustimmung zu einem Überwachungsvertrag nach  

§ 56 Absatz 5 Satz 3 KrWG 
60 bis 10.000 

   
1.15.2 Anerkennung einer Entsorgergemeinschaft nach  

§ 56 Absatz 6 Satz 2 KrWG 
2.000 bis 50.000 

   
1.16 Entziehungen und Untersagungen nach § 56 Absatz 8 

KrWG 
500 bis 5.000 
 

   
1.17 Anordnungen nach § 59 Absatz 2 KrWG 60 bis 500    
   
1.18    Anordnung zur Durchführung des KrWG und der auf der 

Grundlage dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen 
nach § 62 KrWG 
 

60 bis 5.000 

 Anmerkung zu Tarifstelle 1.18: 
 
Diese Tarifstelle ist nach § 2 Absatz 3 ElektroG und § 21 
Absatz 2 BattG auch auf Anordnungen zur Durchführung 
dieser Gesetze anzuwenden. 

 

 
1.19 

 
Notifizierung von Untersuchungsstellen nach § 3 Absatz 8 
Satz 1 und § 4 Absatz 9 Satz 1 BioAbfV, § 6 Absatz 6 
Satz 1 AltholzV, § 3 Absatz 2, Absatz 5 Satz 1 und Absatz 
6 Satz 3 AbfKlärV       

 
 
60 bis 1.500 
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1.20 Anerkennung eines Lehrgangs nach § 9 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 3 EfbV 

60 bis 600 

   
1.21 Anerkennung eines Fortbildungslehrganges gemäß § 11 

Satz 2 EfbV 
60 bis 600 

   
1.22 Verpflichtung zum Entzug von Überwachungszertifikaten 

und Überwachungszeichen nach § 14 Absatz 4 Nummer 
2 EfbV 

60 bis 600 

   
1.23 Widerrufe nach § 15 Absatz 4 EfbV 60 bis 5.000 
   
1.24 Gestattung nach § 16 EfbV 60 bis 500 
   
1.25 Verantwortliche Erklärung nach NachwV  
   
1.25.1 Entgegennahme und Bestätigung der Zulässigkeit der 

Entsorgung und Übersendung des Originals des Entsor-
gungsnachweises/Sammelentsorgungs-nachweises an 
den Abfallerzeuger nach den § 3 Absatz 1, § 4, § 5, § 6 
und § 9 NachwV (Grundverfahren) je verantwortliche Er-
klärung nach Anlage 1 zur NachwV (Formblatt Verant-
wortliche Erklärung) 

60 bis 10.000 

   
1.25.2 Entgegennahme und Bestätigung der Zulässigkeit des 

Entsorgungsnachweises/Sammelentsorgungsnachweises 
nach den § 3 Absatz 1, § 6, § 7 Absatz 3 und § 9 Absatz 
1, 2, 4, 5 und 6 NachwV (privilegiertes Verfahren) je ver-
antwortliche Erklärung nach Anlage 1 zur NachwV (Form-
blatt Verantwortliche Erklärung) 

60 bis 150 

   
1.26 Freistellung nach § 7 Absatz 3 NachwV 500 bis 10.000 
   
1.27 Anordnung und/oder Widerruf nach § 8 NachwV 20 bis 5.000 
   
1.28     Erteilung der für die Nachweisführungen nach § 28 Ab-

satz 1 und 2 NachwV erforderlichen Kenn- und Freistel-
lungsnummern 
 

60 bis 2.500 

 Anmerkung zu Tarifstelle 1.28: 
 
Die Gebühr ist nur zu erheben, wenn die Erteilung der 
Kenn- und Freistellungsnummern nicht im Zusammen-
hang mit einer anderen gebührenpflichtigen Amtshand-
lung erfolgt.      

 

   
1.29 Verpflichtungen zum Entzug von Überwachungszertifikat 

und Überwachungszeichen nach § 8 Absatz 1 Nummer 2 
Entsorgergemeinschaftenrichtlinie 

60 bis 5.000 
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1.30 Widerrufe nach § 11 Absatz 3 Entsorgergemeinschaften-

richtlinie 
500 bis 10.000 

   
1.31 Gestattungen nach § 12 Entsorgergemeinschaftenrichtli-

nie 
60 bis 500 

   
1.32 Systemfeststellung nach § 6 Absatz 5 VerpackV  
   
1.32.1 Feststellung nach § 6 Absatz 5 VerpackV, dass ein Sys-

tem zur Rücknahme gebrauchter Verkaufsverpackungen 
flächendeckend eingerichtet ist    

500 bis 12.500 

   
1.32.2 Änderungen und Ergänzungen zu Entscheidungen nach 

Tarifstelle 1.32.1 auf Verlangen der Behörde 
300 bis 1.000 

   
1.32.3 Ermittlung und Anforderung von Sicherheitsleistungen 

nach § 6 Absatz 5 VerpackV 
100 bis 500     

   
1.32.4 Teilweiser oder vollständiger Widerruf der Feststellung 

nach § 6 Absatz 5 VerpackV aufgrund von § 6 Absatz 6 
VerpackV 

2.500 bis 7.500 

   
1.32.5 Jährliche Prüfung nach § 6 Absatz 3 Satz 2 in Verbindung 

mit Anhang I Nummer 2 Absatz 3 VerpackV     
100 bis 1.000 

   
1.33 Branchenlösungen nach § 6 Absatz 2 VerpackV  
   
1.33.1 Entgegennahme und Prüfung der Bescheinigung nach § 6 

Absatz 2 VerpackV je Branche      
100 bis 3.000 

   
1.33.2 Entgegennahme und Prüfung von nachträglichen Ände-

rungen der Bescheinigung der Branchenlösung auf Ver-
langen der Behörde     

100 bis 1.000 

   
1.33.3 Jährliche Überprüfung nach § 6 Absatz 2 Satz 5 in Ver-

bindung mit Anhang I Nummer 1, Nummer 2 Absatz 4 und 
Nummer 4 VerpackV        

100 bis 1.000 

   
 Anmerkung zu den Tarifstellen 1.32 und 1.33: 

 
Kosten von der Behörde in Auftrag gegebener Gutachten 
werden als Auslagen nach § 10 Absatz 1 Nummer 5 und 
7 des Verwaltungskostengesetzes des Landes Schleswig-
Holstein gesondert erhoben. 

 

   
1.34 Fachkunde von Anzeige- und Erlaubnispflichtigen nach 

§§ 4, 5 AbfAEV 
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1.34.1 Anerkennung eines Lehrgangs nach § 4 Absatz 3 Satz 1 
und Absatz 5, § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 
3 Satz 2 sowie § 16 Absatz 2 und 5 AbfAEV 

60 bis 600 

   
1.34.2 Anordnung zur Teilnahme an einem Lehrgang nach § 4 

Absatz 5 AbfAEV 
 
60 bis 150 

   
1.35 Anordnungen zum Wohle der Allgemeinheit nach der Ab-

fAEV 
 

   
1.35.1 Anordnung zur Erstellung und Vorlage eines Einarbei-

tungsplanes nach § 6 Satz 3 AbfAEV 
60 bis 150 

   
1.35.2 Anordnung zur Durchführung eines Erlaubnisverfahrens 

nach § 12 Absatz 2 AbfAEV 
60 bis 150 

   
1.35.3 Freistellung nach § 13 a AbfAEV von der Pflicht, Fahr-

zeuge mit Warntafeln zu versehen 
60 bis 150 

   
1.36 Anerkennung eines Lehrgangs zur Weiterbildung nach  

§ 4 Nummer 2 DepV 
60 bis 600 

   
1.37 Notifizierung der grenzüberschreitenden Abfallverbrin-

gung nach der Verordnung (EG) Nummer 1013/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Rates und nach dem 
Abfallverbringungsgesetz 

 

   
1.37.1 Zustimmung durch die zuständige Behörde am Versand-

ort und am Bestimmungsort sowie durch die für die 
Durchführung zuständige Behörde (Artikel 9 der Verord-
nung (EG) Nummer 1013/2006) 

200 bis 20.000      

   
1.37.2 Ablehnung der Genehmigung oder Erhebung von Ein-

wänden (Artikel 11 und 12 in Verbindung mit Artikel 9 der 
Verordnung (EG) Nummer 1013/2006) 
 

150 bis 2.000 

1.37.3 Rücknahme oder Widerruf der Genehmigung oder Zu-
stimmung (Artikel 8 Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 4 
Absatz 2 Nummer 3, Artikel 9 Absatz 8 und 9 der Verord-
nung (EG) Nummer 1013/2006) 

60 bis 2.000 

   
1.37.4 Erteilung oder wesentliche Änderung einer Vorabzustim-

mung (Artikel 14 der Verordnung (EG) Nummer 
1013/2006) 

250 bis 20.000 

   
1.37.5 Zustimmung zu einer Änderung (Artikel 17 der Verord-

nung (EG) Nummer 1013/2006) 
200 bis 20.000    
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1.38 Überwachung der grenzüberschreitenden Verbringung 
von Abfällen, z.B. Entnahme von Proben; Durchset-
zungsmaßnahmen auf Ersuchen eines anderen Mitglied-
staates (Artikel 50 Absatz 2 bis 7 der Verordnung (EG) 
Nummer 1013/2006 in Verbindung mit §§ 11 bis 13  
AbfVerbrG), Anordnung von Durchsetzungsmaßnahmen 
nach § 13 AbfVerbrG 
 

100 bis 2.000 

 Anmerkung zu Tarifstelle 1.38: 
 
Die für die Untersuchung von Proben anfallenden Kosten 
werden zusätzlich als Auslagen erhoben. 

 

   
1.39  Anordnung der Wiedereinfuhr der Abfälle (Artikel 22 Ab-

satz 2 und Artikel 24 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nummer 1013/2006 in Verbindung mit § 8 AbfVerbrG) 
 

100 bis 2.500 

 Anmerkung zu Tarifstelle 1.39: 
 
Die Kosten der Wiedereinfuhr der Abfälle einschließlich 
der Verbringung, Beseitigung oder Verwertung der Abfälle 
werden gemäß Artikel 23 und 25 der Verordnung (EG) 
Nummer 1013/2006 in Verbindung mit § 8 AbfVerbrG 
gesondert erhoben. 

 

   
1.40 Genehmigung nach § 7 Absatz 1 BattG 

 
500 bis 5.000 

 Anmerkung zu Tarifstelle 1.40: 
 
Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Verwaltungskos-
tengesetzes ist bei der Bemessung der Gebühr aus-
schließlich auf den Verwaltungsaufwand abzustellen. 

 

   
 Anmerkung zu Tarifstelle 1: 

 
Die Gebührenpflicht umfasst auch die Ablehnung von 
beantragten Amtshandlungen.“ 

 

 

2.  In Tarifstelle 2.1.6.2 wird die Angabe „2.1.6.1.1“ durch die Angabe „2.1.6.1“ ersetzt. 
 

3. Nach Tarifstelle 2.6 wird folgende Tarifstelle 2.7 angefügt: 

Tarifstelle Gegenstand Gebühr Euro 
   
„2.7 Marktüberwachung im Produktbereich  
   
2.7.1 Energieverbrauchsrelevante-Produkte-Gesetz vom  

27. Februar 2008 (BGBl. I S. 258), zuletzt geändert durch  
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Artikel 332 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I 
S. 1474) 

   
2.7.1.1 Maßnahmen nach § 7 Absatz 3 50 bis 2.500 
   
2.7.1.2 Besichtigung und Prüfung nach § 7 Absatz 4 50 bis 2.500 
   
2.7.1.3 Anforderung von Unterlagen und Informationen nach § 7 

Absatz 5  
Satz 1 

50 bis 2.500 

   
2.7.1.4 Entscheidung über die Erteilung, Änderung, Versagung 

oder den Widerruf einer Anerkennung nach § 11 Absatz 2 
100 bis 5.000 

   
2.7.1.5 Überwachung einer zugelassenen Stelle nach § 11 Absatz 

4 sowie die daraus resultierenden weiteren Amtshandlun-
gen wie nach Besichtigungen nach Zeitaufwand. Als Stun-
densätze sind zugrunde zu legen für Beamtinnen und Be-
amte oder vergleichbare Beschäftigte 
 

 

 a) Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt 82 
 b) Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt 63 
 c) Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt 51 
 d) Laufbahngruppe 1, erstes Einstiegsamt 45 
   
2.7.2 Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz vom  

10. Mai 2012 (BGBl. I S. 1070), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 10. Dezember 2015 (BGBl. I S. 
2194)  

 

   
2.7.2.1 Maßnahmen nach § 8 Absatz 2 und 3 50 bis 2.500 
   
2.7.2.2 Besichtigung und Prüfung nach § 10 Absatz 2 50 bis 2.500 
   
2.7.2.3 Anforderung von Unterlagen und Informationen nach § 10 

Absatz 3 
50 bis 2.500“ 

 

4. Die Tarifstelle 3 erhält folgende Fassung: 

Tarifstelle Gegenstand Gebühr Euro 
„3 Bergwesen  
   
3.1 Bundesberggesetz (BBergG) vom 13. August 1980 (BGBl. 

I S. 1310), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 30. November 2016 (BGBl. I S. 2749) 

 

   
3.1.1 Bergbauberechtigungen  
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3.1.1.1 Entscheidung über die Erteilung einer Erlaubnis nach § 6 in 
Verbindung mit § 7 oder § 11 BBergG 

   
3.1.1.1.1 zu gewerblichen Zwecken 680 bis 6.850 
   
3.1.1.1.2 zu wissenschaftlichen Zwecken 340 bis 1.360 
   
3.1.1.2 Entscheidung über die Erteilung einer Bewilligung nach § 6 

in Verbindung mit § 8 oder § 12 BBergG 
1.360 bis 17.100 

   
3.1.1.3 Entscheidung über die Verleihung von Bergwerkseigentum 

nach § 6 in Verbindung mit § 9 oder § 13 BBergG 
1.360 bis 20.450 

   
3.1.1.4 Nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von 

Auflagen nach § 16 Absatz 3 BBergG 
340 bis 3.420 

   
3.1.1.5 Entscheidung über die Verlängerung einer Erlaubnis nach 

§ 16 Absatz 4 BBergG 
 

   
3.1.1.5.1 zu gewerblichen Zwecken 340 bis 3.420 
   
3.1.1.5.2 zu wissenschaftlichen Zwecken 170 bis 680 
   
3.1.1.6 Entscheidung über die Verlängerung einer Bewilligung o-

der von Bergwerkseigentum nach § 16 Absatz 5 BBergG 
680 bis 10.250 

   
3.1.1.7 Ausstellung der Berechtsamsurkunde nach § 17 BBergG 340 bis 680 
   
3.1.1.8 Entscheidung über den Widerruf einer Erlaubnis oder Be-

willigung oder von Bergwerkseigentum nach § 18 BBergG 
340 bis 1.360 

   
3.1.1.9 Fristverlängerung nach § 18 Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 2 

BBergG 
70 bis 340 

   
3.1.1.10 Fristsetzung nach § 18 Absatz 2 Satz 2 BBergG 70 bis 340 
   
3.1.1.11 Entscheidung über die Aufhebung einer Erlaubnis oder 

Bewilligung nach § 19 BBergG 
136 bis 680 

   
3.1.1.12 Entscheidung über die Aufhebung von Bergwerkseigentum 

nach § 20 BBergG 
136 bis 1.360 

   
3.1.1.13 Stellung eines Verlangens nach § 21 Absatz 2 BBergG 70 bis 340 
   
3.1.1.14 Entscheidung über die Zustimmung zur Übertragung einer 

Erlaubnis oder Bewilligung oder zur Beteiligung Dritter 
nach § 22 Absatz 1 BBergG 

136 bis 680 
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3.1.1.15 Entscheidung über die Genehmigung zur Veräußerung von 
Bergwerkseigentum und des schuldrechtlichen Vertrages 
hierüber nach § 23 Absatz 1 BBergG 

136 bis 680 

   
3.1.1.16 Entscheidung über die Genehmigung der Vereinigung von 

Bergwerksfeldern nach den §§ 25 bis 27 BBergG 
680 bis 6.850 

   
3.1.1.17 Entscheidung über die Genehmigung der Teilung von 

Bergwerksfeldern nach § 28 BBergG 
680 bis 6.850 

   
3.1.1.18 Entscheidung über die Genehmigung des Austausches von 

Bergwerksfeldern nach § 29 BBergG 
680 bis 6.850 

   
3.1.1.19 Entscheidung über einen Antrag auf Zulegung nach  

§ 35 BBergG 
136 bis 1.360 

   
3.1.1.20 Bestellung einer Vertreterin oder eines Vertreters von Amts 

wegen nach § 36 Satz 1 Nummer 2 BBergG 
70 bis 136 

   
3.1.1.21 Beurkundung der Einigung über die Zulegung nach  

§ 36 Satz 1 Nummer 3 BBergG 
206 bis 2.040 

   
3.1.1.22 Entscheidung über den Antrag auf Zulegung nach  

§ 36 Satz 1 Nummer 4 BBergG 
136 bis 1.360 

   
3.1.1.23 Nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von 

Auflagen nach § 36 Satz 1 Nummer 4 Satz 3 in Verbindung 
mit § 16 Absatz 3 BBergG 

136 bis 680 

   
3.1.1.24 Entscheidung über die Verlängerung einer Zulegung nach 

§ 38 Absatz 1 in Verbindung mit § 16 Absatz 5 BBergG 
136 bis 680 

   
3.1.1.25 Entscheidung über die Ersetzung der Zustimmung der 

Grundeigentümerin oder des Grundeigentümers nach § 40 
Absatz 1 BBergG 

340 bis 1.710 

   
3.1.1.26 Entscheidung über die Höhe des Entschädigungsan-

spruchs oder der Sicherheit nach § 40 Absatz 2 Satz 1 
BBergG 

340 bis 1.710 

   
3.1.1.27 Entscheidung über die Gewinnung von Bodenschätzen bei 

der Aufsuchung nach § 41 BBergG 
136 bis 680 

   
3.1.1.28 Entscheidung über die Mitgewinnung von Bodenschätzen 

bei der Gewinnung nach § 42 Absatz 1 oder § 43 BBergG 
136 bis 1.360 

   
3.1.1.29 Entscheidung über die Trennung von Bodenschätzen und 

die Größe der Anteile nach § 42 Absatz 4, § 43 oder § 45 
Absatz 2 BBergG 

136 bis 680 
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3.1.1.30 Entscheidung über die Mitgewinnung von Bodenschätzen 

bei Anlegung von Hilfsbauen nach § 45 Absatz 1 BBergG 
136 bis 680 

   
3.1.1.31 Entscheidung über das Recht zur Benutzung fremder 

Grubenbaue nach § 47 Absatz 4 BBergG 
136 bis 380 

   
3.1.2 Bergwerksbetrieb  
   
3.1.2.1 Entscheidung über die Zulassung eines Betriebes nach  

§§ 51, 55 BBergG 
 

   
3.1.2.1.1 Rahmenbetriebsplan ohne Durchführung eines Planfest-

stellungsverfahrens 
680 bis 20.450 

   
3.1.2.1.2 Rahmenbetriebsplan mit Durchführung eines Planfeststel-

lungsverfahrens (einschließlich Umweltverträglichkeitsprü-
fung) 
 

3.420 bis 500.000 

 Anmerkung zu Tarifstelle 3.1.2.1.2: 
 
Schließt das Verfahren andere die Anlage betreffende Ent-
scheidungen ein, insbesondere öffentlich-rechtliche Ge-
nehmigungen, Zulassungen, Verleihungen, Erlaubnisse 
und Bewilligungen, erhöht sich die Gebühr um die für diese 
Entscheidungen vorgeschriebenen Gebühren. 

 

   
3.1.2.1.3 Sonstiger Betriebsplan 340 bis 20.450 
   
3.1.2.2 Entscheidung über die Befreiung von der Betriebsplan-

pflicht nach § 51 Absatz 3 Satz 1 BBergG 
136 bis 680 

   
3.1.2.3 Entscheidung über die Genehmigung einer Unterbrechung 

des Betriebes über zwei Jahre nach § 52 Absatz 1 Satz 2 
BBergG 

136 bis 680 

   
3.1.2.4 Nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von 

Auflagen nach § 56 Absatz 1 Satz 2 BBergG 
340 bis 3.420 

   
3.1.2.5 Entscheidung über die Verlängerung, Ergänzung oder Än-

derung eines Betriebsplanes nach § 56 Absatz 3 BBergG 
340 bis 3.420 

   
3.1.2.6 Entscheidung über die Zustimmung zur Nichteinreichung 

von Unterlagen nach § 63 Absatz 3 Satz 2 BBergG 
136 bis 680 

   
3.1.2.7 Entscheidung über die Genehmigung, Erlaubnis, Zustim-

mung, Prüfung, allgemeine Zulassung aufgrund einer nach 
den §§ 65 bis 68 BbergG erlassenen Bergverordnung oder  
 

340 bis 17.100 
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einer nach § 176 Absatz 3 BBergG fortgeltenden Verord-
nung 

   
3.1.2.8 Entscheidung über die Verlängerung, Ergänzung oder Än-

derung der aufgrund einer nach den §§ 65 bis 68 BBergG 
erlassenen Bergverordnung oder aufgrund einer nach 
§ 176 Absatz 3 BBergG fortgeltenden Verordnung erteilten 
Genehmigung, Erlaubnis, Zustimmung, Prüfung oder all-
gemeinen Zulassung 

170 bis 8.550 

   
3.1.2.9 Entscheidung über die Bewilligung einer Ausnahme von 

Vorschriften einer nach den §§ 65 bis 68 BBergG erlasse-
nen Bergverordnung oder einer nach § 176 Absatz 3 
BBergG fortgeltenden Verordnung 

340 bis 3.420 

   
3.1.2.10 Entscheidung über die Verlängerung, Ergänzung oder Än-

derung der aufgrund einer nach den §§ 65 bis 68 BBergG 
erlassenen Bergverordnung oder aufgrund einer nach  
§ 176 Absatz 3 BBergG fortgeltenden Verordnung erteilten 
Ausnahmebewilligung 

170 bis 1.710 

   
3.1.2.11 Entscheidung über die Anerkennung einer Person oder 

Stelle als Sachverständige oder Sachverständiger auf-
grund einer nach den §§ 65 bis 68 BBergG erlassenen 
Bergverordnung oder einer nach § 176 Absatz 3 BBergG 
fortgeltenden Verordnung 

136 bis 680 

   
3.1.2.12 Entscheidung über die Verlängerung, Ergänzung oder Än-

derung der aufgrund einer nach den §§ 65 bis 68 BBergG 
erlassenen Bergverordnung oder aufgrund einer nach  
§ 176 Absatz 3 BBergG fortgeltenden Verordnung erteilten 
Anerkennung 

66 bis 340 

   
3.1.2.13 Anordnung von Maßnahmen im Einzelfall nach § 71 Absatz 

1 BBergG 
340 bis 3.420 

   
3.1.2.14 Anordnung der Einstellung des Betriebes nach § 71 Absatz 

2 BBergG 
340 bis 3.420 

   
3.1.2.15 Anordnung von Maßnahmen nach § 71 Absatz 3 BBergG 340 bis 6.850 
   
3.1.2.16 Untersagung nach § 72 Absatz 1 Satz 1 BBergG 340 bis 3.420 
   
3.1.2.17 Anordnung nach § 72 Absatz 1 Satz 2 BBergG 340 bis 3.420 
   
3.1.2.18 Untersagung nach § 73 Absatz 1 Satz 1 BBergG 340 bis 3.420 
   
3.1.2.19 Untersagung nach § 73 Absatz 1 Satz 2 BBergG 340 bis 3.420 
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3.1.2.20 Untersagung nach § 73 Absatz 2 BBergG 340 bis 3.420 
   
3.1.2.21 Anordnung nach § 74 Absatz 1 BBergG 340 bis 3.420 
   
3.1.3 Berechtsamsbuch, Berechtsamskarte  
   
3.1.3.1 Inanspruchnahme von Bediensteten der Bergverwaltung 

bei der Gewährung der Einsicht in das Berechtsamsbuch, 
in die Berechtsamskarte, in die sonstigen Unterlagen nach 
§ 76 Absatz 1 BBerG, bei der Anfertigung von Auszügen 
nach § 76 Absatz 2 BBergG sowie zur Erteilung einer 
schriftlichen Auskunft in Berechtsamsangelegenheiten 
 
je angefangene halbe Stunde für Beamtinnen und Beamte 
oder vergleichbare Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
des 
 

nach Zeitaufwand 

 a) Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt 41 
 b) Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt 31,50 
 c) Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt 25,50 
 d) Laufbahngruppe 1, erstes Einstiegsamt 

 
22,50 

 Anmerkung zu Tarifstelle 3.1.3.1: 
 
Gebühren werden nicht erhoben, wenn die Bearbeitung 
des Auskunftsersuchens 
weniger als eine halbe Stunde erfordert 

 

   
3.1.4 Grundabtretung  
   
3.1.4.1 Entscheidung über einen Antrag auf Durchführung einer 

Grundabtretung nach § 77 BBergG 
680 bis 10.250 

   
3.1.4.2 Entscheidung über die Zustimmung zur Abtretung eines 

bebauten Grundstücks nach § 79 Absatz 3 BBergG 
680 bis 6.850 

   
3.1.4.3 Entscheidung über eine Ergänzungsentschädigung nach  

§ 89 Absatz 2 BBergG 
206 bis 3.420 

   
3.1.4.4 Entscheidung über die Neufestsetzung wiederkehrender 

Leistungen nach § 89 Absatz 3 BBergG 
136 bis 1.360 

   
3.1.4.5 Entscheidung über Leistung oder Freigabe einer Sicherheit 

nach § 89 Absatz 4 BBergG 
136 bis 680 

   
3.1.4.6 Anordnung der Wiederherstellung des früheren Zustandes 

nach § 90 Absatz 5 BBergG 
136 bis 680 
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3.1.4.7 Entscheidung über den Antrag auf Vorabentscheidung 
nach § 91 BBergG 

680 bis 6.850 

   
3.1.4.8 Entscheidung über Leistung oder Freigabe einer Sicherheit 

nach § 92 Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 2 Satz 2 BBergG 
136 bis 680 

   
3.1.4.9 Beurkundung der Einigung über die Grundabtretung nach 

§ 92 Absatz 1 Satz 3 BBergG 
136 bis 680 

   
3.1.4.10 Anordnung der vorzeitigen Ausführung der Grundabtretung 

nach § 92 Absatz 2 Satz 1 BBergG 
136 bis 680 

   
3.1.4.11 Entscheidung über den Antrag auf Fristverlängerung nach 

§ 95 Absatz 2 BBergG 
136 bis 680 

   
3.1.4.12 Entscheidung über den Antrag auf Aufhebung der Grund-

abtretung nach § 96 BBergG 
136 bis 1.360 

   
3.1.4.13 Entscheidung über den Antrag auf vorzeitige Besitzeinwei-

sung nach § 97 BBergG 
136 bis 6.850 

   
3.1.4.14 Feststellung des Zustandes des Grundstücks nach  

§ 99 BBergG 
136 bis 680 

   
3.1.4.15 Aufhebung oder Änderung der Besitzeinweisung oder 

Fristverlängerung nach § 101 Absatz 1 und Absatz 2 
BBergG 

136 bis 680 

   
3.1.4.16 Entscheidung über den Antrag auf Festsetzung der Ent-

schädigung oder  auf den Anspruch der Verpflichtung zur 
Wiederherstellung nach § 102 
Absatz 2 BBergG 

136 bis 2.040 

   
3.1.4.17 Entscheidung über die Entschädigung für eine Wertminde-

rung eines Grundstücks nach § 109 Absatz 4 BBergG 
136 bis 2.040 

   
3.1.5 Transit-Rohrleitungen  
   
3.1.5.1 Entscheidung über den Antrag auf Genehmigung der Er-

richtung nach § 133 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BBergG 
6.850 bis 68.500 

   
3.1.5.2 Entscheidung über den Antrag auf Genehmigung des Be-

triebes nach § 133 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BBergG 
6.850 bis 68.500 

   
3.1.5.3 Entscheidung über die nachträgliche Änderung der Ge-

nehmigung oder die nachträgliche Aufnahme, Änderung 
oder Ergänzung von Auflagen nach § 133 Absatz 1 und 2 
BBergG 

340 bis 6.850 
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3.1.5.4 Prüfungen und Untersuchungen, die in Nebenbestimmun-
gen einer Genehmigung angeordnet sind, nach § 133 Ab-
satz 1 und 2 BBergG 

340 bis 6.850 

   
3.1.6 Unterwasserkabel  
   
3.1.6.1 Entscheidung über den Antrag auf Genehmigung der Er-

richtung nach § 133 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in Verbin-
dung mit Absatz 4 BBergG 

6.850 bis 68.500 

   
3.1.6.2 Entscheidung über den Antrag auf Genehmigung des Be-

triebes nach § 133 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in Verbin-
dung mit Absatz 4 BBergG 

6.850 bis 68.500 

   
3.1.6.3 Entscheidung über die nachträgliche Änderung der Ge-

nehmigung oder die nachträgliche Aufnahme, Änderung 
oder Ergänzung von Auflagen nach § 133 Absatz 1 und 2 
in Verbindung mit Absatz 4 BBergG 

340 bis 6.850 

   
3.1.6.4 Prüfungen und Untersuchungen, die in Nebenbestimmun-

gen einer Genehmigung angeordnet sind, nach § 133 Ab-
satz 1 und 2 in Verbindung mit Absatz 4 BBergG 

340 bis 6.850 

   
3.1.7 Alte Rechte und Verträge  
   
3.1.7.1 Entscheidung über die Bestätigung der Aufrechterhaltung 

alter Rechte oder Verträge nach § 149 BBergG 
136 bis 680 

   
3.1.7.2 Entscheidung über die Verlängerung aufrechterhaltener 

Rechte oder Verträge nach § 152 Absatz 2 Satz 2 oder  
§ 153 Satz 3 BBergG 

136 bis 3.420 

   
3.1.7.3 Entscheidung über den Inhalt eines aufrechterhaltenen 

Rechts nach § 154 Absatz 1 Satz 3 BBergG 
136 bis 680 

   
3.1.7.4 Ausstellung einer Ersatzurkunde nach § 154 Absatz 2 

BBergG 
136 bis 680 

   
3.1.7.5 Entscheidung über die Genehmigung zur Abtretung, Über-

lassung oder Änderung aufrechterhaltener Rechte oder 
Verträge nach § 156 Absatz 2 BBergG 

136 bis 680 

   
3.1.7.6 Entscheidung über die Ausdehnung von Bergwerkseigen-

tum nach § 161 BBergG 
340 bis 3.420 

   
3.2 Markscheiderordnung vom 23. März 1923 in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 31.12.1971 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 182), zuletzt geändert durch Verordnung vom 19. De-
zember 1986 (BGBl. S. 2631), Zuständigkeiten und Res-

 



Nr. 7 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2017; Ausgabe 24. Mai 2017 301

 

 

sortbezeichnungen zuletzt ersetzt durch Artikel 68 der Ver-
ordnung vom 4. April 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 143) 

   
3.2.1 Entscheidung über die Erteilung der Konzession nach §§ 3 

und 4 Absatz 1 Markscheiderordnung 
 
je angefangene halbe Stunde für Beamtinnen und Beamte 
oder vergleichbare Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
des 
 

nach Zeitaufwand, 
jedoch 
mindestens 87 
und höchstens 
225 

 a) Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt 41 
 b) Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt 31,50 
 c) Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt 25,50 
 d) Laufbahngruppe 1, erstes Einstiegsamt 22,50 
   
3.3 Markscheider-Bergverordnung (MarkschBergV) vom  

19. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2631), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 der Verordnung vom 10. August 1998 
(BGBl. I S. 2093) 

 

   
3.3.1 Entscheidung über die Veränderung der Nachtragungs- 

und Einreichungsfristen nach § 10 Absatz 3 MarkschBergV 
136 

   
3.3.2 Entscheidung über die Bewilligung einer Ausnahme vom 

Erfordernis des Grubenbildes nach § 12  
MarkschBergV 

136 

   
3.3.3 Entscheidung über die Anerkennung anderer Personen 

nach § 64 Absatz 1 Satz 2 BBergG in Verbindung mit § 13 
MarkschBergV 
 
je angefangene halbe Stunde für Beamtinnen und Beamte 
oder vergleichbare Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
des 
 

nach Zeitaufwand, 
jedoch 
mindestens 87 
und höchstens 
225 

 a) Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt 41 
 b) Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt 31,50 
 c) Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt 25,50 
 d) Laufbahngruppe 1, erstes Einstiegsamt 

 
22,50 

3.4 Markscheiderische Arbeiten  
   
3.4.1 Markscheiderische Arbeiten oder Inanspruchnahme von 

Bediensteten bei der Gewährung der Einsicht in das Gru-
benbild (§ 63 Absatz 4 BBergG), in die Ergebnisse der 
Messungen nach § 63 Absatz 4 in Verbindung mit § 125 
BBergG oder bei der Anfertigung von Auszügen 
 
 

nach Zeitaufwand 
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je angefangene halbe Stunde für Beamtinnen und Beamte 
oder vergleichbare Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer der 
 

 a) Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt 41 
 b) Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt 31,50 
 c) Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt 25,50 
 d) Laufbahngruppe 1, erstes Einstiegsamt 

 
22,50 

 Anmerkung zu Tarifstelle 3.4.1: 
 
Gebühren werden nicht erhoben, wenn die Bearbeitung 
weniger als eine halbe Stunde erfordert. 

 

   
3.4.2 Material (Lichtpausen, Vergrößerungen, fotografische Auf-

nahme) 
25 bis 206“ 

 
5. Die Anmerkungen zu Tarifstelle 10 erhalten folgende Fassung: 

 „Anmerkungen zu Tarifstelle 10: 
 
*) Aufgrund der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt (Abl. (EG) Nummer L 376 
S. 36) - EG-DLRL - darf die Verwaltungsgebühr die tatsäch-
lich angefallenen Kosten nicht übersteigen. 
**) Bei allen Gebühren der Tarifstelle 10, die sich nach 
Zeitaufwand berechnen, sind als Stundensätze zugrunde 
zu legen für Beamtinnen und Beamte oder vergleichbarer 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der 
 

 

 a) Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt 82 
 b) Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt 63 
 c) Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt 51 
 d) Laufbahngruppe 1, erstes Einstiegsamt 45“ 
 

6. In Tarifstelle 10.1.1.14 wird die Angabe „nach **)“ 
durch die Angabe „nach § 29 b BImSchG**) 
für Aufgaben nach“ ersetzt.

7. Die Anmerkung zu Tarifstelle 10.1.1.14 wird ge-
strichen.

Artikel 2

Die Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-

dung in Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 28. April 2017
D r.  R o b e r t  H a b e c k

Minister 
für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume

*) Ändert Allg. Gebührentarif vom 15. Oktober 2008, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2013-2-41
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Landesverordnung 
zur Änderung der Landesverordnung zur Änderung der Behördenbezeichnung der Staatlichen 

Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Schleswig-Holstein und zur Festlegung von  
Ausgleichszahlungen an die Unfallkasse*)

Vom 2. Mai 2017
Aufgrund des § 5 Absatz 3 des Gesetzes über die 
Errichtung einer unteren Landesbehörde bei der 
Unfallkasse Schleswig-Holstein zum Vollzug der 
Aufgaben des Staatlichen Arbeitsschutzes vom  
10. Dezember 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 478) ver-
ordnet die Landesregierung:

Artikel 1

Die Landesverordnung zur Änderung der Behörden-
bezeichnung der Staatlichen Arbeitsschutzbehörde 
bei der Unfallkasse Schleswig-Holstein und zur 
Festlegung von Ausgleichszahlungen an die Unfall-
kasse vom 1. Januar 2008 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 10), zuletzt geändert durch Verordnung vom  

10. Dezember 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 775), wird 
wie folgt geändert:

1. In § 2 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Die Ausgleichszahlung für 2017 wird im 
Rahmen des Haushalts um den Betrag erhöht, 
den die Unfallkasse Nord für die Einrichtung von 
drei neuen Stellen nachweist, die für Aufgaben 
des Arbeitsschutzes im Rahmen der Energie-
wende anfallen.“ 

2. § 3 Absatz 2 wird ersatzlos gestrichen.  

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 2. Mai 2017

 T o r s t e n  A l b i g K r i s t i n  A l h e i t
 Ministerpräsident Ministerin 
  für Soziales, Gesundheit, 
  Wissenschaft und Gleichstellung

*) Ändert LVO vom 2. Mai 2017, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 8221-1-2

Landesverordnung  
zur Änderung der Landesverordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach gesundheits- 

und tiergesundheitsrechtlichen Vorschriften*)
Vom 2.Mai 2017

Aufgrund des § 28 Absatz 1 Satz 1 Landesverwal-
tungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 2. Juni 1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 243, ber.  
S. 534), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Ja-
nuar 2017 (GVOBl. Schl.-H. S. 8), verordnet die 
Landesregierung: 

Artikel 1

Die Landesverordnung zur Regelung von Zuständig-
keiten nach gesundheits- und tiergesundheitsrecht-
lichen Vorschriften vom 11. Dezember 2001  
(GVOBl. Schl.-H. S. 453), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 19. Januar 2016 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 27), wird wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nummer 15 Buchstabe a wird ge-
strichen. Die Buchstaben b und c werden zu 
den Buchstaben a und b.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 19 Buchstabe a wird gestri-
chen. Die Buchstaben b und c werden zu 
den Buchstaben a und b.

bb) Es wird folgende Nummer 22 angefügt:

„22.  Abschnitt 6 der Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung für technische Assis-
tenten in der Medizin vom 25. April 
1994 (BGBl. I S. 922), zuletzt geändert 
durch Artikel 22 des Gesetzes vom  
18. April 2016 (BGBl. I S. 886).“

2. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Am Ende der Nummer 2 wird der Punkt 
durch ein Komma ersetzt.

b) Nach Nummer 2 werden folgende Nummern 
3 und 4 angefügt: 

„3.  den §§ 4 und 5 des Gesetzes über tech-
nische Assistenten in der Medizin vom  
2. August 1993 (BGBl. S. 1402), zuletzt 
geändert durch Artikel 21 des Gesetzes 
vom 18. April 2016 (BGBl. S. 886), hin-
sichtlich der medizinisch technischen  
Laboratoriumsassistentinnen und -assis-
tenten,

4. der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 
für technische Assistenten in der Medizin 
hinsichtlich der medizinisch technischen 
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Landesverordnung 
über die Ausbildung und Prüfung in der Altenpflegehilfe (APVOAPH)

Vom 12. Mai 2017
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2124-5-2

Aufgrund des § 4 Absatz 4 des Gesetzes zur 
Durchführung des Altenpflegegesetzes und zur 
Ausbildung in der Altenpflegehilfe vom 12. Juni 
2004 (GVOBl. Schl.- H. S.152), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. Dezember 
2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 625), Ressortbezeich-
nungen zuletzt ersetzt durch Artikel 9 der Verord-
nung vom 16. März 2015 (GVOBl. Schl.- H. S. 96), 
verordnet das Ministerium für Soziales, Gesund-
heit, Wissenschaft und Gleichstellung:

Inhaltsübersicht:

Abschnitt 1 
Erlaubnis, Gleichwertigkeit

§ 1 Erlaubnis, Gleichwertigkeit

Abschnitt 2 
Ausbildung

§ 2 Dauer der Ausbildung, Stundentafel

§ 3 Voraussetzungen für den Zugang zur Ausbildung

§ 4 Fehlzeiten, Unterbrechung der Ausbildung

§ 5 Benotung

§ 6 Erprobung neuer Ausbildungsformen

Abschnitt 3 
Prüfung

§ 7 Staatliche Prüfung

§ 8 Prüfungsausschuss

§ 9 Zulassung zur Prüfung

§ 10 Externenprüfung

Landesverordnung 
zur Änderung der Trägeranerkennungsverordnung*)

Vom 3. Mai 2017
Aufgrund des § 22 Nummer 1 des Weiterbildungs-
gesetzes Schleswig-Holstein vom 6. März 2012 
(GVOBl. Schl.- H. S. 282), geändert durch Gesetz 
vom 22. Januar 2017 (GVOBl. Schl.-H. S. 123), 
verordnet das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, 
Verkehr und Technologie:

Artikel 1

§ 8 Absatz 1 Satz 2 der Trägeranerkennungsverord-
nung vom 30. April 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 524), 

Ressortbezeichnung ersetzt durch Artikel 68 der 

Verordnung vom 4. April 2013 (GVOBl. Schl.-H.  

S. 143), wird wie folgt geändert:

Die Angabe „31. Mai 2017“ wird durch die Angabe 

„30. Mai 2022“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 31. Mai 2017 in Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 3. Mai 2017
R e i n h a r d  M e y e r

Minister
für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie

*) Ändert LVO vom 30. April 2012, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 223-16-2

Laboratoriumsassistentinnen und -assisten-
ten, soweit in § 3 Absatz 2 Nummer 22 
nichts anderes bestimmt ist.“ 

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 2.Mai 2017
T o r s t e n  A l b i g

Ministerpräsident

 K r i s t i n  A l h e i t B r i t t a  E r n s t
 Ministerin Ministerin
 für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung für Schule und Berufsbildung

*) Ändert LVO vom 11. Dezember 2001, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 200-0-322
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§ 11 Mündliche Prüfung

§ 12 Praktische Prüfung

§ 13 Prüfungsniederschrift

§ 14 Bestehen und Wiederholung der Prüfung

§ 15 Rücktritt von der Prüfung

§ 16 Versäumnisfolgen

§ 17 Ordnungsverstöße und Täuschungsversuche

§ 18 Prüfungsunterlagen

§ 19 Anlagen
Abschnitt 4 

Zuständige Behörde, Inkrafttreten, 
Außerkrafttreten

§ 20 Zuständige Behörde

§ 21 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Abschnitt 1 
Erlaubnis, Gleichwertigkeit

§ 1 
Erlaubnis, Gleichwertigkeit

(1) Die Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeichnung 
„Altenpflegehelferin“ oder „Altenpflegehelfer“ ist auf 
Antrag zu erteilen, wenn die antragstellende Person

1. die nach dieser Verordnung vorgeschriebene Aus-
bildung absolviert und die staatliche Prüfung oder

2. die Externenprüfung nach § 10 erfolgreich be-
standen hat sowie

3. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht 
hat, aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur Aus-
übung des Berufs ergibt und

4. nicht in gesundheitlicher Hinsicht zur Ausübung 
des Berufs ungeeignet ist.

(2) Außerhalb des Geltungsbereiches dieser Verord-
nung abgeschlossene Ausbildungen werden im 
Rahmen ihrer Gleichwertigkeit anerkannt. Der Prü-
fung der Gleichwertigkeit bedarf es nicht, wenn Er-
laubnisse aufgrund gesetzlicher Vorschriften ande-
rer Bundesländer erteilt wurden.

(3) Die Urkunde über die Erlaubnis zur Führung der 
Berufsbezeichnung stellt die zuständige Behörde 
nach dem Muster der Anlage 1 aus.

Abschnitt 2 
Ausbildung

§ 2 
Dauer der Ausbildung, Stundentafel

(1) Die Ausbildung zur Altenpflegehelferin oder 
zum Altenpflegehelfer dauert unabhängig vom Prü-
fungstermin ein Jahr und erfolgt im Wechsel von 
Abschnitten des theoretischen und praktischen 
Unterrichts und der praktischen Ausbildung. Die 
Mindestdauer der Ausbildungsabschnitte soll zwei 
Wochen betragen.

(2) Die Verteilung der Unterrichtsstunden auf die 
theoretische und praktische Ausbildung wird in ei-
ner Stundentafel geregelt (Anlage 2).

(3) Der Unterricht findet in den gemäß Altenpflegege-
setz staatlich anerkannten Altenpflegeschulen statt, 
die einen von der zuständigen Behörde genehmigten 
Ausbildungsgang in der Altenpflegehilfe anbieten.

§ 3 
Voraussetzungen für den Zugang zur Ausbildung

Voraussetzungen für den Zugang zur Ausbildung sind:

1. die gesundheitliche Eignung zur Ausübung des 
Berufs und

2. der Hauptschulabschluss oder ein gleichwerti-
ger Bildungsstand.

§ 4 
Fehlzeiten, Unterbrechung der Ausbildung

(1) Auf die Dauer der Ausbildung werden angerechnet:

1. ein dem Tarifvertrag entsprechender Urlaub oder 
Urlaub bis zu sechs Wochen jährlich und

2. Unterbrechungen durch Krankheit oder aus an-
deren von der Schülerin oder dem Schüler nicht 
zu vertretenden Gründen bis zu einer Gesamt-
dauer von vier Wochen.

(2) Beim Vorliegen einer besonderen Härte können 
über Absatz 1 hinausgehende Fehlzeiten auf An-
trag angerechnet werden, sofern zu erwarten ist, 
dass das Ausbildungsziel dennoch erreicht wird. 
Die Ausbildungsdauer kann in anderen Fällen auf 
Antrag entsprechend verlängert werden. Sie soll 
einschließlich der Unterbrechungen den Zeitraum 
von drei Jahren nicht überschreiten.

§ 5 
Benotung

(1) Die Leistungen während der Ausbildung sowie 
im schriftlichen, mündlichen und praktischen Teil 
der Prüfung werden wie folgt benotet:

1. „sehr gut“ (1), wenn die Leistung den Anforde-
rungen in besonderem Maße entspricht (bei 
Werten unter 1,5),

2. „gut“ (2), wenn die Leistung den Anforderungen 
voll entspricht (bei Werten von 1,5 bis unter 2,5),

3. „befriedigend“ (3), wenn die Leistung im Allge-
meinen den Anforderungen entspricht, (bei Wer-
ten von 2,5 bis unter 3,5),

4. „ausreichend“ (4), wenn die Leistung zwar Män-
gel aufweist, aber im Ganzen den Anforderun-
gen noch entspricht (bei Werten von 3,5 bis un-
ter 4,5),

5. „mangelhaft“ (5), wenn die Leistung den Anfor-
derungen nicht entspricht, jedoch erkennen 
lässt, dass die notwendigen Grundkenntnisse 
vorhanden sind und die Mängel in absehbarer 

Anl.
 1

Anl. 2
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Zeit behoben werden können (bei Werten von 
4,5 bis unter 5,5),

6. „ungenügend“ (6), wenn die Leistung den An-
forderungen nicht entspricht und selbst die 
Grundkenntnisse so lückenhaft sind, dass die 
Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben wer-
den können (bei Werten ab 5,5).

(2) Das Bilden von Zwischennoten ist nicht zulässig.

§ 6 
Erprobung neuer Ausbildungsformen

Zur zeitlich befristeten Erprobung von Ausbildungs-
angeboten, die der Weiterentwicklung der Alten-
pflegehilfeausbildung dienen, kann die zuständige 
Behörde Modellvorhaben zulassen, sofern das Aus-
bildungsziel nicht gefährdet wird.

Abschnitt 3 
Prüfung

§ 7 
Staatliche Prüfung

(1) Die staatliche Prüfung umfasst einen schriftli-
chen, einen mündlichen und einen praktischen Teil.

(2) Sie wird von der Altenpflegeschule durchgeführt, 
an der die Schülerin oder der Schüler die Ausbildung 
absolviert hat. Die zuständige Behörde kann von der 
Regelung nach Satz 1 aus wichtigem Grund eine 
Ausnahme zulassen. Die Vorsitzende oder der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses ist vorher zu hören.

(3) Der schriftliche Teil der Prüfung besteht aus der 
Erstellung einer Hausarbeit zu einem ausgewählten 
Thema aus den Lernbereichen:

1. „Aufgaben und Kompetenzen in der Altenpflege-
hilfe“ oder

2. „Unterstützung alter Menschen bei der Lebens-
gestaltung“ 

und hat die Anwendung der Theorie auf ein Fallbeispiel 
aus der beruflichen Praxis des Prüflings zum Inhalt.

(4) Der praktische Teil der Prüfung kann im Rahmen 
einer simulierten Pflegesituation durchgeführt werden.

(5) Die zuständige Behörde bestimmt die Altenpfle-
geschule, an der Externenprüfungen nach § 10 ab-
gelegt werden können.

§ 8 
Prüfungsausschuss

(1) Zur Durchführung der Prüfung wird an jeder Al-
tenpflegeschule ein Prüfungsausschuss gebildet, 
der für die ordnungsgemäße Durchführung der Prü-
fung verantwortlich ist. Der Prüfungsausschuss be-
steht aus folgenden Mitgliedern:

1. einer Vertreterin oder einem Vertreter, einer Be-
auftragten oder einem Beauftragten der zuständi-
gen Behörde als Vorsitzende oder Vorsitzender,

2. der Leiterin oder dem Leiter der Altenpflegeschule,

3. mindestens zwei Lehrkräften als Fachprüferinnen 
oder Fachprüfer, von denen mindestens eine die 

Schülerinnen oder die Schüler in den prüfungsrele-
vanten Lernfeldern unterrichtet haben; wird die 
praktische Prüfung in einer Einrichtung durchge-
führt, kann die Praxisanleitung der Ausbildungs-
einrichtung die Aufgaben einer der zwei Lehrkräfte 
als Fachprüferin oder Fachprüfer übernehmen.

(2) Jedes Mitglied des Prüfungsausschusses hat 
eine Stellvertretung.

(3) Die zuständige Behörde kann Sachverständige, 
Beobachterinnen oder Beobachter zu den Prüfun-
gen entsenden.

§ 9 
Zulassung der Prüfung

(1) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses entscheidet auf Antrag der 
Schülerin oder des Schülers oder einer externen 
Bewerberin oder eines externen Bewerbers über die 
Zulassung zur Prüfung und setzt im Benehmen mit 
der Altenpflegeschule die Prüfungstermine fest.

(2) Die Zulassung zur Prüfung wird erteilt, wenn 
folgende Nachweise vorliegen:

1. der Personalausweis oder Reisepass in amtlich 
beglaubigter Abschrift,

2. eine Bescheinigung der Altenpflegeschule über 
die erfolgreiche und regelmäßige Teilnahme am 
Unterricht und an der praktischen Ausbildung.

(3) Die Zulassung und die Prüfungstermine sollen 
dem Prüfling spätestens vier Wochen vor Prüfungs-
beginn schriftlich mitgeteilt werden.

§ 10 
Externenprüfung

(1) Abweichend von § 9 Absatz 2 Nummer 2 können 
auf Antrag zur Prüfung auch zugelassen werden:

1. Personen, die die Voraussetzungen nach § 3 er-
füllen und

2. a) eine dem Ausbildungsziel entsprechende min-
destens dreijährige Berufstätigkeit mit einem 
Umfang von mindestens 30 Wochenstunden 
oder eine mindestens fünfjährige Berufstätig-
keit in Teilzeit mit einem Umfang von mindes-
tens 50 % der regulären Arbeitszeit in den 
letzten sieben Jahren in einer ambulanten 
oder stationären Pflegeeinrichtung oder ei-
nem Krankenhaus nachweisen und

 b) durch Vorlage von Schul- oder Fortbildungs-
bescheinigungen oder Zeugnissen nachwei-
sen können, dass sie auf andere Weise in den 
für die Altenpflegehilfeausbildung in der An-
lage 2 aufgeführten Lernfeldern die erforderli-
chen Kenntnisse und Fertigkeiten erworben 
haben oder

3. eine mindestens zweijährige Fachkraftausbil-
dung in der Pflege absolviert haben.

(2) Für die Externenprüfung finden die §§ 11 bis 
19 entsprechend Anwendung.
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(3) Über die bestandene Prüfung wird ein Zeugnis 
nach dem Muster der Anlage 4 erteilt.

(4) Eine Zulassung zur Externenprüfung ist ausge-
schlossen, wenn die Bewerberin oder der Bewerber 
bereits früher eine Prüfung in der staatlichen Alten-
pflegehilfe endgültig nicht bestanden hat.

§ 11 
Mündliche Prüfung

(1) Der mündliche Teil der Prüfung erstreckt sich 
auf die Lernfelder:

1. „Alte Menschen personen- und situationsge-
recht pflegen“ und

2. „Alte Menschen bei der Tagesgestaltung und bei 
selbst organisierten Aktivitäten unterstützen“. 

Gegenstand der mündlichen Prüfung ist vor allen 
die Hausarbeit. Die Schülerinnen oder Schüler wer-
den einzeln oder in Gruppen bis zu drei Schülerin-
nen und Schüler in jedem Lernfeld geprüft. Die 
Schülerinnen und Schüler sollen zu jedem Lernfeld 
nicht länger als zehn Minuten geprüft werden.

(2) Der mündliche Teil der Prüfung wird von min-
destens zwei Fachprüferinnen oder Fachprüfern ab-
genommen. Die Fachprüferinnen oder die Fachprü-
fer benoten unabhängig voneinander die Leistun-
gen in den Lernfeldern. Aus den Noten der 
Fachprüferinnen oder der Fachprüfer bildet die Vor-
sitzende oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses im Einvernehmen mit den Fachprüferin-
nen oder den Fachprüfern die Prüfungsnote für den 
mündlichen Teil der Prüfung. 

§ 12 
Praktische Prüfung

Der praktische Teil der Prüfung bezieht sich auf die 
Lernfelder:

1. „Pflege alter Menschen geplant durchführen, 
dokumentieren und evaluieren“ und

2. „Alte Menschen personen- und situationsge-
recht pflegen“. 

Die Prüfung soll in der Regel nicht länger als 45 
Minuten dauern. Die Vorbereitungszeit beträgt 20 
Minuten. § 11 Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 13 
Prüfungsniederschrift

Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, 
aus der Gegenstand, Ablauf und Ergebnisse der 
Prüfung und etwa vorkommende Unregelmäßigkei-
ten hervorgehen.

§ 14 
Bestehen und Wiederholung der Prüfung

(1) Die Prüfung ist bestanden, wenn der schriftli-
che, mündliche und praktische Prüfungsteil jeweils 
mindestens mit der Note „ausreichend“ bewertet 
worden ist.

(2) Über die bestandene Prüfung wird ein Zeugnis 
nach dem Muster der Anlage 3 oder 4 erteilt. Über 
das Nichtbestehen erhält die Schülerin oder der 
Schüler oder der Prüfling der externen Prüfung von 
der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses eine schriftliche Mitteilung, in 
der die Prüfungsnoten anzugeben sind.

(3) Jeder nicht bestandene Prüfungsteil kann innerhalb 
von einem halben Jahr einmal wiederholt werden.

(4) Zur Wiederholungsprüfung kann nur zugelassen 
werden, wer an einer weiteren Ausbildung oder bei 
Externenprüfung an weiteren Fortbildungen teilge-
nommen hat, deren Dauer und Inhalt von der Prü-
fungsausschussvorsitzenden oder dem Prüfungs-
ausschussvorsitzenden im Benehmen mit den Fach-
prüferinnen und Fachprüfern bestimmt wurde. Beim 
Antrag auf Zulassung zur Wiederholungsprüfung ist 
ein Nachweis der weiteren Ausbildung oder von 
Fortbildungen bei Externenprüfungen beizufügen.

§ 15 
Rücktritt von der Prüfung

(1) Tritt die Schülerin oder der Schüler nach der Zu-
lassung von der Prüfung oder von einem Prüfungs-
teil zurück, sind die Gründe für den Rücktritt unver-
züglich der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses schriftlich mitzuteilen. Geneh-
migt die Vorsitzende oder der Vorsitzende den Rück-
tritt, gilt die Prüfung oder der Prüfungsteil als nicht 
unternommen. Die Genehmigung ist nur zu erteilen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Im Falle eines 
Rücktritts wegen einer Erkrankung ist eine ärztliche 
Bescheinigung vorzulegen.

(2) Wird die Genehmigung für den Rücktritt nicht er-
teilt oder unterlässt es die Schülerin oder der Schüler, 
die Gründe für seinen Rücktritt unverzüglich mitzutei-
len, gilt die Prüfung oder der Prüfungsteil als nicht 
bestanden. § 14 Absatz 3 gilt entsprechend.

§ 16 
Versäumnisfolgen

(1) Versäumt die Schülerin oder der Schüler einen 
Prüfungstermin oder unterbricht sie oder er die Prü-
fung, gilt dieser Prüfungsteil als nicht bestanden, 
wenn nicht ein wichtiger Grund vorliegt. § 14 Ab-
satz 3 gilt entsprechend. Liegt ein wichtiger Grund 
vor, gilt der Prüfungsteil als nicht unternommen.

(2) Die Entscheidung darüber, ob ein wichtiger 
Grund vorliegt, trifft die Vorsitzende oder der Vor-
sitzende des Prüfungsausschusses. § 15 Absatz 1 
Satz 1 und 4 gilt entsprechend. 

§ 17 
Ordnungsverstöße und Täuschungsversuche

Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses kann bei Schülerinnen oder Schülern, 
die die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung 
in erheblichem Maße gestört oder sich eines Täu-

Anl.
 4

Anl. 3
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schungsversuches schuldig gemacht haben, den 
betreffenden Teil der Prüfung für nicht bestanden 
erklären. Eine solche Entscheidung ist im Falle der 
Störung der Prüfung nur bis zum Abschluss der ge-
samten Prüfung zulässig. Die Rücknahme einer 
Prüfungsentscheidung, die aufgrund einer Täu-
schung zu beanstanden ist, ist nur innerhalb von 
drei Jahren nach Abschluss der Prüfung zulässig. 

§ 18 
Prüfungsunterlagen

Auf Antrag ist der Schülerin oder dem Schüler 
nach Abschluss der Prüfung Einsicht in die eigenen 
Prüfungsunterlagen zu gewähren. Anträge auf Zu-
lassung zur Prüfung und Prüfungsniederschriften 
sind zehn Jahre aufzubewahren. 

§ 19 
Anlagen

Die Anlagen sind Bestandteil der Verordnung.

Abschnitt 4 
Zuständige Behörde, Inkrafttreten, 

Außerkrafttreten

§ 20 
Zuständige Behörde

Zuständige Behörde für die Durchführung dieser 
Verordnung ist das Landesamt für soziale Dienste.

§ 21 
 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 
2017 in Kraft. Sie tritt mit Ablauf von fünf Jahren 
nach ihrem Inkrafttreten außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 12. Mai 2017
K r i s t i n A l h e i t

Ministerin
 für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung
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Anlage 1 
zu § 1 Absatz 3 

 
 
 

URKUNDE 
 
 

über die Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeichnung 
Altenpflegehelferin / Altenpflegehelfer*) 

 
 
Frau/Herr*)  _______________________________________________ 
 
geboren am  ________________________ in _____________________ 
 
 
erhält aufgrund des Gesetzes zur Durchführung des Altenpflegegesetzes und zur Aus-
bildung in der  Altenpflegehilfe vom 12. Juni 2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 152), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. Dezember 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 
625), Ressortbezeichnungen zuletzt ersetzt durch Artikel 9 der Verordnung vom 16. 
März 2015 (GVOBl. Schl.- H. S. 96), mit Wirkung vom heutigen Tage die Erlaubnis, die 
Berufsbezeichnung 
 
 

Altenpflegehelferin / Altenpflegehelfer*) 
 
 
zu führen. 
 
 
 
 
 
Kiel, den ________________________________________ 
 
 
  Landesamt für soziale Dienste 

Schleswig-Holstein 
   
 
 
 
 
Unterschrift _______________________________  (Siegel) 
 
*) Nichtzutreffendes bitte streichen 
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Anlage 2 
zu § 2 Absatz 2 

 
 
A. Theoretischer und praktischer Unterricht in der Altenpflegehilfe 
 
Lernbereiche/Lernfelder/ 
 

Stundenzahl 
 
1 Aufgaben und Kompetenzen in der Altenpflegehilfe 430 
   
1.1 Theoretische Grundlagen in das altenpflegerische Handeln mit 

einbeziehen 
30 

1.1.1 Alter, Gesundheit, Krankheit, Behinderung und Pflegebedürftigkeit  
1.1.2 Konzepte, Modelle und Theorien der Pflege 

Grundlagen und Anwendung 
 

1.1.3 Gesundheitsförderung, Prävention und Rehabilitation  
1.1.4 Rehabilitation  
1.1.5 Biographiearbeit  
1.1.6 Pflegerelevante Grundlagen und Ethik  
   
1.2 Pflege alter Menschen geplant durchführen, dokumentieren und 

evaluieren 
30 

1.2.1 Wahrnehmung und Beobachtung  
1.2.2 Pflegeprozess  
1.2.3 Mitwirkung bei der Planung,  Durchführung und Evaluation der Pflege 

– Grundlagen 
 

1.2.4 Grenzen der Pflegeplanung, Rechtliche Aspekte der Pflegedokumentation  
1.2.5 Pflegedokumentation, EDV  
   
1.3 Alte Menschen personen- und situationsgerecht pflegen 330 
1.3.1 Pflegerelevante Grundlagen, insbesondere der Anatomie, Physiologie, 

Geriatrie, Gerontopsychiatrie, Psychologie, Arzneimittelkunde, Hygiene 
und Ernährungslehre 

 

1.3.2 Unterstützung alter Menschen bei der Selbstpflege 
(Waschen, Essen, Inkontinenz) 

 

1.3.3 Unterstützung alter Menschen bei präventiven und rehabilitativen 
Maßnahmen (Prophylaxen) 

 

1.3.4 Mitwirkung bei geriatrischen und gerontopsychiatrischen 
Rehabilitationskonzepten 
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1.3.5 Umgang mit Hilfsmitteln und Prothesen  
1.3.6 Pflege alter Menschen mit eingeschränkten Funktionen von 

Sinnesorganen 
 

1.3.7 Pflege alter Menschen mit Behinderungen  
1.3.8 Pflege alter Menschen mit akuten und chronischen Erkrankungen  
1.3.9 Pflege infektionskranker Menschen  
1.3.10 Pflege multimorbider alter Menschen  
1.3.11 Pflege alter Menschen mit chronischen Schmerzen  
1.3.12 Pflege alter Menschen in existenziellen Krisen  
1.3.13 Pflege dementer und gerontopsychiatrisch veränderter alter Menschen  
1.3.14 Pflege alter Menschen mit Suchterkrankungen  
1.3.15 Pflege schwerstkranker alter Menschen  
1.3.16 Pflege sterbender alter Menschen  
1.3.17 Handeln in Notfällen, Erste Hilfe  
   
1.4 Anleiten, beraten und Gespräche führen 20 
1.4.1 Kommunikation und Gesprächsführung  
1.4.2 Beratung und Anleitung, Grundlagen  
   
1.5 Bei der medizinischen Diagnostik und Therapie mitwirken 20 
1.5.1 Rechtliche Grundlagen  
1.5.2 Interdisziplinäre Zusammenarbeit, Mitwirkung im therapeutischen Team  
1.5.3 Mitwirkung an Rehabilitationskonzepten  
 
 

Stundenzahl 
 

2 Unterstützung alter Menschen bei der Lebensgestaltung 100 
   
2.1 Lebenswelten und soziale Netzwerke alter Menschen beim 

pflegerischen Handeln berücksichtigen 
 

40 
2.1.1 Altern als Veränderungsprozess  
2.1.2 Demographische Entwicklung  
2.1.3 Ethniespezifische und interkulturelle Aspekte  
2.1.4 Glauben und Lebensfragen  
2.1.5 Alltag und Wohnen im Alter  
2.1.6 Familienbeziehung und soziale Netzwerke alter Menschen  
2.1.7 Sexualität im Alter  
2.1.8 Menschen mit Behinderung im Alter  
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2.2 Alte Menschen bei der Wohnraum- und Wohnumfeldgestaltung 
unterstützen – Ernährung und Haushalt 

20 

2.2.1 Ernährung und Haushalt  
2.2.2 Schaffen eines förderlichen und sicheren Wohnraumes und 

Wohnumfeldes 
 

2.2.3 Hilfsmittel und Wohnraumanpassung  
   
2.3 Alte Menschen bei der Tagesgestaltung und bei selbst organisierten 

Aktivitäten unterstützen 
40 

2.3.1 Tagesstrukturierende Maßnahmen  
2.3.2 Musische kulturelle und handwerkliche Beschäftigungs- und 

Bildungsangebote 
 

2.3.3 Feste und Festgestaltungsangebote  
2.3.4 Medienangebote  
2.3.5 Freiwilliges Engagement alter Menschen  
2.3.6 Selbsthilfegruppen  
2.3.7 Seniorenvertretungen, Seniorenbeirat  
 
 

Stundenzahl 
 
3 Rechtliche und institutionelle Rahmenbedingungen 

altenpflegerischer Arbeit 
 

50 
   
3.1 Institutionelle und rechtliche Rahmenbedingungen beim 

altenpflegerischen Handeln berücksichtigen 
 

20 
3.1.1 Systeme der sozialen Sicherung  
3.1.2 Rechtliche Rahmenbedingungen altenpflegerischer Arbeit  
3.1.3 Betriebswirtschaftliche Rahmenbedingungen altenpflegerischer Arbeit  
   
3.2 An qualitätssichernden Maßnahmen in der Altenpflege mitwirken 30 
3.2.1 Rechtliche Grundlagen  
3.2.2 Konzepte und Methoden der Qualitätsentwicklung  
3.2.3 Fachaufsicht  
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Stundenzahl 
 
4 Altenpflege als Beruf 70 
   
4.1 Berufliches Selbstverständnis entwickeln 20 
4.1.1 Geschichte der Pflegeberufe  
4.1.2 Berufsgesetz der Pflegeberufe, Berufsbild, Berufsethik  
4.1.3 Berufsverbände und Organisationen der Altenpflege  
4.1.4 Teamarbeit und Zusammenarbeit mit anderen Berufsgruppen  
   
4.2 Lernen lernen 10 
4.2.1 Lernen und Lerntechniken  
4.2.2 Zeitmanagement  
   
4.3 Mit Krisen und schwierigen sozialen Situationen umgehen 20 
4.3.1 Berufstypische Konflikte und Befindlichkeiten  
4.3.2 Spannungen in der Pflegebeziehung  
4.3.3 Gewalt in der Pflege  
   
4.4 Die eigene Gesundheit erhalten und fördern 20 
4.4.1 Persönliche Gesundheitsförderung und rückenschonendes Arbeiten  
4.4.2 Arbeitsschutz  
4.4.3 Stressprävention und –bewältigung  
4.4.4 Kollegiale Beratung und Supervision  
 

Stundenzahl 
 
5 Zur freien Gestaltung des Unterrichtes 50 
   
 Gesamtstundenzahl 700 
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B. Praktische Ausbildung in der Altenpflegehilfe 
 
Lernbereiche 
 
 
Kennen lernen des Praxisfeldes unter Berücksichtigung institutionel-
ler und rechtlicher Rahmenbedingungen und fachlicher Konzepte. 
 
Mithilfe bei der umfassenden und geplanten Pflege sowie bei der 
Begleitung und Betreuung alter Menschen. 
 
Übernehmen selbständiger Teilaufgaben entsprechend dem Ausbil-
dungsstand in der umfassenden und geplanten Pflege sowie bei der 
Begleitung und Betreuung alter Menschen. 
 
Mithilfe bei Projektaufgaben, z.B. bei der Tagesgestaltung oder bei 
der Gestaltung der häuslichen Pflegesituation. 
 
 
 
Gesamtstundenzahl 900 
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Die Vorsitzende/Der Vorsitzende 

Anlage 3 
                                         zu § 14 Absatz 2 

des Prüfungsausschusses  
 
 

Zeugnis 
über die staatliche Prüfung in der Altenpflegehilfe 

 
 
Name, Vorname 
 
 
 
Geburtsdatum Geburtsort 
 
 
 
 
hat am _________________ die staatliche Prüfung in der Altenpflegehilfe nach § 1 Ab-
satz 1 Nummer 1 der Landesverordnung über die Ausbildung und Prüfung in der Alten-
pflegehilfe vom     Mai 2017 (GVOBl. Schl.-H. S.    ) vor dem staatlichen Prüfungsaus-
schuss bei der staatlich anerkannten Altenpflegeschule 
 
 
(Bezeichnung der Altenpflegeschule) 
 
bestanden. 
 
 
Sie/Er*) hat folgende Prüfungsnoten erhalten: 
 

1. Im schriftlichen Teil der Prüfung 
 

______________________________ 

2. Im mündlichen Teil der Prüfung 
 

______________________________ 
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3. Im praktischen Teil der Prüfung 
 

______________________________ 

 
 
_______________________________ 
Ort, Datum 
          (Siegel) 
 
_________________________________________________ 
(Unterschrift der Vorsitzenden/des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses) 
 
*) Nichtzutreffendes bitte streichen 
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Die Vorsitzende/Der Vorsitzende 

                           
 
                          Anlage 4 
                          zu § 10 Absatz 3 und  
                          § 14 Absatz 2 

des Prüfungsausschusses  
  

 
Zeugnis 

über die staatliche Externenprüfung in der Altenpflegehilfe 
 
 
Name, Vorname 
 
 
 
Geburtsdatum Geburtsort 
 
 
 
 
hat am _________________ die staatliche Prüfung in der Altenpflegehilfe nach § 1 Ab-
satz 1 Nummer 2 der Landesverordnung über die Ausbildung und Prüfung in der Alten-
pflegehilfe vom     Mai 2017 (GVOBl. Schl.-H. S.    ) vor dem staatlichen Prüfungsaus-
schuss bei der staatlich anerkannten Altenpflegeschule  
 
 
(Bezeichnung der Altenpflegeschule) 
 
bestanden. 
 
Sie/Er*) hat folgende Prüfungsnoten erhalten: 
 

1. Im schriftlichen Teil der Prüfung 
 

___________________________ 

2. Im mündlichen Teil der Prüfung 
 

___________________________ 
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3. Im praktischen Teil der Prüfung 
 

___________________________ 

 
 
 
_______________________________ 
Ort, Datum 
          (Siegel) 
 
_________________________________________________ 
(Unterschrift der Vorsitzenden/des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses) 
 
*) Nichtzutreffendes bitte streichen 
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Landesverordnung 
über die Anerkennung von Weiterbildungsveranstaltungen für die Bildungsfreistellung 

(Bildungsfreistellungsverordnung - BilFVO)
Vom 16. Mai 2017

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 223-16-3

Aufgrund des § 22 Weiterbildungsgesetz Schles-
wig-Holstein (WBG) vom 6. März 2012 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 282), geändert durch Gesetz vom  
22. Januar 2017 (GVOBl. Schl.-H. S. 123), und § 26 
Absatz 1 Satz 3 WBG in Verbindung mit § 13 Ab-
satz 2 des Investitionsbankgesetzes vom 7. Mai 
2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 206), zuletzt geändert 
durch Artikel 16 des Gesetzes vom 17. Dezember 
2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 789), Ressortbezeich-
nungen ersetzt durch Artikel 68 der Verordnung 
vom 4. April 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 143), ver-
ordnet das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Ver-
kehr und Technologie:

§ 1 
Zielsetzung

Die Anerkennung von Veranstaltungen der allge-
meinen, politischen, kulturellen und beruflichen 
Weiterbildung sowie die Weiterbildung für ehren-
amtliches und zivilgesellschaftliches Engagement 
für die Freistellung von der Arbeit (Bildungsfreistel-
lungsveranstaltungen) dient dem Teilnahmeschutz, 
soll Missbräuche verhindern sowie einen Beitrag 
dazu leisten, das Recht auf Weiterbildung für alle 
nach § 4 WBG zu verwirklichen.

§ 2 
Verfahren

(1) Die Anerkennung von Bildungsfreistellungsveran-
staltungen erfolgt auf Antrag des Trägers, der Ein-
richtung der Weiterbildung oder der Veranstalterin 
oder des Veranstalters im schriftlichen oder elektro-
nischen Verfahren. Der Antrag ist formgebunden 
und soll der zuständigen Behörde spätestens zehn 
Wochen vor Beginn der Veranstaltung zugehen.

(2) Die Antragsfrist kann verkürzt werden, wenn

1. die Veranstaltung sich auf ein aktuelles Ereignis 
bezieht, das sich wegen der Aktualität auf die 
Einhaltung der Antragsfrist auswirkt oder

2. andere besondere Gründe nachgewiesen wer-
den, die der Antragstellerin oder dem Antrag-
steller die Einhaltung der Antragsfrist unmöglich 
gemacht haben und ihr oder ihm nicht zuzu-
rechnen sind.

(3) Eine rückwirkende Anerkennung ist ausge-
schlossen.

(4) Die Anerkennung kann für

1. einzelne Bildungsfreistellungsveranstaltungen 
(Einzelveranstaltungen) oder

2. mehrere Bildungsfreistellungsveranstaltungen 
gleicher Art (Typenveranstaltungen) innerhalb 
eines Zeitraums von höchstens zwei Jahren er-
teilt werden.

(5) Gegenstand des Anerkennungsverfahrens sind

1. die Bezeichnung der Veranstaltung; sie soll den 
wesentlichen Inhalt der Bildungsfreistellungs-
veranstaltung darstellen und darf nicht zu Miss-
deutungen Anlass geben; die Bezeichnung der 
Veranstaltung ist, wenn sie nur im Rahmen ei-
nes übergeordneten Bildungszieles (berufliche 
Weiterqualifizierung) anerkennungsfähig ist, um 
einen entsprechenden Zusatz etwa „nur im Rah-
men der beruflichen Weiterbildung“ zu erwei-
tern; für diesen Fall ist auch der Teilnehmerkreis 
Gegenstand des Anerkennungsverfahrens; die 
Einschränkung des Teilnehmerkreises kann für 
derartige Veranstaltungen im Anerkennungsbe-
scheid erfolgen;

2. der Veranstaltungsort bei Einzelveranstaltungen; 
Veranstaltungen im Rahmen einer Typenaner-
kennung, wenn diese an unterschiedlichen Ver-
anstaltungsorten innerhalb des Landes stattfin-
den sollen;

3. der Veranstaltungszeitraum bei Einzelveranstal-
tungen; bei Typenveranstaltungen der erste ge-
plante Veranstaltungszeitraum und der Anerken-
nungszeitraum.

Abweichungen oder Änderungen von der beantrag-
ten Durchführung sind nicht zulässig, es sei denn die 
zuständige Behörde hat vor Beginn der Veranstaltung 
auf Antrag einen Änderungsbescheid erlassen.

(6) Die Veranstalterin oder der Veranstalter über-
sendet nach Durchführung der Bildungsfreistel-
lungsveranstaltung einen Statistikbogen an die zu-
ständige Behörde. Kommt eine Antragstellerin oder 
ein Antragsteller dieser Verpflichtung auch auf An-
forderung nicht nach, wird die Bearbeitung weite-
rer Anträge bis zum Eingang der Statistikbögen für 
zurückliegende Veranstaltungen zurückgestellt.

§ 3 
Anerkennungsvoraussetzungen

(1) Die Anerkennung kann nur erteilt werden, wenn 
nachgewiesen wird, dass die Voraussetzungen 
nach den §§ 16 und 17 WBG erfüllt sind.

(2) Die Gewährleistung einer sachgemäßen und 
teilnehmerorientierten Bildung im Sinne des § 17 
Absatz 2 Nummer 3 WBG ist anzunehmen, wenn 
die Anforderungen nach § 4 Absatz. 2 der Träge-
ranerkennungsverordnung vom 30. April 2012 
(GVOBl. Schl.-H. S. 524) erfüllt sind.

(3) Bildungsfreistellungsveranstaltungen im Sinne 
des Weiterbildungsgesetzes sind nur solche, denen

1. ein methodisch/didaktisches Konzept und
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2. ein mindestens sieben Zeitstunden pro Tag umfas-
sender Arbeits- und Zeitplan einschließlich ange-
messener und pädagogisch begründeter Pausen 

zugrunde liegt.

(4) Das methodisch/didaktische Konzept muss An-
gaben über das Lernziel, den Arbeits- und Zeitplan, 
die eingesetzten Methoden und die Bildungsziele 
gegebenenfalls in Reflexion auf die Zielgruppe ent-
halten.

(5) Der Arbeits- und Zeitplan stellt in übersichtli-
cher Weise insbesondere dar,

1. welche Lehrkräfte für die Veranstaltung einge-
setzt werden,

2. was, bezogen auf das angestrebte Bildungsziel, 
konkret wann und wie unterrichtet oder erarbei-
tet wird (Stundenplan) und

3. welche Hilfsmittel eingesetzt werden.

(6) Für die Berechnung der Unterrichtszeit gelten 
folgende Voraussetzungen:

1. Die Unterrichtszeit für eine ganztägige Veran-
staltung muss mindestens sieben Zeitstunden 
pro Tag umfassen, davon 5,5 Zeitstunden reine 
Unterrichtszeit und 1,5 Zeitstunden pädago-
gisch begründete Pausen;

2. Die Unterrichtszeit kann bei mehrtägigen Veran-
staltungen im Durchschnitt erreicht werden. Es 
ist ausgeschlossen, dass ein oder mehrere freie 
Tage durch Mehrarbeit an anderen Unterrichts-
tagen ausgeglichen werden. Es müssen mindes-
tens drei Zeitstunden Unterricht pro Tag nachge-
wiesen werden; es werden nicht mehr als zehn 
Unterrichtsstunden pro Tag berücksichtigt;

3. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist bei mehr-
wöchigen Veranstaltungen jeweils für einen 
Zeitraum von fünf Arbeitstagen nachzuweisen.

4. Unberücksichtigt bleiben Zeiten, in denen grund-
sätzlich anerkennungsfähige Bildungsinhalte im 
Zusammenhang mit anderen Tätigkeiten vermit-
telt werden sollen, insbesondere die, die dem Ne-
gativkatalog nach Absatz 9 unterliegen.

5. Die Vermittlung von Bildungsinhalten während 
der An- und Abreise ist nicht anerkennungsfähig.

(7) Bei der Berechnung der Veranstaltungsdauer 
gelten folgende Voraussetzungen:

1. Bei eintägigen Veranstaltungen bleiben Zeiten 
für die An- und Abreise unberücksichtigt;

2. bei zweitägigen Veranstaltungen sind mindestens 
an einem Tag mindestens sieben Zeitstunden ge-
mäß Absatz 3 Nummer 2 nachzuweisen, während 
der andere Tag als Reisetag mit drei Zeitstunden 
reine Unterrichtszeit ohne Pausen Berücksichtigung 
finden kann; darüber hinausgehende Reisezeiten 
bleiben bei der Berechnung unberücksichtigt;

3. bei mehrtägigen Veranstaltungen gelten An- und 
Abreisetage jeweils als ein Tag; für diese Tage 

müssen jeweils mindestens drei Zeitstunden 
reine Unterrichtszeit ohne Pausen nachgewie-
sen werden.

(8) Anerkennungsfähige Einzelfälle enthält Anlage 1; 
die Anlage ist Bestandteil dieser Verordnung.

(9) Nicht anerkennungsfähig sind insbesondere:

1. Weiterbildungsveranstaltungen, die zu mehr als 
einem Zehntel der Veranstaltungsdauer der Er-
holung, der eigenen privaten Lebensführung 
oder der eigenen Freizeitgestaltung dienen; 

Das kann der Fall sein, wenn sie

a) dem Erwerb von Kenntnissen und Fertigkei-
ten auf dem Gebiet der eigenen Körperpflege 
und der persönlichen Lebenshilfe dienen; 

b) den Erwerb von Fahrerlaubnissen, Funklizen-
zen oder ähnlichen Berechtigungen;

c) das Erlernen von Spielen oder Sportarten, 
von berufsfernen handwerklichen oder haus-
wirtschaftlichen Fertigkeiten, Jagen, Reiten, 
Segeln, Tauchen oder Fischen oder die Betä-
tigung in diesen Bereichen, es sei denn, 
diese dienen einem ehrenamtlichen oder zi-
vilgemeinschaftlichem Engagement;

d) Unterhaltung und Geselligkeit;

e) touristische Besichtigungen, sofern sie nicht 
in ein kulturelles/historisches Weiterbildungs-
konzept eingebunden sind,

zum Gegenstand haben. 

Absatz 9, Satz 1 gilt nicht, wenn die Inhalte 
nach Satz 2 Buchstabe a bis e einem berufli-
chen oder politischen Bildungsziel, einem Bil-
dungsziel, das der Berufsausübung dient, der 
Gleichstellung von Mann und Frau sowie von 
behinderten und nicht behinderten Menschen 
oder der Vorbereitung auf das Alter dienen.

2. Aufnahmeprüfungen für Weiterbildungsveran-
staltungen und praktische Prüfungen.

3. Klassenfahrten, auch, wenn sie von Bildungs-
einrichtungen angeboten werden, deren Ange-
bot grundsätzlich allgemeinzugänglich ist.

4. Veranstaltungen, die überwiegend betrieblichen 
oder dienstlichen Zwecken im Sinne des § 17 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 WBG dienen, zur 
Einarbeitung auf einem Arbeitsplatz oder die 
überwiegend auf interne Erfordernisse eines Be-
triebes oder einer Dienststelle ausgerichtet sind.

(10) Zur Sicherstellung der mit § 17 Absatz 3 Num-
mer 1 WBG vorauszusetzenden Allgemeinzugäng-
lichkeit ist eine Veröffentlichung der Veranstaltung 
in dafür geeigneten Medien nachzuweisen. Findet 
die Veröffentlichung durch ein Veranstaltungspro-
gramm statt, sind die allgemeinzugänglichen Ver-
anstaltungen von Veranstaltungen zur Fortbildung 
von Mitgliedern oder Mitarbeiterinnen oder Mitar-
beitern deutlich zu trennen. Die Erhebung von Teil-
nahmebeiträgen von Nichtmitgliedern gegenüber 

Anl. 1
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einer beitragsfreien Teilnahme für Mitglieder einer 
Veranstalterin oder eines Veranstalters schließt 
eine Anerkennung grundsätzlich nicht aus, es sei 
denn, dass der von den Nichtmitgliedern erhobene 
Beitrag unverhältnismäßig hoch und im Hinblick 
auf die angebotene Leistung unangemessen ist.

§ 4 
Vereinfachte Verfahren

(1) Bei der Anerkennung von Weiterbildungsveran-
staltungen, die von den nach § 19 WBG anerkann-
ten Trägern oder Einrichtungen der Weiterbildung 
angeboten und durchgeführt werden, findet die Prü-
fung nach § 3 Absatz 2 grundsätzlich nicht statt.

(2) Nach der Anerkennung als einzelne Veranstal-
tung im Sinne des § 2 Absatz 4 Nummer 1 oder 
nach Ablauf des Zeitraums der Anerkennung nach 
§ 2 Absatz 4 Nummer 2 können Typenveranstal-
tungen ohne erneuten Nachweis der Voraussetzun-
gen nach § 3 anerkannt werden, wenn keine An-
haltspunkte für ein Abweichen von den Anerken-
nungsvoraussetzungen vorliegen.

§ 5 
Verblockung

Im Rahmen des Anerkennungsverfahrens nach § 2 
prüft die zuständige Behörde nach § 26 WBG, ob 
die Verblockung von Freistellungsansprüchen nach 
§ 6 Absatz 3 WBG für die Teilnahme an der Weiter-
bildungsveranstaltung erforderlich ist, wenn die 
Dauer der Weiterbildungsveranstaltung den An-
spruch auf Freistellung gemäß § 6 Absatz 2 WBG 
übersteigt. Hierfür muss die Veranstalterin oder der 
Veranstalter durch ein methodisches und didakti-
sches Konzept nachweisen, dass die Weiterbil-
dungsveranstaltung eine Einheit ist. Es ist unschäd-
lich, wenn die Veranstaltung in mehreren Abschnit-
ten durchgeführt werden soll. Es ist sicherzustellen, 
dass ein späterer Quereinstieg nicht möglich ist.

§ 6 
Widerruf

(1) Der Widerruf der Anerkennung von Weiterbil-
dungsveranstaltungen nach § 18 Nummer 1 WBG 
ist nur zulässig, wenn der Veranstalterin oder dem 
Veranstalter Gelegenheit gegeben worden ist, die 
Voraussetzungen für die Anerkennung herbeizufüh-
ren und dies nicht innerhalb einer angemessenen 
Frist geschehen ist.

(2) Die Voraussetzungen für die Anerkennung liegen 
insbesondere dann nicht mehr vor, wenn der Veran-
stalterin oder der Veranstalter bei der Durchführung 
der Weiterbildungsveranstaltung von dem Anerken-
nungsbescheid, dem Arbeits- und Zeitplan sowie 
dem vorgelegten Konzept wesentlich abweicht.

§ 7 
Beteiligung

(1) Bei der Anerkennung von Bildungsfreistellungs-
veranstaltungen wirkt die Kommission Weiterbil-
dung durch einen Ausschuss nach § 17 Absatz 1 
WBG beratend mit,  wenn

1. die zuständige Behörde es wegen der grundsätz-
lichen Bedeutung der Entscheidung für geboten 
hält oder es von der Kommission Weiterbildung 
oder deren Ausschuss gewünscht wird oder

2. die zuständige Behörde einem Antrag oder ei-
nem Widerspruch des Antragstellers aus inhalt-
lichen Gründen im Sinne des § 3 Absatz 9 nicht 
stattgeben oder abhelfen kann.

(2) Die Kommission Weiterbildung ist regelmäßig 
über die Tätigkeit des Ausschusses und die Aner-
kennungspraxis der zuständigen Behörde zu unter-
richten. Jedes Mitglied der Kommission kann an 
den Sitzungen des Ausschusses teilnehmen.

§ 8 
Verfahren bei länderübergreifenden Regelungen

Bei der Anerkennung von Weiterbildungsveranstal-
tungen, die durch Behörden des Bundes oder ande-
rer Länder aufgrund anderer Rechtsvorschriften für 
die Bildungsfreistellung anerkannt worden sind, ist 
dem Antrag der Veranstalterin oder des Veranstal-
ters der entsprechende Anerkennungsbescheid bei-
zufügen. Die zuständige Behörde kann von der Prü-
fung einzelner Voraussetzungen nach § 3 absehen, 
wenn der Anerkennungsbescheid auf das Vorliegen 
vergleichbarer Voraussetzungen schließen lässt.

§ 9 
Gebühren

(1) Für die Anerkennung von Bildungsfreistellungs-
veranstaltungen, die Änderung einer Anerkennung, 
die Ablehnung eines Antrages, die Rücknahme ei-
nes Antrages nachdem mit der sachlichen Bearbei-
tung begonnen wurde und den Widerruf einer An-
erkennung gemäß § 6 werden Gebühren erhoben. 
Die zu entrichtende Gebühr für die Anerkennung 
wird mit Antragstellung fällig. Die Entrichtung der 
Gebühr ist bei Vorlage des Antrags nachzuweisen.

(2) Die Höhe der Gebühr ergibt sich aus Anlage 2; 
die Anlage ist Bestandteil dieser Verordnung.

§ 10  
Evaluierung

Die Anlage 2 ist im Jahr 2018 zu evaluieren.

§ 11 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2017 in Kraft. 
Die Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Mai 2022 
außer Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 16. Mai 2017
R e i n h a r d  M e y e r

Minister
für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie

Anl. 2
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Anlage 1 
zu § 3 Absatz 8 BilFVO 

Anerkennungsfähige Einzelfälle sind: 

1. Prüfungsveranstaltungen, als Abschluss von Weiterbildungslehrgängen, ins-
besondere Abschlussprüfungen an Abendschulen und weiterbildenden Fach-
hochschulen. Bei mündlichen Prüfungen ist ein Arbeits- und Zeitplan von sie-
ben Zeitstunden mit flexibler Pausenregelung nachzuweisen. Zeiten für päda-
gogisch begründete Pausen können dabei im Einzelfall auch 1,5 Stunden 
überschreiten, dürfen aber nicht mehr als 2,5 Stunden betragen. Für die übri-
ge Zeit außerhalb der Prüfung ist eine Vor- oder Nachbereitung in Anwesen-
heit einer Lehrkraft sicherzustellen. Bei schriftlichen Prüfungen reicht im Hin-
blick auf die verhältnismäßig hohen Anforderungen an die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer ein Arbeits- und Zeitplan von vier Zeitstunden ohne Pausen 
für die Anerkennung aus. 
 

2. Kongresse, wenn sie in Seminarform durchgeführt werden und die Teilnahme 
an einem täglich sieben Zeitstunden umfassenden Arbeits- und Zeitplan si-
chergestellt und nachgewiesen werden kann. Kongresse werden nur als Ein-
zelveranstaltung nach § 2 Absatz 4 Nummer 1 anerkannt. 
 

3. Bildungs-/Studienreisen, wenn die Anerkennungsvoraussetzungen im Übrigen 
erfüllt werden. Im Rahmen von Bildungsreisen sind insbesondere politische, 
gesellschaftspolitische, sozialpolitische, berufliche, naturkundliche und sprach-
liche Bildungsinhalte grundsätzlich anerkennungsfähig. Zur Vertiefung und Er-
läuterung von Bildungsinhalten können auch Exkursionen unter fachkundiger 
Führung berücksichtigt werden. Reisezeiten während der Veranstaltung (Fahr-
ten von einem Seminarort zum anderen) werden von der Anerkennung aus-
genommen. Dies gilt ebenso für die Vermittlung von touristischen Bildungsin-
halten. Zu den touristischen Bildungsinhalten zählen insbesondere: Besichti-
gungen von Denkmälern, Bauwerken, Ausstellungen, geographischen Se-
henswürdigkeiten, Stadtrundfahrten und Stadtrundgänge. Bildungsreisen wer-
den nur als Einzelveranstaltung nach § 2 Absatz 4 Nummer 1 anerkannt. 
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4. Weiterbildungsveranstaltungen für den Erwerb von Berechtigungen, die zur 
Ausbildung oder Anleitung Dritter qualifizieren oder eine Multiplikatorenfunkti-
on ermöglichen, insbesondere Trainerlizenzen und Übungsleiterlehrgänge. 
 

5. Gewerkschaftliche Vertrauensleuteschulungen, wenn die Teilnahme von Ver-
trauensleuten anderer als der anbietenden Gewerkschaft oder sonstiger Inte-
ressierter möglich ist. Es können nur Veranstaltungen mit der Zielgruppe „Ver-
trauensleute, Betriebs- und Personalräte sowie sonstige Interessierte“ aner-
kannt werden. Dabei darf die Zugänglichkeit nicht von der Zugehörigkeit zu ei-
ner Gewerkschaft abhängig gemacht werden. 
 

6. Veranstaltungen mit übergeordnetem Bildungsziel zur Gleichstellung von 
Mann und Frau, zur Gleichstellung von Menschen mit und ohne Behinderun-
gen und zur Vorbereitung auf das Alter. Für Veranstaltungen, die nur mit dem 
übergeordneten Bildungsziel der Vorbereitung auf das Alter anerkennungsfä-
hig sind, wird eine Anerkennung nur für Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach 
Vollendung des 62. Lebensjahres ausgesprochen und im Anerkennungsbe-
scheid mit einer entsprechenden Zusatzbezeichnung versehen. Aus dem me-
thodisch/didaktischen Konzept muss eindeutig erkennbar sein, dass der Ein-
stieg in die Lebensphase nach dem Beruf Gegenstand der Veranstaltung ist 
und nicht die in § 3 Absatz 9 Nummer 1 Satz 2 Buchstabe a bis e genannten 
Ziele. 
 

7. Veranstaltungen die in Form von Einzelunterricht stattfinden, wenn der An-
tragsteller eine Bildungseinrichtung ist. Diese Veranstaltungen werden nur als 
Einzelveranstaltung nach § 2 Absatz 4 Nummer 1 anerkannt. 
 

8. Veranstaltungen, die über einen längeren Zeitraum als zwei Wochen andau-
ern, wie etwa ein- oder mehrjährige Veranstaltungen. Dabei ist der Zeitraum 
der Anerkennung genau zu definieren. Die Wochenenden sind von der Aner-
kennung auszunehmen, wenn die Tage zur freien Verfügung stehen. Ebenso 
ist zu verfahren, wenn an einzelnen Tagen keine Bildungsinhalte vermittelt 
werden. Diese Veranstaltungen werden nur als Einzelveranstaltung nach § 2 
Absatz 4 Nummer 1 anerkannt. 
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9. Bildungsveranstaltungen auf Schiffen, wenn die Anerkennungsvoraussetzun-
gen im Übrigen vorliegen. Voraussetzung ist, dass das Schiff über eine hinrei-
chende Besatzung und Ausstattung verfügt und die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer von jeglichen zur Schiffsführung notwendigen seemännischen 
Diensten einschließlich Backschaft (Küchendienst) während der Seminarzei-
ten ausgenommen sind. Diese Veranstaltungen werden nur als Einzelveran-
staltung nach § 2 Absatz 4 Nummer 1 anerkannt. 
 
 

Anlage 2 

zu § 9 Absatz 2 BilFVO 

Gebühren gemäß § 9: 

1. Anerkennung einer Bildungsfreistellungs-
veranstaltung 
 

69,00 Euro 

2. Rücknahme eines Antrags auf Anerken-
nung, nachdem mit der sachlichen Bear-
beitung begonnen wurde 
 

34,00 Euro 

3. Änderung einer Anerkennung gemäß 
Nummer 1 
 

34,00 Euro 

4. Ablehnung eines Antrags auf Anerken-
nung 
 

55,00 Euro 

5. Widerruf einer Anerkennung 
 

268,00 Euro  
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Verkündungen 
im Nachrichtenblatt des Ministeriums für Schule und Berufsbildung 

des Landes Schleswig-Holstein
Nach § 143 Schulgesetz vom 24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzen vom 14. Dezember 2016 (GVOBl. S. 999), wird auf folgende im Nachrichtenblatt 
des Ministeriums für Schule und Berufsbildung des Landes Schleswig-Holstein (NBl. MSB Schl.-H.) verkün-
deten Landesverordnungen hingewiesen:

Bezeichnung der Verordnung Verkündet im  Seite Tag des
 NBl. MSB Schl.-H.  In-Kraft-Tretens
 Nummer

Landesverordnung über die Bestimmung der
Mindestgröße von öffentlichen allgemein bildenden
Schulen und Förderzentren (Mindestgrößenverordnung
- MindGrVO)
Vom 21. März 2017
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 233-214 3/2017 87 31. Juli 2017

Verkündungen 
im Hochschul-Nachrichtenblatt des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und 

Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein
Nach § 95 Absatz 1 Hochschulgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Februar 2016 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 39), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. März 2017 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 142), wird auf folgende im Hochschul-Nachrichtenblatt des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Wis-
senschaft und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein (NBl. HS MSGWG Schl.-H.) verkündeten Lan-
desverordnungen hingewiesen:

Bezeichnung der Verordnung  Verkündet im  Seite Tag des In-Kraft
 NBl. HS MSGWG   Tretens
 Schl.-H. Nummer  
Landesverordnung zur Änderung der Hochschul-
haushalteverordnung
Vom 18. März 2017
Ändert LVO vom 15. September 2011, 
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-24-19 2/2017 12 4. Mai 2017

Landesverordnung zur Einteilung der Hochschuljahre 
und Unterrichtszeiten an den staatlichen Hochschulen 
ab Wintersemester 2018/2019 bis Sommersemester
2020 (LVO ETHSJ)
Vom 23. März 2017
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221.24.25 2/2017 13 4. Mai 2017

Landesverordnung zur Änderung der Verordnung
über die zentrale Vergabe von Studienplätzen durch
die Stiftung für Hochschulzulassung und zur Änderung
der Hochschulzulassungsverordnung
Vom 24. April 2017
Art. 1 ändert LVO vom 3. Mai 2010,
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-26-12
Art. 2 ändert LVO vom 21. März 2011,
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-28-1 2/2017 17 4. Mai 2017

Landesverordnung zur Einteilung der Hochschuljahre 
und Unterrichtszeiten an den staatlichen Hochschulen 
ab Wintersemester 2018/2019 bis Sommersemester
2020 (LVO ETHSJ)
Vom 23. März 2017
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221.24.25 2/2017 13 4. Mai 2017
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Landesverordnung zur Änderung der Verordnung
über die zentrale Vergabe von Studienplätzen durch
die Stiftung für Hochschulzulassung und zur Änderung
der Hochschulzulassungsverordnung
Vom 24. April 2017
Art. 1 ändert LVO vom 3. Mai 2010,
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-26-12
Art. 2 ändert LVO vom 21. März 2011,
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-28-1 2/2017 17 4. Mai 2017

Mitteilung der Schriftleitung 
Für das Einbinden des Gesetz- und Verordnungs-
blattes Jahrgang 2016 können Einbanddecken zum 
Preis von 24,00 Euro zuzüglich Versandkosten bei 
der Firma Schmidt & Klaunig bezogen werden. Die 
Anschrift und Telefon- bzw. Fax-Nummer entneh-
men Sie bitte dem Impressum. Das Jahresinhalts-
verzeichnis 2016 liegt der Ausgabe des Gesetz- 
und Verordnungsblattes Nummer 3/2017 vom  
23. Februar 2017 bei. 
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Hinweis: Die vollständigen Fassungen aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen können im Internet unter http:// 
www.schleswig-holstein.de (➝ Landesrecht) abgerufen 
werden.


